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Die deutschen Städte sind weitgehend ge-
baut, die Neubauraten liegen weit unter 
denen der 1970er oder 1990er Jahre und 
Projekte wie die in Abu Dhabi geplante 
Ökostadt Masdar City1 sind hierzulande 
unrealistisch. Selbst Großprojekte nach 
deutschem Maßstab wie München-Riem II 
oder die Hamburger Hafencity findet man 
nur noch selten und dann nur in Kommu-
nen mit starken Wachstumstendenzen. 
Stadtentwicklung ist somit in Deutsch-
land fast ausschließlich auf den Bestand 
beschränkt und unterliegt dabei Rahmen-
bedingungen, die sich aus vorhandenen 
Strukturen ergeben. 

Trier, Kempten, Worms und Augsburg ge-
hören zu den ältesten Städten in Deutsch-
land. In ihnen zeigt sich besonders, wie 
stark und langfristig sich städtebauliche 
Entscheidungen – das Schleifen von Fes-
tungsanlagen, Entwürfe der Gartenstadt 
oder der autogerechten Stadt – und kom-
munale Infrastrukturen auf die Entwick-
lung des urbanen Raums auswirken. Ge-
stalt und Funktionalitäten von Stadt und 
Raum korrespondieren immer mit ge-
sellschaftlichen Entwicklungen und den 
daraus abgeleiteten Ansprüchen. So wie 
man einst dem Leitbild der „gegliederten 
und aufgelockerten Stadt“ der Charta von 
Athen folgte und Manufakturen wegen 
ihrer negativen Effekte in Industriezonen 
umsiedelte, so wandelt jetzt auch der Ver-
such, den Klimawandel zu beeinflussen, 
die (Infra-)Strukturen und das Aussehen 
unserer Städte. Die Klimaschutzbemü-
hungen auf internationaler, europäischer 
und deutscher Ebene lassen nicht nur die 
Anforderungen zur Anpassung an den 
Klimawandel steigen, sondern erfordern 
darüber hinaus, vermehrt Energie einzu-
sparen bzw. effizienter zu nutzen und er-
neuerbare Energien im städtischen Raum 
zu erzeugen. Letzteres gewinnt vor dem 
Hintergrund steigender und zunehmend 
volatiler Preise für fossile Energieträger an 
Bedeutung.

Der Europäische Rat beschloss 2007, 20 % 
des bis 2020 prognostizierten Energiever-
brauchs einzusparen.2 Die Bundesregie-
rung bekräftigte, die Treibhausgasemis-
sionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 
zu senken. Darüber hinaus strebt sie im 
Rahmen ihrer nationalen Nachhaltigkeits-
strategie die Verdopplung der gesamtwirt-
schaftlichen Energieproduktivität bis zum 
Jahr 2020 an.3 Dazu müsste in den nächs-
ten zwölf Jahren – entgegen dem Trend – 
der Energieaufwand zur Erzeugung einer 
Einheit des Bruttoinlandsprodukts Jahr 
für Jahr um 3 % sinken.4 Diese nationalen 
Ziele wurden in Deutschland als „Integ-
riertes Energie- und Klimapaket der Bun-
desregierung“ (IEKP) verabschiedet. Das 
Paket umfasst 29 Maßnahmen vor allem 
zur Steigerung der Energieeffizienz und 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien 
an der Stromerzeugung. Ausgestaltet in 
Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien 
liegt der Ball jetzt im Feld der Energie-
wirtschaft, der Bauindustrie und Woh-
nungswirtschaft, aber insbesondere auch 
bei den Kommunen und natürlich immer 
auch bei den Verbrauchern.

Sollen die energie- und klimapolitischen 
Ziele erreicht werden, muss auch der ur-
bane Raum seinen Beitrag leisten. Einige 
Zahlen aus dem Gebäudebereich veran-
schaulichen sowohl die Potenziale als auch 
die ernüchternde Ausgangslage gegenüber 
den gesteckten Zielen. Eine Potenzialana-
lyse des Instituts für ökologische Wirt-
schaftsforschung (IÖW) im Rahmen des 
ENEF-Haus-Projekts (Energieeffiziente Sa-
nierung im Gebäudebestand bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern) ergab, dass eine 
komplette Sanierung der Gebäudehüllen 
von Ein- und Zweifamilienhäusern nach 
dem Standard der Energieeinsparverord-
nung (EnEV) 2009 zu einer Reduzierung 
des Primärenergiebedarfs um rund 174 
Terawattstunden pro Jahr führen würde. 
Zuzüglich der Einsparung durch den Ein-
satz erneuerbarer Energien könnte eine 
Gesamtreduktion von mehr als 30 % er-
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zielt werden, immer bezogen auf die CO
2
-

Emissionen privater Haushalte. Die ener-
getische Sanierung von Ein- und Zweifa-
milienhäusern stellt damit eine relevante 
Klimaschutzmaßnahme dar und wird 
entsprechend durch eine Vielzahl an poli-
tischen Instrumenten adressiert. Weitrei-
chende Erfolge blieben bislang jedoch aus. 
So zeigen die Ergebnisse einer Befragung 
von Eigenheimbesitzern, dass der Anteil 
aller energetischen Sanierungsmaßnah-
men nur etwa halb so hoch liegt, wie nach 
den theoretischen Sanierungszyklen zu 
erwarten wäre. Es kann also ein (energe-
tischer) Sanierungsstau für den Ein- und 
Zweifamilienhausbestand festgestellt wer-
den. Wenn weiterhin im selben Tempo wie 
in den letzten Jahren saniert wird, sind 
2020 immer noch weniger als 45 % aller 
Fassaden von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern gedämmt. Erst 2080 wären alle Fassa-
den mit einer Dämmung versehen.5

Auf der Ebene des Quartiers bis hin zur 
Gesamtstadt stellen sich Fragen der opti-
malen Maßnahmenkombination, wie z. B. 

– 	 Gebäudeneubau oder -sanierung, 

– 	 Erweiterung, Rückbau oder Erhalt von 
Infrastrukturen oder

– 	 Art und Ort der Energieerzeugung.

Verschiedene Ansätze zum Um- und Neu-
bau von Quartieren zeigen Möglichkei-
ten auf, wie die lokale Nachfrage mit den 
hohen Ansprüchen an die Ressourcen
effizienz und die Nutzung erneuerbarer 
Energien vereinbart werden kann. Dies 
gilt für Wohnquartiere ebenso wie für Ge-
werbe- und Industriegebiete. Letztere er-
möglichen nicht nur Energieeinspar- und 

-effizienzmöglichkeiten in den gebauten 
Strukturen. Ebenso können sich über die 
systematische Nutzung von „Abfallpro-
dukten“ wie u. a. Wärme aus Produktions-
prozessen neue Kooperationen und finan-
zielle Einsparpotenziale ergeben.

Die Veränderung der Quartiere und somit 
der Gemeinde oder Stadt aufgrund der de-
mographischen, wirtschaftlichen oder kli-
matischen Prozesse erfordert allein wegen 
der hohen Investitionskosten in städtische 
Infrastrukturen eine dezidierte Analyse 
sowie Maßnahmen, die gesamtstädtisch 
strategisch aufeinander abgestimmt sind, 
um Fehlallokationen von Steuermitteln 
zu vermeiden. Gerade im Stadtumbau Ost 
zeigt sich, wie stark der demographische 

Wandel die Wohnungs- und die Energie-
nachfrage – hier vor allem im Wärmebe-
reich – beeinflusst. Die Frage nach zu sa-
nierenden Wohnungsbeständen ist keine 
allein objektbezogene mehr, sondern eine 
Frage der Effizienz von Nah- oder Fernwär-
mesystemen, nach der Wirtschaftlichkeit 
von Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen. 
Damit sind auch Entscheidungen für ei-
nen dispersen oder flächenhaften Rück-
bau und räumliche Prioritäten nicht mehr 
allein stadtgestalterische, sondern reihen 
sich ein in den Gesamtkatalog der ener-
getischen Stadterneuerung. Dies erfordert 
entsprechende Methoden und Instrumen-
te, und folglich sollten integrierte Ener-
giekonzepte ein substantieller Bestandteil 
von Stadtentwicklungskonzepten sein.

Vom Gebäude über das Quartier bis zur 
gesamtstädtischen Ebene müssen Effi
zienz, Wirtschaftlichkeit und Versor-
gungsanspruch in ausgewogener Form er-
reicht werden. Für die Kommunen ändern 
sich die Qualitäten des Wettbewerbs un-
tereinander. Welche Parameter der Infra
struktur, des Wohnumfelds und anderer 
Standortqualitäten zukünftig als Grund-
lage für wirtschaftliche Prosperität und 
Bevölkerungswachstum bzw. -stabilisie-
rung gelten werden, wird nicht zuletzt an 
ressourceneffizienten und nachhaltigen 
städtebaulichen Anpassungsformen zu 
messen sein. 

Die Komplexität in der Praxis ist nicht 
zu unterschätzen. Die integrierende Ver-
knüpfung der Ansätze stellt eine große 
Herausforderung dar. Auf welchen räum-
lichen Ebenen soll begonnen werden, auf 
der Ebene der Wohngebäude oder doch 
mit einem integrierten Energiekonzept auf 
gesamtstädtischer Ebene? Welche Maß-
nahmen sollen in Zeiten knapper Kassen 
ergriffen werden? Welche Kosten-Nutzen-
Relationen weisen die geplanten bzw. er-
griffenen Maßnahmen ökonomisch, öko-
logisch und sozial auf? Welche Akteure 
sind einzubeziehen? Dabei werden sich die 
Maßnahmen zur Energieeinsparung, -effi
zienz und Nutzung erneuerbarer Energie 
stark im Stadtbild niederschlagen, wie u. a. 
die Veränderungen durch die Sanierung 
der Gebäudehülle oder Photovoltaik- und 
Solarthermieanlagen auf Hausdächern 
schon heute vor Augen führen. Möglicher-
weise zeigt die IBA Hamburg mit Ihrem 
Gesamtansatz für die Elbinsel Wilhelms-
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burg sowie den darin enthaltenen Pro-
jekten, wie in der Praxis eine zukünftige 
klima- und energiegerechte Umsetzung in 
gebaute(n) Strukturen erfolgen kann.   

Die Lösungen sind mannigfaltig. Das 
Spektrum der Beiträge in diesem Heft 
zeigt, welche verschiedenen Instrumente 
derzeit auf den unterschiedlichen räumli-
chen Handlungsebenen erprobt und auch 
in die Praxis umgesetzt werden. Deutlich 
wird, dass ein fachübergreifendes und 
integriertes Handeln effektiver ist als ein 
sektorales Vorgehen. Es bedarf einer ge-
meinsamen strategischen und konzeptio-
nellen Annäherung der Stadtplanung und 
der jeweiligen relevanten wirtschaftlichen, 
politischen und zivilgesellschaftlichen Ak-
teure. Dabei ist es egal, ob die Gemeinde 
wächst oder schrumpft – hier werden sich 
nur die Maßnahmen unterscheiden. 

Der energetische Stadtumbau betrifft alle 
Kommunen, und sie werden diese Aufgabe 
nicht allein stemmen können. Die Erar-
beitung und Umsetzung von integrierten 
Stadtentwicklungs- und Energiekonzep-
ten erfordert eine gezieltere Förderung, 
die sich wesentlich differenzierter mit 
den räumlichen Strukturen und Anforde-
rungen auseinandersetzt als bisher. Die 
Politik ist gefordert, entsprechende recht-
liche wie finanzielle Instrumente stärker 
aufeinander abzustimmen und gezielt ef-
fektive Maßnahmen im Rahmen von ener-
getischen Teil- oder Energiekonzepten zu 
fördern.

Anmerkungen
(1)
The Masdar Initiative: Masdar – Abud Dhabi 
Future Energy Company (www.masdar.ae/en/
home/index.aspx)

(2)
Bundesministerium für Wirtschaft (Hrsg.): 
Schlaglichter der Wirtschaftspolitik. – Berlin, 
Februar 2009. = Monatsbericht 2/2009 (www.
bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/
Monatsbericht/schlaglichter-der-wirtschafts-
politik-02-2009,property=pdf,bereich=bmwi,s
prache=de,rwb=true.pdf)

(3)
Vgl. KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau (Hrsg.): 
Förderung der energetischen Erneuerung von 
Städten und Gemeinden. – Frankfurt/Main, 
Mai 2010. = Akzente Nr. 24, S. 1 (www.kfw.de/
DE_Home/Service/Download_Center/Allgemei-
ne_Publikationen/Research/PDF-Dokumente_
Akzente/Akzente_Nr._24.pdf)

(4)
Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft: Schlag-
lichter der Wirtschaftspolitik, a.a.O.

(5)
Weiß, J.; Dunkelberg, E.: Erschließbare Energie-
einsparpotenziale im Ein- und Zweifamilienhaus-
bestand. – Berlin 2010
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Kurzfassungen – Abstracts

At present considerable information deficits 
exist about the current energetic condition of 
German residential buildings and about the 
implementation rates of energy conserva-
tion measures. For instance it is neither suf-
ficiently known how many buildings in Ger-
many are equipped with heat insulation, nor 
can reliable statements be made how many 
buildings are modernised energetically each 
year. However, such data are important in or-
der to evaluate the success of energy conser-
vation measures in the building stock and 
to be able to develop prognoses or scenari-
os about the adherence to climate protection 
goals. 

With the research project “Data Base Build-
ing Stock”, which is conducted until Sep-
tember 2010 and promoted by the research 
initiative “Future Building”, the KfW promo-
tional bank and the federal state of Hesse, 
the most important information gaps about 
already realised energy conservation meas-
ures and current modernisation trends in 
the building stock are to be closed. In coop-
eration with chimney sweeps a survey of 
building owners in German is taking place 
for this purpose, with which the data of ap-
proximately 10  000 residential buildings are 
to be collected.

The article explains the method of the inves-
tigation and presents first results.

Gegenwärtig bestehen erhebliche Infor­
mationsdefizite über den aktuellen ener­
getischen Zustand der deutschen Wohnge­
bäude und über die Umsetzungsraten von 
Energiesparmaßnahmen. Beispielsweise ist 
weder ausreichend genau bekannt, wie vie­
le Gebäude in Deutschland mit einer Wär­
medämmung versehen sind, noch können 
verlässliche Aussagen darüber getroffen 
werden, wie viele Gebäude pro Jahr ener­
getisch modernisiert werden. Solche Daten 
sind aber wichtig, um den Erfolg der Ener­
giesparbemühungen im Gebäudebestand 
beurteilen und Prognosen bzw. Szenarien 
über die Einhaltung von Klimaschutzzielen 
erstellen zu können.

Mit dem bis September 2010 laufenden 
Forschungsprojekt „Datenbasis Gebäude­
bestand“, das durch die Forschungsinitia­
tive „Zukunft Bau“, die KfW und das Land 
Hessen gefördert wird, sollen die wichtigs­
ten Informationslücken über bereits durch­
geführte Energiesparmaßnahmen und 
aktuelle Modernisierungstrends im Gebäu­
debestand geschlossen werden. In Koope­
ration mit Schornsteinfegern findet dazu 
eine deutschlandweite Befragung von Ge­
bäudeeigentümern statt, durch die Daten 
von etwa 10  000 Wohngebäuden erhoben 
werden sollen. 

Der Beitrag erläutert die Methodik der Un­
tersuchung und stellt erste Ergebnisse vor.

Nikolaus Diefenbach, Holger Cischinsky, Markus Rodenfels,  
Klaus-Dieter Clausnitzer, Nadine Hoffmann: 

Energetische Qualität des Gebäudebestandes in Deutschland.  
Das Forschungsvorhaben „Datenbasis Gebäudebestand“

Energetic quality of the building stock in Germany. The research project 
“Data Base Building Stock”
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Das ehemalige Güterbahnhofsareal in Stutt­
gart Bad Cannstatt, in zentraler Lage am 
Neckar gelegen, wurde von der Stadt er­
worben und für Wohnen sowie gemischte 
Nutzungen neu entwickelt. Über ein inte­
griertes städtebauliches Konzept hinaus 
soll sich der neue Stadtteil durch ein inno­
vatives Energiekonzept und die Berücksich­
tigung von Nachhaltigkeitsmerkmalen aus­
zeichnen.

Das Energiekonzept setzt in besonderer 
Weise auf Energieeffizienz und lokal vorhan­
dene regenerative Energieträger. Die ener­
getische Optimierung der städtebaulichen 

Roland Bornemann, Olaf Hildebrandt: 

Wohnen am Veielbrunnen – LowEnergy als Standortfaktor. Modellvorha­
ben im ExWoSt-Forschungsfeld „Nationale Stadtentwicklungspolitik“ 

Housing at the Veielbrunnen – Low Energy as a location factor. 
Demonstration project in the research field of Experimental Housing and 
Urban Development “National Urban Development Policy” 

The former railway freight area in Stuttgart-
Bad Cannstadt, situated centrally to the 
Neckar, was acquired by the city and redevel-
oped for housing as well as mixed uses. Be-
yond an integrated urban development con-
cept the new urban district is to distinguish 
itself by an innovative energy concept and 
the consideration of features of sustainabil-
ity. 

The energy concept particularly backs energy 
efficiency and locally available regenerative 
energy sources. The energy optimisation of 
the urban structure in the planning process, 
combined with a high standard of building 

With funds from the Economic Stimulus 
Programme II, the Federal Ministry of Trans-
port, Building and Urban Development in-
itiated a nation-wide competition in 2009, 
in which housing associations, private own-
ers or cooperation of different partners with 
large housing stocks were asked to devel-
op rehabilitation concepts for large hous-
ing or urban areas. The participants had to 
show how they meet their actual challenges 
by managing energetic rehabilitation, neigh-
bourhood improvement and social aspects 
in an economically reasonable way and how 
residents participate in this process.

The article gives an overview about the 
course of the competition and its partici-
pants and shows how the housing compa-
nies realised the integrated approach to-
wards district development with focus on 
energy efficiency.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung hat 2009 mit Mitteln 
des Konjunkturprogramms II einen bun­
desweiten Wettbewerb ausgelobt, bei dem 
Wohnungsunternehmen, -genossenschaf­
ten und Arbeitsgemeinschaften von Ver­
mietern großer Wohnungsbestände auf­
gefordert waren, Sanierungskonzepte für 
große Wohn- bzw. Stadtquartiere zu entwi­
ckeln. Der besondere Anspruch lag in dem 
Ziel, in Teilkonzepten energetische Sanie­
rungen, wohnungswirtschaftliche und städ­
tebauliche Planungsansprüche, Finan­
zierungs- und Durchführungsstrategien 
sowie eine gelungene Bewohnerpartizipa­
tion so zu integrieren, das nachhaltig be­
sondere Konzeptionen entstehen. Der Bei­
trag gibt einen Überblick über den Verlauf 
des Wettbewerbs, die demographische und 
städtebauliche Ausgangslage in den Wett­
bewerbsgebieten und stellt beispielhaft 
Konzeptbausteine vor, die die Wettbewerbs­
teilnehmer für ihre Quartiere entwickelt ha­
ben.

Nadine Walter,  André Scharmanski, Wolfgang Neußer:

Energetische Sanierung von Großwohnsiedlungen. Zielsetzung, Durchführung 
und Impulse des Bundeswettbewerbs

Energetic rehabilitation of large housing estates. Aim, realisation and 
impulses of the federal competition
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One of the most important pillars of a sus-
tainable society is an industry which oper-
ates without detrimental side-effects if pos-
sible. For this purpose numerous technical 
and organisational procedures have been 
developed, which relate to the strategies of 
industrial processes and their optimisation 
and which the enterprises in Germany are 
using in varied ways. However, beyond this 
these enterprises operate mostly in unorgan-
ised large urban neighbourhoods under gen-
eral conditions which make a sustainable 
operation difficult or do not allow it at all. 
This results in various burdens on the city 
and the region, the climate, the environment 
and society in the urban agglomeration are-
as but also in the countryside. 

Einer der wichtigsten Eckpfeiler einer nach­
haltigen Gesellschaft ist eine Industrie, die 
möglichst ohne schädliche Nebenwirkun­
gen arbeitet. Dafür sind zahlreiche techni­
sche und organisatorische Verfahren entwi­
ckelt worden, die sich auf die Strategien der 
industriellen Prozesse und deren Optimie­
rung beziehen und die die Unternehmen in 
Deutschland vielfältig nutzen. Darüber hin­
aus wirtschaften diese Unternehmen jedoch 
meist in unorganisierten großen Stadtquar­
tieren unter Rahmenbedingungen, die eine 
nachhaltige Wirtschaftsweise  erschweren 
oder gar nicht zulassen. Daraus resultie­
ren vielfältige Belastungen von Stadt und 
Region, Klima, Umwelt und Gesellschaft in 
den Ballungsräumen, aber auch auf dem 
Land.

Veronika Wolf:

Zero Emission Park – länderübergreifendes Modellprojekt zur Entwicklung 
nachhaltiger Industriegebiete in Deutschland 

Zero Emission Park – demonstration project across federal states on the 
development of sustainable industrial areas in Germany   

Struktur im Planungsprozess, verbunden 
mit einem hohen Dämmstandard der Ge­
bäude (EnEV 2007 minus 70 %) lassen er­
warten, dass der Energiebedarf des Gebiets 
zu rd. 95 % aus regenerativen Quellen ge­
deckt werden kann. Potenzialabschätzun­
gen der Solarenergie sowie die Abwärme ei­
nes großen Abwasserkanals, der durch das 
Gebiet läuft, bilden die zentralen Elemente 
für das nutzungsorientierte Energiekonzept.

Ein breit angelegter „lokaler Diskurs“ be­
gleitet die technische Arbeit und ist Vorbe­
reitung für die öffentliche Meinungsbildung 
sowie die Weichenstellungen im politischen 
Raum: Interviews mit Bürgern in verschie­
denen Stadtteilen und Experten der Woh­
nungswirtschaft, eine Projektwoche mit 
Studenten der Hochschule für Technik, eine 
Planungswerkstatt mit Bürgern, Architekten 
und Bauträgern sowie eine öffentliche Ab­
schlussveranstaltung.

Das Modellvorhaben „LowEnergy“ legt um­
fangreiches methodisches und technisches 
Material für ein innovatives Energiekonzept 
vor. Darauf aufbauend kann ein durchgän­
giger Planungsprozess strukturiert werden, 
der die Ergebnisse des „Energetischen Rah­
menplans“ (Energiekonzept) zur Grund­
lage der technischen Umsetzung sowie der 
Grundstücksvermarktung macht.

insulation (Energy Saving Ordinance 2007 
minus 70 %) lead to the expectation that the 
energy requirement of the area can be met 
to 95% by regenerative sources. Potential es-
timates of solar energy as well as the waste 
heat of a large waste water channel which 
runs through the area constitute the central 
elements for the use-oriented energy concept.    

A broadly installed “local discourse” accom-
panies the technical work and is a prepara-
tion for the formation of public opinion as 
well as pointing the way ahead in the politi-
cal area: interviews with citizens in different 
urban districts and experts of the housing 
industry, a project week with students of the 
Technical University, a planning workshop 
with citizens, architects and property devel-
opers as well as a final public event.

The demonstration project Low Energy pro-
vides extensive methodical and technical 
material for an innovative energy concept. 
On this basis a general planning process can 
be structured, which converts the results of 
the “Energy Framework Plan” (energy con-
cept) into the basis of technical implemen-
tation as well as the marketing of building 
sites.
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Matthias Koziol:

Energetische Stadterneuerung – Aufgabe für die Gesamtstadt 

Energetic urban renewal – task for the whole city 

Deutschland hat sich ehrgeizige energiepo­
litische Ziele gesetzt: Bis 2020 soll sich die 
Energieproduktivität gegenüber 1990 ver­
doppeln. Die Effizienzsteigerungen im Be­
reich der Haushalte, d. h. auch im Gebäu­
desektor, sind bislang jedoch unter den 
notwendigen Raten zur Erfüllung der Ein­
sparziele bis zum Jahr 2020 geblieben. 
Wenn man sich die Entwicklung insbeson­
dere in schrumpfenden Städten vor Augen 
führt, verwundert dies nicht. Trotz der Er­
folge aus der Verschärfung der Energieein­
sparverordnung, einem vermehrten Einsatz 
von regenerativen Energieträgern und Maß­
nahmen zur Verbesserung des Verbraucher­
verhaltens werden viele Potenziale nicht ge­
nutzt, sinkt z. T. sogar die Effizienz. 

Worin liegt diese Entwicklung begrün­
det? Die Umsetzung von Maßnahmen im 
Rahmen abgestimmter Gesamtkonzep­
te ist selten. Energetisch ineffiziente Stadt­
entwicklungs- oder Stadtumbaukonzep­
te, unsystematische Weiterentwicklung 
bestehender Versorgungssysteme, nicht 
abgestimmte Integration regenerativer 
Energieträger schmälern den Erfolg. Die 
Anhäufung von Standby-Verlusten einer 
Vielzahl „stromsparender“ Einzelgeräte in 
den Haushalten rundet das Bild ab. 

Die bislang gewonnenen Erfahrungen zur 
energetischen Stadterneuerung zeigen, dass 
zur nachhaltigen Erhöhung der Energieeffi­
zienz eine Betrachtung der Gesamtbilanz, 
der Wechselwirkungen und eine räumliche 

Germany has set itself ambitious energy poli-
cy goals: until 2020 the energy productivity is 
to double in comparison with 1990. However, 
the efficiency increases in the area of house-
holds, i.e. also in the building sector, have so 
far remained below the necessary rates for 
the fulfilment of the conservation goals until 
the year 2020. If one considers the develop-
ment particularly in shrinking cities this is 
not surprising. Despite the success from the 
tightening of the Energy Conservation Ordi-
nance, the increased application of regen-
erative energy sources and measures for the 
improvement of consumer behaviour, many 
potentials are not used, and partly the effi-
ciency is even declining. 

What is the reason for this development? The 
implementation of measures in the frame-
work of coordinated comprehensive concepts 
is rare. Energetically inefficient urban devel-
opment or urban reconstruction concepts, 
unsystematic further development of exist-
ing supply systems and uncoordinated inte-
gration of regenerative energy sources dimin-
ish the success. The accumulation of standby 
losses of a variety of “energy saving” individ-
ual devices in private households completes 
the picture. 

The previously gained experience on energet-
ic urban renewal shows that a consideration 
of the entire balance, the interaction and a 
spatial differentiation of measures are indis-
pensable for a sustainable increase of energy 
efficiency. In addition to the consideration of 

Das „Zero Emission Park“-Projekt hat ein 
methodisches Vorgehensmodell zur Ent­
wicklung dieser Flächen hin zu nachhal­
tigen Industrie- und Gewerbestandor­
ten erarbeitet. In der Gesamtwirkung von 
planerischen, organisatorischen, techni­
schen, wirtschaftlichen und gesellschafts­
politischen Maßnahmen wird die Gebiets­
entwicklung dabei so ausgerichtet, dass 
die schädlichen Nebenwirkungen drastisch 
reduziert und abgebaut werden. Ziel ist ein 

„Zero Emission Park“, der einhergeht mit ei­
ner deutlichen Entlastung von Klima, Um­
welt und Gesellschaft in Stadt und Region, 
aber auch der Unternehmen.

The “Zero Emission Park“ project has worked 
out a methodical procedure model for the 
development of these areas in the direction 
of sustainable industrial and commercial lo-
cations. In the general impact of planning, 
organisational, technical, economic and so-
cial policy measures the development of the 
area is oriented in such a way that the det-
rimental side-effects are drastically reduced 
and removed. The aim is a “Zero Emission 
Park”, which is accompanied by a marked re-
duction of the strain on the climate, the en-
vironment and society in the cities and re-
gions, but also of the enterprises.
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Städte und urbane Lebensformen tragen ei­
nen erheblichen Anteil zum Ressourcenver­
brauch und CO

2
-Ausstoß bei. In den deut­

schen Stadtregionen leben mehr als zwei 
Drittel der Bevölkerung und befinden sich 
vier Fünftel aller Arbeitsplätze. Entspre­
chend hoch ist ihr absoluter Energiever­
brauch im Vergleich zu peripheren Räumen. 
Gleichzeitig verfügen sie aufgrund ihrer Be­
völkerungsdichte über ein hohes Potenzial 
für eine effiziente Nutzung begrenzter Res­
sourcen. Bei der regenerativen Erzeugung 
von Energie, z. B. der Produktion von Strom 
aus erneuerbaren Energien, sind Räume 
in städtischer Umgebung dagegen aktuell 
noch unterrepräsentiert. Hier findet sich 
die höchste installierte elektrische Leistung 
in ländlichen Umgebungen, vornehmlich 
aufgrund der Windenergieanlagen.

Sollen die Energie- und Klimaschutzziele 
der Bundesregierung erreicht werden, müs­
sen Städte und Gemeinden dazu beitragen. 
Mit ihrem – allerdings noch unerschlosse­
nen – Potenzial an „energetischen Nutzflä­
chen“ besitzen sie auch die Voraussetzungen 
dazu. Jedoch sind sie weitgehend bereits ge­
baut, darin liegt die größte Herausforderung. 
Aber selbst in komplexen und stark verdich­
teten Räumen kann die Nutzung erneuer­
barer Energien einen wichtigen Beitrag für 
die Wärme- und Stromversorgung vor Ort 
leisten, ohne dass dafür Flächen neu in An­
spruch genommen werden müssen. Viel­
mehr können dafür die städtischen Frei­
flächen ressourceneffizient, wirtschaftlich 
und städtebaulich verträglich genutzt wer­
den, wobei die vielfältigen Optionen an er­
neuerbarer Energie, deren systematische 
Auswahl, die Auswahl der geeigneten Flä­
chen im Bestand und die Anpassung an den 
spezifischen Strom- und Wärmebedarf eines 

Lars Porsche:

Stadtentwicklung voller erneuerbarer Energie  

Urban development full of renewable energy

Cities and urban ways of life contribute con-
siderably to resource consumption and to 
the emission of carbon dioxide. More than 
two thirds of the population live in the Ger-
man city regions and four fifths of the work-
places are located there. Correspondingly 
high is their absolute energy consumption 
in comparison with peripheral areas. At the 
same time they possess a great potential for 
an efficient use of limited resources due to 
their population density. However, in the re-
generative production of energy, for instance 
the production of electricity from renewa-
ble energy sources, areas in the urban envi-
ronment are currently still underrepresented. 
Here one finds the highest installed electrical 
capacity in rural environments, particularly 
due to the wind power facilities.

If the energy and climate protection goals 
of the federal government are to be achieved, 
cities and municipalities must contribute to 
this. With their - though still undeveloped 

- potential of “areas for energetic use” they 
also possess the preconditions for this. They 
are, however, already largely built, and this 
constitutes the greatest challenge.  But even 
in complex areas with high density the use 
of renewable energy can make an important 
contribution to local heat and energy supply 
without needing to claim new areas. Rather 
urban open areas can be used for this pur-
pose with an efficient use of resources and in 
a way which is compatible with the economy 
and urban development, whereby the varied 
options of renewable energy, their systemat-
ic selection, the selection of suitable areas in 
the existing stock and the adaptation to the 
specific electricity and heating requirements 
of a building or a neighbourhood have to 
be adapted exactly to each other. This is the 
result of the study “Use of Urban Open Are-

Differenzierung von Maßnahmen unab­
dingbar sind. Die Integration der energeti­
schen Stadterneuerung in die Stadtentwick­
lungsplanung ist neben der Betrachtung 
der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen die 
wichtigste Voraussetzung. Staatliche Förde­
rung sollte sich deshalb zukünftig vermehrt 
an der Gesamteffizienz orientieren. 

the efficiency of the measures, the integration 
of energetic urban renewal in urban devel-
opment planning is the most important pre-
condition. Government promotion should 
therefore be oriented increasingly to the total 
efficiency in the future. 
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Für die Internationale Bauausstellung (IBA) 
Hamburg ist das Jahr 2010 ein sehr bedeut­
sames. Es ist Halbzeit – das Jahr der Bau­
stellen! 

In ihrem Leitthema „Stadt im Klimawandel“ 
treibt die IBA Hamburg die Frage um: Wie 
kann die Metropole den Weg in das post­
fossile und atomenergiefreie Zeitalter be­
schreiten? 

Das Demonstrationsgebiet Elbinseln hat 
dabei neben seiner klaren Abgrenzung ei­
nen wichtigen strategischen Vorteil: Es liegt 
nicht im Versorgungsgebiet des Hamburger 
Fernwärmenetzes. Das „Klimaschutzkon­
zept Erneuerbares Wilhelmsburg“ sieht vor, 
in den stärker verdichteten Stadträumen 
des westlichen Wilhelmsburg mit mehre­
ren IBA-Projekten (Energiebunker, Energie­
verbund Wilhelmsburg Mitte, Nahwärme­
netz Neue Hamburger Terrassen und dem 
Forschungsprojekt Tiefengeothermie) die 
Entwicklung CO

2
-effizienter, offener, rege­

nerativ und durch industrielle Abwärme ge­
speister Wärmenetze voranzutreiben. Im 
überwiegend wenig verdichteten östlichen 
Wilhelmsburg wird es dagegen vor allem 
darauf ankommen, auf der Gebäudeebene 
exzellente Sanierungskonzepte umzuset­
zen. Dafür dienen u. a. die IBA-Kampagne 

„Prima Klima-Anlage – Sparen und Sanieren 
auf den Elbinseln“ und das „VELUX Model 
Home 2020“. Mit dem IBA-Projekt „Energie­
berg“ entsteht quasi ein Symbol für die Um­
stellung auf eine erneuerbare Energiever­
sorgung am Einfahrtstor nach Hamburg. 

Simona Weisleder:

IBA Hamburg – Klimaschutzkonzept Erneuerbares Wilhelmsburg. Ein Mo­
dell für urbane Räume auf ihrem Weg ins postfossile Zeitalter  

International Building Exhibition Hamburg – Climate Protection Concept 
Renewable Wilhelmsburg. A model for urban areas on their way to the post-
fossil age 

For the International Building Exhibition 
(IBA) Hamburg the year 2010 is very signif-
icant. It is half-time – the year of building 
sites! In its key theme “Cities and Climate 
Change”, the IBA Hamburg is faced with the 
question: how can the metropolis follow the 
path to the post-fossil and the post-nuclear 
energy age? 

In addition to the clear spatial boundaries, 
the demonstration area Elbe islands has an 
important strategic advantage in this con-
text: it is not located in the supply area of the 
district heating grid of Hamburg. The “Cli-
mate Protection Concept Renewable Wil-
helmsburg” intends to promote the devel-
opment of greenhouse gas-efficient, open, 
regenerative heating grids fed by industri-
al waste heat in the more densely popu-
lated western Wilhelmsburg with several 
IBA-projects (energy bunker, energy grid Wil-
helmsburg-Centre, local heating grid New 
Hamburg Terraces and the research project 
Deep geothermal energy). In eastern Wil-
helmsburg with predominantly low density, 
on the other hand, it is mainly important to 
implement excellent rehabilitation concepts 
for buildings. The IBA-campaign “Great Cli-
mate Facility – Saving and Rehabilitation 
on the Elbe Islands” and the VELUX Mod-
el Home 2020 serve this purpose inter alia. 
With the IBA-project “Energy Hill” a sym-
bol for the conversion to a renewable energy 
supply is quasi developing at the gateway to 
Hamburg.

Gebäudes bzw. Quartiers passgenau aufei­
nander abzustimmen sind. Dies ist das Er­
gebnis der Studie „Nutzung städtischer 
Freiflächen für erneuerbare Energien“ des 
Experimentellen Wohnungs- und Städte­
baus. Die Studie stellt Städten und Gemein­
den auch eine Methode zur Verfügung, mit 
der sie sich einen ersten schnellen Überblick 
über die eigene Situation und die örtlichen 
Potenziale verschaffen können. Dem müssen 
dann gezielte spezifische Analysen folgen.

as for Renewable Energy” of the programme 
“Experimental Housing and Urban Develop-
ment”. The study also makes a method avail-
able to the cities and municipalities with 
which they can obtain a first quick overview 
of the own situation and the local potentials. 
This must then be followed by specific anal-
yses.
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Gegenwärtig bestehen erhebliche Informa-
tionsdefizite über den aktuellen Zustand der 
deutschen Wohngebäude und über die Um-
setzungsraten von Energiesparmaßnahmen: 
Beispielsweise ist weder ausreichend genau 
bekannt, wie viele Gebäude in Deutschland 
mit einer Wärmedämmung versehen sind, 
noch können verlässliche Aussagen darüber 
getroffen werden, wie viele Gebäude pro 
Jahr energetisch modernisiert werden. Sol-
che Daten sind aber wichtig, um den Erfolg 
der Energiesparbemühungen im Gebäu-
debestand beurteilen und Prognosen bzw. 
Szenarien über die Einhaltung von Klima-
schutzzielen erstellen zu können.

Mit dem bis Herbst 2010 laufenden For-
schungsprojekt „Datenbasis Gebäudebe-
stand“, das durch die Forschungsinitia-
tive „Zukunft Bau“, die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) und das Land Hessen 
gefördert wird, sollen die wichtigsten In-
formationslücken über die durchgeführten 
Energiesparmaßnahmen und die aktuellen 
Modernisierungstrends im Gebäudebe-
stand geschlossen werden. Dazu wird eine 
deutschlandweite Befragung von Gebäude-
eigentümern durchgeführt, durch die Daten 
von etwa 10  000 Wohngebäuden erhoben 
werden sollen. 

Die Befragung findet in Kooperation mit 
den deutschen Schornsteinfegern in circa 
500 Kehrbezirken statt. Dabei wird zwei-
stufig vorgegangen: Zunächst erfolgt eine 
nach Bundesländern geschichtete Zufalls-
auswahl der Kehrbezirke. Innerhalb jedes 
Kehrbezirks wird dann eine nach relevan-
ten Merkmalen (Altbau/Neubau, Einfami-
lienhaus/Mehrfamilienhaus) geschichtete 
Gebäudestichprobe in die Untersuchung 
einbezogen.

1	 Hintergrund und Zielsetzung des 
Projekts

In der Diskussion über den Schutz des Kli-
mas und der Energieressourcen spielt der 
deutsche Wohngebäudebestand eine wich-
tige Rolle. Hier werden hohe Potenziale zur 
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Energetische Qualität des Gebäudebestandes 
in Deutschland
Das Forschungsvorhaben „Datenbasis Gebäudebestand“

Energieeinsparung und Treibhausgasmin-
derung gesehen und dementsprechend auf 
verschiedenen Ebenen Anstrengungen un-
ternommen, den Wärmeschutz, die Effizi-
enz der Wärmeversorgung und den Beitrag 
erneuerbarer Energiequellen im Gebäude-
sektor voranzubringen. Das Spektrum der 
dafür eingesetzten Instrumente ist vielfältig. 
Es beinhaltet Energiespar-Vorschriften (z. B. 
im Rahmen der Energieeinsparverordnung 
EnEV) ebenso wie finanzielle Anreize (z. B. 
Förderprogramme der KfW) und Ansät-
ze zur Information und Verbesserung der 
Markttransparenz (wie etwa den Energie-
ausweis).

Diese Diskussion und die daraus resultie-
rende Energieeinsparpolitik für Gebäude 
können bereits auf eine Geschichte von 
mehreren Jahrzehnten zurückblicken. An-
stöße gaben die Ölkrisen in den 1970er 
Jahren, und spätestens seit der Arbeit der 
Enquetekommission „Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre“ des 11. Deutschen 
Bundestages (1987–1990) spielt auch das 
Ziel des Klimaschutzes eine ganz entschei-
dende Rolle.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 
was die bisherigen Anstrengungen gebracht 
haben, wo wir also heute stehen. Dabei 
kommt es auf differenzierte Antworten an, 
denn auch der Gegenstand des Interesses 

– die deutschen Wohngebäude – zeichnen 
sich durch eine große Vielfalt aus, und die 
eingesetzten Instrumente müssen dem 
ebenfalls Rechnung tragen. Einige Beispiele 
sollen dies verdeutlichen:

• Wärmeschutzmaßnahmen sind häufig an 
bauliche Sanierungsmaßnahmen gekoppelt 
(z. B. Neueindeckung des Daches) und un-
terliegen daher anderen Randbedingungen 
und Erneuerungszyklen als Maßnahmen 
am Heizsystem.

• Unterschiedliche Baualter von Gebäuden 
sind ebenso zu beachten wie unterschied-
liche Gebäudetypen (Einfamilienhaus/Rei-
henhaus/kleine und große Mehrfamilien-
häuser).
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ander verknüpft werden können. Dies liegt 
nicht nur daran, dass die jeweiligen Unter-
suchungen unterschiedlich weit in der Ver-
gangenheit liegen, so dass mit Fortschrei-
bungsfehlern zu rechnen ist. Auch wurden 
viele der interessierenden Eigenschaften 
bisher nicht gleichzeitig erhoben; vielmehr 
konzentrieren sich die bestehenden Unter-
suchungen jeweils auf bestimmte Aspekte 
und Maßnahmen. Dabei bleibt aber außer 
Acht, dass Maßnahmen häufig auch ge-
meinsam durchgeführt wurden, beispiels-
weise die Dämmung der Gebäudehülle mit 
dem Einbau einer neuen Heizung und einer 
Solaranlage verbunden wurde. Solche Zu-
sammenhänge können nur dann quantita-
tiv untersucht werden, wenn ein Datensatz 
vorliegt, der alle relevanten Merkmale der 
untersuchten Gebäude gleichzeitig erfasst.

Vor diesem Hintergrund wurde empfohlen, 
die bestehenden Informationslücken durch 
eine neue repräsentative Datenerhebung zu 
schließen. 

3	 Projektansatz

Das Vorhaben „Datenbasis Gebäudebe-
stand“ baut auf diesen Ergebnissen auf. 
Ziel ist eine repräsentative Stichprobener-
hebung der Wohngebäude in Deutschland. 
Adressaten der Befragung sind die jewei-
ligen Hauseigentümer, die vor allem im 
Vergleich zu den Mietern über zuverlässige 
Informationen hinsichtlich ihrer Gebäude 
und deren Haustechnik verfügen.2

Zwei Fragenkomplexe werden dabei glei-
chermaßen berücksichtigt:

(1) der aktuelle Zustand des Wohngebäu-
debestandes im Hinblick auf Wärmeschutz 
und Wärmeversorgung: Hier steht die Fra-
ge im Mittelpunkt, welche Erfolge bei den 
Energiespar- und Klimaschutzbemühungen 
in der Vergangenheit bereits erzielt wurden.

(2) die aktuellen jährlichen Umsetzungsra-
ten von Energiesparmaßnahmen bei Wär-
meschutz und Wärmeversorgung: Hierbei 
ist von zentraler Bedeutung, wie stark ge-
genwärtig die Dynamik zur Energieeinspa-
rung ist und in welchem Umfang sie gege-
benenfalls noch verstärkt werden muss, um 
die zukünftigen Energiespar- und Klima-
schutzziele zu erreichen.

Angestrebt ist eine Datenerhebung von ca. 
10  000 deutschen Wohngebäuden. Diese 

• Verschiedene Hauseigentümer (Privatper-
son, Eigentümergemeinschaft, Wohnungs-
unternehmen) treffen gegebenenfalls un-
terschiedliche Investitionsentscheidungen.

• Regionale Unterschiede (alte/neue Bun-
desländer, Nord-/Süddeutschland, Stadt/
Land) können eine wesentliche Rolle spie-
len.

Vor diesem Hintergrund muss das Ziel da-
rin bestehen, eine ausreichend detaillierte 
und aktuelle Datenbasis über den deut-
schen Wohngebäudebestand zur Verfügung 
zu haben – als Maßstab für die Wirkung der 
bisherigen Maßnahmen und als Grundlage 
für deren Weiterentwicklung.

2	 Bisherige Datenlage

Die Frage, welche Informationen über Ener-
giesparmaßnahmen im deutschen Wohnge-
bäudebestand bereits vorliegen, wurde in 
einem 2007 abgeschlossenen Forschungs-
projekt im Auftrag des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung behandelt.1 
Dabei wurde ein Überblick über vorhande-
ne Datenquellen im Themenfeld Gebäude/
Energie gegeben. Berücksichtigt wurden öf-
fentliche Statistiken, Erhebungen aus dem 
Bereich der Wirtschaft, wissenschaftliche 
Untersuchungen und Marktforschungsstu-
dien. Trotz einer größeren Zahl vorliegender 
Untersuchungen kam das Forschungsvor-
haben zu dem Ergebnis, dass es die vorhan-
denen Statistiken und Studien nicht erlau-
ben, ein ausreichend detailliertes Bild über 
die Lage im deutschen Wohngebäudebe-
stand hinsichtlich der für den Energiever-
brauch relevanten Merkmale zu zeichnen. 
Besonders deutlich sind die Datenlücken 
bei der Frage des Gebäude-Wärmeschutzes. 
Auch der Zensus 2011 wird inhaltlich keine 
Verbesserung der Informationsgrundlagen 
jenseits der quantitativen Aktualisierung 
liefern. Im Bereich der Wärmeversorgung 
gibt es zwar Daten zu wichtigen Einzelas-
pekten (beispielsweise zum verwendeten 
Energieträger durch den Mikrozensus und 
zum Baualter von Heizkesseln durch die Er-
hebungen des Schornsteinfegerhandwerks), 
aber auch hier ist die Informationsbasis 
nicht ausreichend (z. B. hinsichtlich der Art 
der eingesetzten Wärmeerzeuger).

Darüber hinaus besteht eine grundsätzli-
che Schwierigkeit darin, dass Daten unter-
schiedlicher Quellen nicht einfach mitein-
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den Gebäudeeigentümern im Kehrbezirk, 
die seine Kunden sind.

•	 Aufgrund ihrer Kompetenz in Fragen 
rund ums Heizsystem, häufig auch in 
der Gebäude-Energieberatung, haben 
die Schornsteinfeger außerdem eine Be-
ziehung zum Thema der Befragung und 
können den Gebäudeeigentümer beim 
Ausfüllen des Fragebogens unterstützen.

•	 Nicht zuletzt werden Schornsteinfeger in 
der Bevölkerung gemeinhin als verläss-
liche und kompetente Ansprechpartner 
wahrgenommen, was zu der Hoffnung 
auf eine überdurchschnittlich gute Teil-
nahmebereitschaft der befragten Haus
eigentümer Anlass gab.

Anzahl soll gewährleisten, dass auch Aus-
wertungen von Teilbeständen (z. B. nach 
Region, Gebäudetyp, Baualter oder Eigen-
tumsform) möglich sind und – vor allem im 
Hinblick auf Punkt 2 – auch Merkmale mit 
geringer Häufigkeit ausreichend genau er-
fasst werden können. So wird allgemein er-
wartet, dass die jährlichen Raten von Wär-
medämmmaßnahmen sehr niedrig sind 
und bezogen auf den gesamten Gebäude-
bestand in einer Größenordnung von etwa 
1 % liegen.3 Um diese Effekte verlässlich 
quantifizieren zu können, ist eine ausrei-
chend große Stichprobe notwendig. 

Inhalt der Befragung

Der Fragebogen besteht aus acht Teilen und 
umfasst insgesamt 16 Seiten (s. Tab. 1). Die 
für die Energieeffizienz relevanten Anga-
ben werden, soweit dies im Rahmen einer 
solchen Befragung möglich ist, detailliert 
abgefragt: Zum Beispiel werden bei der 
Dämmung von Bauteilen auch die Dämm-
stoffdicke und der gedämmte Flächenanteil 
berücksichtigt. Im Fall der Wärmeversor-
gung werden beispielsweise auch ergän-
zende Wärmeerzeuger (z. B. ein zusätzlicher 
Holzofen) erhoben. Daneben wird aber 
auch allgemeinen Angaben zum Gebäude 
(z. B. Art des Eigentums), zur Bauweise (z. B. 
Außenwandkonstruktion) und sonstigen Sa-
nierungsmaßnahmen (z. B. Neueindeckung 
des Daches) Raum gegeben. Der Neu-
bausektor (Baujahr ab 2005) wird gesondert 
berücksichtigt: Hier ist von Interesse, inwie-
weit die Vorgaben der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) gerade eingehalten oder 

„übererfüllt“ werden. Im letzten Teil des Fra-
gebogens wird noch ein zusätzliches, von 
der Energiesparproblematik unabhängiges 
Thema angesprochen, das ebenfalls immer 
mehr an Relevanz gewinnt: das barrierefreie 
Bauen und Wohnen.

Zusammenarbeit mit Schornsteinfegern

Schon zu Beginn des Projekts stand fest, 
dass für die Durchführung der Datenerhe-
bung Schornsteinfeger gewonnen werden 
sollten. Entscheidend hierfür waren folgen-
de Aspekte:

•	 Deutschland ist flächendeckend in Kehr-
bezirke eingeteilt.4 

•	 Darüber hinaus hat der zuständige Be-
zirksschornsteinfegermeister Zugang zu 

Teil 1: Allgemeine Angaben zum Gebäude, z. B.:
- Baualter
- Wohnungszahl
- Art des Wohneigentums
- Denkmalschutz

Teil 2: Gebäudetechnik, z. B.: 
- Fernwärme/Zentralheizung/Etagenheizung/Öfen
- Energieträger
- Typ und Baualter des Wärmeerzeugers
- ergänzende Heizsysteme
- Art der Warmwasserbereitung
- Solaranlage
- Wohnungslüftungs-, Klimaanlage

Teil 3: Bauweise
getrennt für Außenwände, Dach/Obergeschossdecke, Fußboden/Kellerdecke und 
Fenster, z. B.:
- Art der Außenwände und des Daches
- Unterkellerung und Kellerhöhe
- Typ des Fensters und des Fensterrahmens
- gedämmter Flächenanteil und Dämmstoffdicke
- Jahr der Durchführung

Teil 4: Bauliche Modernisierungsmaßnahmen seit dem 1.1.2005
differenzierte Erfassung von aktuellen Modernisierungstrends beim Wärmeschutz, 
aber auch von Sanierungsmaßnahmen ohne gleichzeitige Dämmung, z. B.:
- Putzerneuerung oder Anstrich der Außenwände
- Neueindeckung des Daches

Teil 5: Förderung/Finanzierung von Energiesparmaßnahmen ab 2005:
- Inanspruchnahme von Fördermitteln
- Finanzierung mit Eigen- und/oder Fremdkapital

Teil 6: Neubau ab 1.1.2005
Insbesondere Angaben aus dem Energieausweis, z. B.: 
- Primärenergiebedarf 
- spezifischer Transmissionswärmeverlust
(jeweils erreichter Wert und zulässiger Höchstwert)

Teil 7: Pläne zur energiesparenden Modernisierung
in den nächsten 5 Jahren geplante Maßnahmen bei Wärmeschutz und 
Wärmeversorgung

Teil 8: Barrierefreies Wohnen, z.B.:
- barrierefreie Wohnungen 
- nachträglich durchgeführte Einzelmaßnahmen 

Tabelle 1
Überblick über die Inhalte des Fragebogens
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wurden. Wenn ausnahmsweise unter einer 
Gebäudeadresse mehr als ein Gebäude vor-
zufinden ist (z. B. Gehöft), tritt noch eine 
weitere Stufe hinzu: Der Schornsteinfeger 
wählt hier unter den der Adresse zugeord-
neten Gebäuden eines nach einem vorge-
gebenen Zufallsalgorithmus aus. 

Die Stichprobenziehungen erfolgten auf 
allen Stufen zufallsabhängig, um sicherzu-
stellen, dass die statistische Schätztheorie 
angewandt und auf diesem Wege die stich-
probenimmanente Ergebnisunsicherheit 
wahrscheinlichkeitstheoretisch in Gestalt 
von Konfidenzintervallen und Standardfeh-
lern quantifiziert werden können.

Auf der ersten Stufe diente die Bundesland-
zugehörigkeit der Kehrbezirke als Schich-
tungskriterium. Dadurch wurde von Anfang 
an eine regionale Ausgewogenheit der Kehr-
bezirksstichprobe sichergestellt. Darüber 
hinaus wurde die Option auf spätere bun-
deslandspezifische Ergebnisauswertungen 
gewahrt. 

Weiterhin wurde die Stichprobenziehung 
proportional nach dem bundeslandspezi-
fischen Gebäudebestand geschichtet, d.h. 
die Zielzahl der Kehrbezirke je Bundes-
land wurde so festgelegt, dass – bei gleicher 
Rücklaufquote – die Anzahl der Gebäude in 
der Stichprobe genau deren Häufigkeitsver-
teilung zwischen den Bundesländern wi-
derspiegeln würde.5 Abbildung 1 gibt einen 
Überblick über die Verteilung der für die 
Befragung ausgelosten Gebäudeadressen in 
Deutschland.

Allerdings wurde von der Proportionalität 
und dem damit verbundenen Ziel identi-
scher Ziehungswahrscheinlichkeiten aller 
Gebäude in Deutschland ein Stück weit Ab-
stand genommen. Grund dafür war das An-
liegen, zwei besondere Teilgruppen des Ge-
bäudebestandes in statistisch ausreichender 
Zahl in die Befragung aufzunehmen, um 
sie auch separat differenziert auswerten 
zu können, nämlich Mehrfamilienhäu-
ser und Neubauten: Mehrfamilienhäuser 
(gemeint sind hier Wohngebäude ab drei 
Wohnungen) stellen einen wichtigen Sektor 
des Gebäudebestandes dar. Zwar machen 
sie insgesamt nur ca. 17 % der deutschen 
Wohngebäude aus, gleichzeitig befinden 
sich hier aber etwa 53 % der Wohnungen.6  
Auch die Gruppe der Neubauten (hier defi-
niert als Wohngebäude, die seit 2005 errich-
tet wurden) ist gemessen am Gesamtbe-

Vor diesem Hintergrund wurden der Bun-
desverband des Schornsteinfegerhandwerks 
von vornherein mit eingebunden und auch 
die Landesinnungsverbände und Innungen 
informiert. Sie haben die Durchführung der 
Erhebung maßgeblich unterstützt.

Stichprobenumfang 

Angesichts eines angestrebten Umfangs 
von etwa 10  000 auswertbaren Fragebögen 
konnte die Festlegung der Stichprobenum-
fänge auf den beiden ersten Stufen nicht 
unabhängig voneinander erfolgen. Sie ori-
entierte sich an folgenden Vorgaben bzw. 
Zielen:

•	 Die Anzahl der ausgewählten Kehrbezir-
ke sollte groß genug sein, um eine aus-
reichende Flächenabdeckung innerhalb 
Deutschlands zu gewährleisten, und mit 
Blick auf die organisatorische Umsetzung 
dennoch überschaubar bleiben.

•	 Da die Schornsteinfeger für jeden gelie-
ferten und auswertbaren Fragebogen eine 
feste Aufwandsentschädigung erhielten, 
sollte jedem teilnehmenden Schornstein-
feger ermöglicht werden, durch eine ent-
sprechend hohe Fallzahl in seinem Kehr-
bezirk eine merkliche und ausreichend 
hohe Gesamtvergütung zu erzielen, mit 
der er seine einmalig auflaufenden „Rüst-
kosten“ decken kann.

•	 Der Aufwand zur Abwicklung der Feld-
phase sollte mit der eigentlichen Schorn-
steinfegertätigkeit vereinbar bleiben.

In einer im Frühjahr/Sommer 2009 durch-
geführten Testphase mit 17 Kehrbezirken 
zeigte sich, dass ein Schornsteinfeger im 
Schnitt für 32 ausgeloste Gebäudeadressen 
ungefähr 18 auswertbare Fragebögen liefert. 
Um dennoch den angestrebten Rücklauf 
von etwa 10  000 auswertbaren Fragebögen 
zu ermöglichen, wurde das ursprüngliche 
Ziel von über 300 teilnehmenden Kehrbe-
zirken auf etwas mehr als 500 Kehrbezirke 
erweitert.

Stichprobenziehung

Durch die Einbindung der Schornsteinfe-
ger in die Abwicklung der Feldphase ergab 
sich ein zweistufiges zufallsgesteuertes Aus-
wahlverfahren, bei dem auf der ersten Zie-
hungsstufe Kehrbezirke und auf der zwei-
ten Stufe (innerhalb der zuvor gezogenen 
Kehrbezirke) Gebäudeadressen ausgewählt 
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Abbildung 
Anzahl der für die Befragung ausgelosten Gebäudeadressen nach Kreisen 

stand relativ unbedeutend. Auf lange Sicht 
gesehen summieren sich die Neubauzahlen 
aber, so dass auch die Frage, wie sich die 
energetische Qualität des Neubaus darstellt 
und weiterentwickelt, für die Einhaltung 
der Energiespar- und Klimaschutzziele von 
entscheidender Bedeutung ist.

Vor diesem Hintergrund wurden überpro-
portional viele dieser beiden Gebäudetypen 
ausgewählt, während im Gegenzug die bis 
2004 errichteten Einfamilienhäuser, die das 
Gros des deutschen Gebäudebestandes aus-
machen, zwar weniger stark gewichtet wur-
den, aber immer noch die Untersuchung 
dominieren. Die gezielte „Übererfassung“ 
der interessierenden Teilgruppen gelang 
dadurch, dass die kehrbezirksspezifischen 
Adresslisten durch ein in das Projekt einbe-
zogenes Geomarketing-Unternehmen noch 
um eine Reihe weiterer adressspezifischer 
Merkmale ergänzt wurden, die dann als 
zusätzliche Schichtungskriterien fungier-
ten. Dabei handelt es sich um Indikatoren 
für die Wohnungsanzahl im Gebäude und 
das Jahr, wann das Gebäude in die Adress-
datei aufgenommen wurde. Zwar erlauben 
diese Merkmale keine exakte Identifikation 
der Gebäudeeigenschaften, die tatsächliche 
Wohnungszahl und das tatsächliche Bau-
jahr werden aber bei der Beantwortung des 
Fragebogens durch den Gebäudeeigentü-
mer endgültig geklärt. 

Um den Ausfall von Fragebögen auf Verzer-
rungen hin überprüfen zu können, wurde 
jeder Schornsteinfeger dazu angehalten, für 
alle 32 Erhebungsadressen zuzüglich etwai-
ger nachgeforderter Adressen jeweils einen 
kurzen (nur zweiseitigen) „Schornsteinfe-
gerfragebogen“ auszufüllen, auf dem er ei-
nige Basisdaten vermerkte, insbesondere 
den Gebäudetyp (Ein- oder Mehrfamilien-
haus), den Eigentümertyp sowie die Anga-
be, ob ihm der Eigentümer bereits bekannt 
war oder nicht.7 In dem Fall, dass am Ende 
Verzerrungen durch Antwortausfälle tat-
sächlich auftreten, besteht die Möglichkeit, 
korrigierend einzugreifen. Dabei werden 
die oben genannten, allein durch das Stich-
probendesign bedingten Gesamtziehungs-
wahrscheinlichkeiten durch zusätzliche 
Terme ergänzt, die – abhängig von den im 
Schornsteinfegerfragebogen abgefragten 
Eigenschaften – die unterschiedlichen Teil-
nahmewahrscheinlichkeiten aufgrund von 
Antwortausfällen berücksichtigen.8

4	 Ausblick

Bis Mitte April 2010 war ein Rücklauf von 
etwa 5  500 von Gebäudeeigentümern aus-
gefüllten Fragebögen sowie ungefähr 8  000 
Schornsteinfeger-Fragebögen zu verzeich-
nen. Die Befragung wird noch bis zum 
Sommer fortgesetzt. Erste Auswertungen 
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lerdings werden wegen der großen Anzahl 
der erhobenen Merkmale nicht alle denk-
baren Fragestellungen darstellbar sein. Bis-
her über vorhandene Datenquellen nicht 
abbildbare Modernisierungsraten können 
beispielsweise aber auf diese Weise erfasst 
werden. Anders als in vielen anderen Pro-
jektansätzen wird gleichzeitig ein Konzept 
erarbeitet, um den entstandenen Datensatz 
für individuelle Auswertungen und Ver-
knüpfungen auch für externe Interessierte 
nutzbar zu machen.

lassen erwarten, dass der gewünschte De-
taillierungsgrad, d. h. eine separate Unter-
suchung nach regionalen Gesichtspunk-
ten, Gebäudetypen bzw. Eigentümertypen 
erreicht werden kann. Die Ergebnisse des 
Forschungsprojekts sollen im Herbst 2010 
veröffentlicht werden. 

Nicht zu gering schätzen sollte man grund-
sätzlich, dass ein – noch dazu qualitativ 
differenzierter – Überblick über den ener-
getischen Zustand des Gebäudebestandes 
in Deutschland gegeben werden kann. Al-

Anmerkungen

(1)
Diefenbach, N.; Loga, T.; Cischinsky, H.; 
Clausnitzer, K.-D.; Vilz, A.: Grundlagen für 
die Entwicklung von Klimaschutzmaßnah-
men im Gebäudebestand – Untersuchung 
über die bautechnische Struktur und den Ist-
Zustand des Gebäudebestandes in Deutsch-
land. – Bonn 2007. = BBR-Online-Publikation 
22/2007

(2)
Als Vertreter der Eigentümer kommen in un-
serer Untersuchung z. B. auch Mitarbeiter von 
Wohnungsunternehmen bzw. bei Eigentümer-
gemeinschaften die Hausverwalter in Frage. 

(3)
Für die Region Hannover wurde vor kurzem be-
reits eine Stichprobenerhebung durchgeführt (s. 
Brockmann, M.; Siepe, B.: Es gibt noch viel zu 
tun – Energiesparmaßnahmen im Gebäudebe-
stand. HLH, Bd. 60 (2009) Nr. 9, S. 23-26). Die 
jährlichen Raten der Wand-, Dach- und Kellerde-
ckendämmung lagen dort im Bereich von knapp 
0,5 % bis etwas über 2 % (je nach Jahr und Maß-
nahme).

(4)
Auch Gebäude ohne Feuerstätten, also z. B.  mit 
Strom- oder Fernwärmeheizung, sind grundsätz-
lich einem Kehrbezirk zugeordnet.

(5)
In der Gruppe der neuen Bundesländer (inklusive 
Berlin) und in Hessen wurden die Stichproben-
größen moderat erhöht, um dort zumindest in 
Einzelaspekten auch spezifische Auswertungen 
mit ausreichender Genauigkeit zu ermöglichen.

(6)
Statistisches Bundesamt: Fachserie 5, Reihe 
3: Bauen und Wohnen, 31. Dezember 2008 
(www.destatis.de). Die Zahlen beziehen sich 
auf die deutschen Wohngebäude ohne Wohn-
heime, die auch in dem Forschungsprojekt im 
Mittelpunkt des Interesses stehen.

(7)
Im letzteren Fall bestand die Vermutung, dass 
diese Gebäude eventuell häufiger aus der 
Befragung herausfallen könnten und es sich 
gleichzeitig zumeist um mit Strom oder Fern-
wärme beheizte Gebäude handeln wird.

(8)
Vgl. Stenger, H.: Stichproben. – Heidelberg 
1986, Kap. 11
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1	 Einleitung

Der Gebäudebereich in Deutschland steht 
für 40 % des Energieverbrauchs und für 
20 % der CO

2
-Emissionen und ist somit ein 

zentrales Handlungsfeld der Energie- und 
Klimapolitik der Bundesregierung. Gerade 
Großwohnsiedlungen sind geeignet, die 
erheblichen Energieeinsparpotenziale im 
Gebäudebereich schnell und effizient zu 
nutzen. Mit etwa 7,5 % aller Wohnungen in 
Deutschland haben diese Siedlungen, die 
vorwiegend in den 1950er bis 80er Jahren 
gebaut wurden, eine große Bedeutung für 
die Wohnungsversorgung. In insgesamt 
rund 2,4 Mio. Wohnungen leben hier etwa 5 
Mio. Menschen. Viele dieser Gebäude wei-
sen eine schlechte Energiebilanz auf und 
befinden sich in einem unsanierten Zu-
stand. 

Um die energetische Sanierung dieses 
Wohnungsbestands zu beschleunigen und 
Immobilieneigentümer bei der Erstellung 
differenzierter Unternehmensstrategien zu 
unterstützen, lobte das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) im Januar 2009 den Wettbewerb 

„Energetische Sanierung von Großwohn-
siedlungen auf der Grundlage integrierter 
Stadtteilentwicklungskonzepte“ aus. Der 
Wettbewerb richtete sich an Wohnungs-
unternehmen, Genossenschaften, Eigen-
tümergemeinschaften und Kooperationen 
aus diesen. Gefordert waren integrierte 
Handlungskonzepte für die zukünftige Wei-
terentwicklung ihrer Siedlungen. Neben der 
demographischen Entwicklung im jeweili-
gen Konzeptgebiet galt es Maßnahmen zur 
Energieeinsparung und Verbesserung der 
Energieeffizienz, der Stadtteilentwicklung, 
Wohnraumversorgung, Bewohnerbeteili-
gung und Finanzierung sowie der Durch-
führung darzustellen. 

Für die Erarbeitung der Konzepte hatten die 
Teilnehmer fünf Monate Zeit. In einem aus-
führlichen Vorprüfungsverfahren wurden 
die eingereichten Beiträge begutachtet und 
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Energetische Sanierung  
von Großwohnsiedlungen
Zielsetzung, Durchführung und Impulse  
des Bundeswettbewerbs

bewertet und die besten Konzepte durch 
eine Jury prämiert. 

In den kommenden fünf Jahren wird die 
Realisierung der eingereichten Wettbe-
werbskonzepte wissenschaftlich begleitet. 
Erfasst werden die Umsetzung einzelner 
Teilschritte, deren Einsparpotenziale hin-
sichtlich Energie und CO

2
 sowie die Auswir-

kungen auf Betriebskosten und Mieten in 
den betreffenden Wohnungsbeständen. Von 
besonderem Interesse ist die Umsetzung 
des integrierten Handlungsansatzes für die 
Quartiersentwicklung. Daraus sollen über-
tragbare Lösungsansätze für Wohnungsun-
ternehmen mit vergleichbaren Beständen 
aufbereitet werden.

Der vorliegende Beitrag gibt einen Über-
blick über den Verlauf des Wettbewerbs, die 
demographische und städtebauliche Aus-
gangslage in den Wettbewerbsgebieten und 
stellt beispielhaft Konzeptbausteine vor, die 
die Teilnehmer des Wettbewerbs für ihre 
Quartiere entwickelt haben.

2	 Ziele und Verlauf des Wettbewerbs 

Der Bundeswettbewerb „Energetische Sa-
nierung von Großwohnsiedlungen auf der 
Grundlage von integrierten Stadtteilent-
wicklungskonzepten“ vereinte konjunktur-
politische mit umweltpolitischen Zielen. Im 
Rahmen der Aufstockung des CO

2
-Gebäu-

desanierungsprogramms durch Mittel aus 
dem Konjunkturpaket I sollte die Erstellung 
integrierter Konzepte und differenzierter 
Investitionsstrategien für zusammenhän-
gende Wohnquartiere befördert und somit 
die Sanierung des Wohnungsbestands in 
Deutschland beschleunigt werden. 

Energieeffiziente Sanierung  
von Großwohnsiedlungen

Großwohnsiedlungen gehören in Deutsch-
land zu einem wichtigen Marktsegment, 
das in Bezug auf die Energieeinsparung und 
CO

2
-Minderung erhebliches Potenzial bie-
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tet. Bundesweit befinden sich rd. 7,5 % aller 
Wohnungen in Großwohnsiedlungen der 
1950er bis 80er Jahre. In diesen mehr als 700 
Siedlungen leben etwa 5 Mio. Menschen in 
rd. 2,4 Mio. Wohnungen. 

Gegenüber dem klassischen Fokus ener-
getischer Sanierungen auf der Ebene der 
Einzelgebäude bieten in diesen Siedlungen 
Maßnahmen auf der Quartiersebene quanti-
tative Vorteile. Vor allem wegen ihrer hohen 
Wohnungsdichte können durch den Einsatz 
effizienter Wärmeversorgungstechnik sowie 
regenerativer Energieträger Effizienzpo-
tenziale gehoben werden. Beispielsweise 
bieten große Dachflächen und Flachdächer 
(insbesondere bei Siedlungen der 1960er 
bis 80er Jahre), aber auch großflächige Fas-
saden grundsätzlich gute Voraussetzun-

Abbildung 1
Großwohnsiedlungen der 1950er bis 80er Jahre in Deutschland

gen für den Einsatz von Solarzellen sowie 
Photovoltaik-Anlagen. Sind die Siedlungen 
zentral wärmeversorgt, ist die Kooperation 
mit dem Versorgungsunternehmen beson-
ders wichtig, um eine CO

2
-Minderung bspw. 

durch den Einsatz regenerativer Energieträ-
ger zu erreichen und Ineffizienzen durch 
Überkapazitäten infolge energetisch sanier-
ter Gebäude zu vermeiden.

Die energetische Sanierung dieses Woh-
nungsbestands hat nicht nur eine große 
umwelt-, sondern auch sozialpolitische Be-
deutung. Gerade weil Großwohnsiedlungen 
Wohnraum für breite Bevölkerungsschich-
ten bieten und oft wichtiger Bestandteil 
der sozialen Wohnraumversorgung in den 
Kommunen sind, gehören auch Mieter mit 
niedrigen und Transfereinkommen zu den 
Bewohnern. Bei perspektivisch weiterhin 
steigenden Preisen für fossile Energieträger 
können gegebenenfalls einkommensschwa-
che Haushalte anhaltend steigende Heiz-
kosten in unsanierten Beständen zukünftig 
nicht mehr bezahlen. Bei Transferleistungs-
empfängern fallen solche Nebenkostenstei-
gerungen mehr oder weniger direkt auf die 
öffentlichen Haushalte zurück. 

Die Wohnungsbestände in Großwohn-
siedlungen werden überwiegend durch 
kommunale Wohnungsunternehmen, Ge-
nossenschaften, aber auch private Betrei-
bergesellschaften – teilweise im Auftrag 
großer Finanzierungs- und Kapitalfonds  – 
bewirtschaftet. Wenn sich Großwohnsied-
lungen im Eigentum weniger größerer, 
handlungsfähiger Akteure befinden, kön-
nen Abstimmungsprozesse der beteiligten 
Akteure in der Regel relativ einfach und ef-
fizient getroffen werden, um größere Sanie-
rungsmaßnahmen umzusetzen.

Ziele des Wettbewerbs

Mit dem Wettbewerb waren kommunale 
und private Wohnungsunternehmen, Woh-
nungsgenossenschaften und Eigentümerge-
meinschaften sowie Kooperationen aus die-
sen Gruppen mit großen Wohnquartieren 
aufgefordert, eine attraktive und marktge-
rechte Gestaltung ihres Wohnungsangebots 
mit Aspekten der Quartiersentwicklung 
und der Nachhaltigkeit zu verknüpfen. Da-
für war ein integriertes Gesamtkonzept 
einzureichen, das energetisch innovativ, 
wohnungswirtschaftlich nachhaltig sowie fi-
nanzierbar und sozial umsetzbar sein sollte. 
Das Einbringen von Erfahrungswissen aus 

Karlsruhe

Bonn

Kiel

Köln

Mainz

Liège

Praha

Erfurt

Berlin

Kassel

Bremen

Zürich

Potsdam

Rostock

Cottbus

Dresden

Leipzig

Hamburg

München

Mannheim

Schwerin

Halle/S.

Hannover

Chemnitz

Nürnberg

Szczecin

Innsbruck

Magdeburg
Amsterdam

Bielefeld

Wiesbaden

Stuttgart

Düsseldorf

Strasbourg

Luxembourg

Saarbrücken

Freiburg i.Br.

Dortmund

Frankfurt/M.

©
 B

B
R

 B
on

n 
20

08

100 km

Anzahl der Wohnungen in Großwohnsiedlungen
ab 1 000 Wohneinheiten nach Gemeinden

1 000  bis     5 000
5 000  bis   10 000

10 000  bis   20 000
20 000  bis   50 000

50 000  bis 100 000

100 000  bis 200 000

mehr als 200 000

Siedlungsstruktur

gemischt geprägt

städtisch geprägt

ländlich geprägt



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 9.2010 621

dem Stadtumbau und dem Programm Sozi-
ale Stadt, bspw. durch die Erstellung von In-
tegrierten Stadtteilentwicklungskonzepten 
(INSEKs), war ausdrücklich erwünscht. 

In der Auslobung waren sechs Teilkonzepte 
vorgegeben, die bei den Wettbewerbsbeiträ-
gen aufeinander abgestimmt zu bearbeiten 
waren (Abb. 2): 

Im Teilkonzept Energieeffizienz waren ne-
ben der Bestandsaufnahme des energe-
tischen Ausgangszustands der Gebäude 
Maßnahmen zur Verbesserung der Energie-
effizienz abzuleiten, die Relation von Inves-
titionskosten zu Energie- und Energieko-
steneinsparungen zu berechnen und – falls 
gegeben – die Zusammenarbeit mit Ener-
gieversorgern (Betreiber- bzw. Eigenversor-
germodelle) darzustellen. 

Das Teilkonzept Wohnungswirtschaft bein-
haltete die Aspekte der lokalen/regionalen 
Wohnraumversorgung (Wohnraumversor
gungskonzept), das unternehmerische 
Konzept der jeweiligen Großwohnsiedlung 
an diesem Standort (bspw. Zielgruppenori-
entierungen), möglichen Rückbau oder Er-
satzneubau und auch die Zusammenarbeit 
mehrerer Wohnungsgesellschaften oder 
Wohnungsgenossenschaften. 

Im Teilkonzept Stadtteilentwicklung war die 
Einbindung der Siedlung in den städtischen 
Planungskontext angesprochen. Haupt-
anliegen war die Stärkung sozial stabiler 
Nachbarschaften, die Weiterentwicklung 
der sozialen sowie der Verkehrsinfrastruk-
tur, die Verbesserung der wohnungsnahen 
Versorgung sowie die Stärkung der Zusam-
menarbeit mit den lokalen Planungsautori-
täten. 

Das Teilkonzept Partizipation sollte in Ab-
stimmung mit der Kommune und der lo-
kalen Wirtschaft sowie sozialen Trägern 
und Vereinen die Mitwirkung der Bewoh-
nerschaft thematisieren. Neben der Abfe-
derung der Folgen teilweise massiver bau-
licher Maßnahmen waren auch Initiativen 
zur Sensibilisierung der Bewohner für den 
energetisch bewussten Umgang mit dem 
sanierten Gebäude bzw. ihren Wohnungen 
gefragt.

Im Teilkonzept Finanzierung galt es, einen 
Investitionsplan aufzustellen, der die finan-
ziellen Ressourcen aus Eigenkapital und 
die berücksichtigten Fremdkapitalmittel 
einschließlich der Fördermittel für die Sa-

Abbildung 2
Teilkonzepte des Wettbewerbs

nierungsmaßnahmen darstellt. Besonders 
sensibel waren dabei die Optionen bzw. 
Strategien zur Refinanzierung der Maßnah-
men, etwa mit der grundlegenden qualitati-
ven Aufwertung des Mietobjekts begründe-
te Modernisierungsumlagen oder deutlich 
höhere Neuvertragsmieten nach mehr oder 
weniger „provoziertem“ Mieterwechsel. 

Beim Teilkonzept Durchführung ging es um 
die Darstellung des Umsetzungszeitplans 
für die Maßnahmen nach bewohnerver-
träglichen, wirtschaftlichen und ausfüh-
rungsspezifisch sinnvollen Kriterien. Dabei 
sollten Aspekte wie bspw. Umzugsnotwen-
digkeiten bzw. Ersatzwohnraumangebote, 
Qualitätssicherung und Überwachung der 
Maßnahmen berücksichtigt werden. Da 
viele Wohnungsunternehmen neue Ziel-
gruppen ansprechen wollen, spielten hier 
auch die Vermarktungskonzeptionen hinein 
(besonders altengerecht, nebenkostenstabil, 
wohnumfeldfreundlich, sozial stabilisie-
rend etc.).

Durchführung des Wettbewerbs

Die besondere Herausforderung für die 
Wettbewerbsteilnehmer bestand darin, die 
einzelnen Teilkonzepte aufeinander zu be-
ziehen und die innovativen Ideen zu einem 
integrierten Gesamthandlungsansatz zu 
verbinden. Dies stellte aber auch besondere 
Anforderungen an die Bewertungsvorlagen 
für das Vorprüfungsverfahren.

Um eine einheitliche, einfache und struktu-
rierte Erfassung und Auswertung der ener-
getischen Maßnahmen zu ermöglichen, 
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3	 Demographische und städtebau-
liche Ausgangslage in den Wettbe-
werbsgebieten

Bis zum Mai 2009 wurden 76 Bewerbungen 
von 68 Unternehmen und Arbeitsgemein-
schaften in 59 Städten eingereicht. Davon 
wurden 72 zur Teilnahme am Wettbewerb 
zugelassen. 

Eine Aufschlüsselung der Wettbewerbsbei-
träge nach der Größe der Stadt bzw. Kom-
mune, in der das jeweilige Wettbewerbs-
gebiet liegt, zeigt eine sehr ausgeglichene 
Verteilung. So kommt jeweils ca. ein Viertel 
der Beiträge aus Großstädten über 500  000 
Einwohner, aus weiteren Großstädten, aus 
Mittelstädten über 25  000 Einwohner und 
aus kleineren Orten (Abb. 4).

Bei den Bewerbern aus Großstädten wur-
den nicht in jedem Fall Konzepte für kom-
plette Großwohnsiedlungen eingereicht, 
sondern funktional zusammenhängende 
Teilgebiete einer Siedlung, die sich im Ei-
gentum eines Wettbewerbsteilnehmers 
oder eines teilnehmenden Konsortiums 
befinden. Für die Gropiusstadt in Berlin 
gab es sogar zwei Wettbewerbsbeiträge 
in einem Stadtviertel. Bewerber aus klei-

wurden von der Wettbewerbsassistenz Leit-
fragen zu jedem Teilkonzept vorgegeben so-
wie ein Fragebogen zur Gebäudehülle, zum 
Heizsystem und zur Warmwasserbereitung 
für typische Gebäude des Quartiers emp-
fohlen. 

Die Auswertung der Konzepte erfolgte mit-
tels einer komplexen Nutzwertanalyse. Ver-
schiedenen Kriteriengruppen wurden von 
jeweils zwei unabhängig arbeitenden Vor-
prüfungsinstanzen Scorewerte zugeordnet 
und auf dieser Grundlage Bewertungen 
ermittelt, die dann für die Jury zur finalen 
Urteilsfindung aufbereitet wurden. Dabei 
erfolgte pro Konzeptgebiet eine visualisier-
te Kurzdarstellung der jeweiligen ortsspe-
zifischen Rahmenbedingungen sowie der 
Vorbewertungen der sechs Teilkonzepte 
(Abb.3). 

Die Jury setzte sich aus 15 Mitgliedern mit 
Vertretern der Wohnungswirtschaft, des 
Mieterbundes, der kommunalen Spitzen-
verbände, der Länder und des BMVBS zu-
sammen. Als Ergebnis der Begutachtung 
aller Wettbewerbskonzepte wurden schließ-
lich fünf Gold-, zehn Silber- und 14 Bron-
zepreise vergeben sowie Empfehlungen zur 
Umsetzung ausgesprochen.

Abbildung 3
Vorprüfung eines Wettbewerbsbeitrags

Quelle: IWU/IFOK
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Abbildung 6
Wohnungsbestände der Konzeptgebiete

Quelle: eigene Erhebung

nen Städten kamen überwiegend aus den 
neuen Bundesländern. Dies liegt darin be-
gründet, dass in Ostdeutschland – und hier 
insbesondere unter den Wettbewerbsteil-
nehmern in Sachsen, Thüringen und Sach-
sen-Anhalt – zahlreiche Großwohnsiedlun-
gen im industriellen Plattenbau auch in 
Kleinstädten realisiert wurden. In einigen 
Fällen deckte daher das Wettbewerbsgebiet 
über 20 % des Wohnungsbestands der gan-
zen Kommune ab. Hieraus ergeben sich be-
sondere Steuerungsmöglichkeiten für den 
Wohnungsmarkt, aber auch eine besonde-
re Verantwortung des Eigentümers für die 
Stadtentwicklung. 

Eine grobe Einteilung der Wettbewerbsge-
biete differenziert nach deren Lage und Be-
völkerungsentwicklung zeigt Abbildung  5. 
Die ursprüngliche Vermutung, dass wegen 
der hohen Sanierungsleistungen in den 
1990er Jahren im Osten nun mehr Teilneh-
mer aus dem Westen zu erwarten wären, 
bestätigte sich nicht. 43 der insgesamt 72 
Wettbewerbsgebiete lagen in den neuen 
Bundesländern einschließlich Berlin. Exakt 
ein Drittel der teilnehmenden Wohnungsge-
biete lag dabei in ostdeutschen Wohnungs-
märkten mit schrumpfender Bevölkerungs-
entwicklung. „Ost“ und „Schrumpfung“ 
sind dabei nicht gleichzusetzen. Immerhin 
19 Konzeptgebiete in den neuen Ländern 
wurden als stagnierend oder wachsend ein-
gestuft. In den alten Ländern dominierten 
die Märkte mit stagnierender bzw. wach-
sender Bevölkerungsentwicklung, wobei im 
Süden der Anteil wachsender Märkte höher 
war als im Norden.

Im Mittel wohnten 2008 6  700 Einwohner in 
den Konzeptgebieten (Abb. 6). Spitzenreiter 
war hier das Märkische Viertel in Berlin mit 
über 36 000 Einwohnern, kleinstes Wettbe-
werbsgebiet der Stadtteil Wilhelm-Pieck-
Ring/Richard-Wagner-Straße in Halberstadt. 
Diese Spannbreite spiegelte sich auch bei 
der Anzahl der Wohnungen wider, die bis zu 
15   000 Wohneinheiten im Märkischen Vier-
tel reichten. Im Durchschnitt verwalteten 
die Unternehmen Bestände von 2   600 Woh-
nungen, wobei in Ostdeutschland die Kon-
zeptgebiete mit über 3  000 Wohneinheiten 
deutlich größer waren als in Nord- (2  200) 
und Süddeutschland (1  500).

Millionenstädte 
500 000 bis 1 Million
200 000 bis 500 000  
100 000 bis 200 000
    

50 000 bis 100 000
20 000 bis 50 000
Kleinstädte

21
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Abbildung 4
Wettbewerbsbeiträge nach der Größe der 
Kommune

Quelle: eigene Erhebung
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Abbildung 5
Wettbewerbsgebiete nach Regionstyp 

Quelle: eigene Erhebung
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in Nürnberg. Zwischen niedrigen Zeilen-
bauten und Punkthochhäusern, die „Licht, 
Luft und Sonne“ sichern sollten, befinden 
sich großzügige Grünflächen, die heute oft 
in ungepflegtem Zustand sind und Potenzi-
ale für Mietergärten oder eine Nachverdich-
tung bieten. Fehlende Balkone und Aufzüge 
sind weitere Mängel dieser Bauepoche. 

Die „klassische“ Großwohnsiedlung stammt 
in Westdeutschland jedoch aus den 1960er 
und 70er Jahren. Unter dem neuen Leit-
bild „Urbanität durch Dichte“ wurde die 
bauliche Dichte stark erhöht. Typische Bei-
spiele sind hier das Märkische Viertel in 
Berlin-Reinickendorf oder die Neue Vahr in 
Bremen. Entstanden sind hier städtebau-
liche Großformen mit bis zu 800 m langen 
Gebäuden und komplexen geometrischen 
Anordnungen. Die Problematik dieser Sied-
lungen ist, dass in ihnen nun die ersten 
großen und grundlegenden Sanierungen 
anstehen. In Ostdeutschland entstanden zu 
dieser Zeit die Siedlungen in industrieller 
Bauweise. Vertreter sind hier Hoyerswerda-
Neustadt oder Freiberg-Wasserberg. 

Während sich in Westdeutschland keine 
Siedlungen mit Baualtern nach 1980 bewor-
ben haben, sind ostdeutsche Siedlungen 
der 1980er Jahre zahlreich im Wettbewerb 
vertreten. In dieser Zeit wurden in der ehe-
maligen DDR weiterhin große Plattenbau-
siedlungen errichtet, so etwa in Dresden-
Gorbitz oder Jena-Winzerla. In den späten 
1980er Jahren wurden die Gebäudehöhen 
wieder niedriger und die Hofform neu ent-
deckt. Zur Zeit der Wiedervereinigung 
waren diese Siedlungen oft noch nicht 
fertiggestellt, die Wohnumfeldgestaltung 
war dürftig und verbindende Infrastruk-
tureinrichtungen wie Schulen oder Nah-
versorgungseinrichtungen fehlten. Die oft 
periphere Lage der industriell errichteten 
Quartiere kann heute je nach Wohnungs-

Städtebauliche Typologie der Siedlungen

Die Wettbewerbsteilnehmer deckten ein 
umfangreiches Spektrum an Siedlungen ab. 
Neben den „klassischen“ Großwohnsied-
lungen der 1960er bis 80er Jahre waren auch 
große und homogene Siedlungen anderen 
Baualters und Gebäudetyps vertreten.

Die entscheidenden Unterschiede zwischen 
den Siedlungen resultieren aus den unter-
schiedlichen Baualtern und damit auch 
städtebaulichen Leitbildern, die ihnen zu-
grunde liegen. Siedlungen aus den 1920er 
und 30er Jahren waren geprägt von den 
Ideen der Gartenstadtbewegung bzw. des 
modernen Bauens und sollten bezahlba-
ren Wohnraum mit Zugang zu Freiflächen 
schaffen. Aus heutiger Perspektive leiden 
solche Siedlungen – wie beispielsweise 
Dortmund-Eving – neben der energetischen 
Problematik oft unter beengten Grundris-
sen, zu kleinen Bädern oder niedrigen De-
ckenhöhen. 

In den 1950er Jahren dominierte die Idee 
der „gegliederten und aufgelockerten Stadt“ 
den großflächigen Neubau von Siedlungen. 
Typisches Beispiel für diese Zeit ist die von 
Reichow gebaute und heute unter Denk-
malschutz stehende Parkwohnanlage West 

Quartier Wernigerode-Stadtfeld
Foto: Gebäude- und Wohnungsbaugesellschaft  

Wernigerode mbH (GWW)

Parkwohnanlage Nürnberg-West 
Foto: wbg Nürnberg

Siedlung in Dortmund-Eving 
Foto: DOGEWO21

Märkisches Viertel in Berlin-Reinickendorf 
Foto: GESOBAU AG
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Süderstadt in Quedlinburg ein Plus von13 %. 
Insgesamt lässt sich für die regionalen Woh-
nungsmärkte auch zukünftig eine negative 
Bevölkerungsentwicklung prognostizieren.1 
Unter den Wettbewerbsteilnehmern wer-
den Schrumpfungsregionen ein deutliches 
Übergewicht gegenüber Wachstumsregio-
nen besitzen, wobei die Entwicklungsdyna-
mik gespalten bleibt. Während in den neuen 
Ländern die Konzeptgebiete mit Ausnahme 
der Region Berlin/Potsdam in Kreisen mit 
schrumpfenden Bevölkerungszahlen liegen, 
kann für einzelne Wettbewerbsstandorte im 
Süden und Westen Deutschlands noch mit 
Zuwächsen gerechnet werden. In Wachs-
tumsinseln liegen beispielsweise die Kon-
zeptgebiete in den Metropolen Hamburg, 
München, Frankfurt/Main und Stuttgart. 

Für die Wohnungsnachfrage unmittelbar 
relevant ist die Entwicklung der Haushalts-
zahlen. Insgesamt weisen die Wettbewerbs-
gebiete einen durchschnittlichen Rückgang 

markt für Vermietungsprobleme sorgen. 
In diesem Fall stellt sich die Frage nach 
Aufwertung oder Rückbau. Zeitlich paral-
lel hielten damals die Ideen des Denkmal-
schutzes und der Innenstadterneuerung in 
der DDR Einzug. Ergebnis sind kleinteilige 
Quartiere in industrieller Bauweise, die sich 
im historischen Stadtkern verteilen. Typi-
sche Vertreter sind Halle-Innenstadt und 
Suhl-Mitte. Hier gilt es, den Innenstadter-
neuerungsprozess und die energetische 
Sanierung der Plattenbauten aufeinander 
abzustimmen.

Demographische und  
wirtschaftliche Situation

Die Wettbewerbsgebiete verzeichneten von 
1995 bis 2008 durchschnittliche Einwohner-
verluste von über 22 %. Im Einzelnen unter-
scheiden sich die Werte jedoch erheblich, 
so zeitigt z. B. Heide-Nord in Halle ein Mi-
nus von 85 % Einwohnern, dagegen Kleers/
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Abbildung 7 
Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung in den Wettbewerbsgebieten (2010–2025)
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Zukunft zu räumlichen Problemkonstella-
tionen und erfordert regional adäquate und 
angepasste Entwicklungsstrategien.

Abbildung  8 bildet besondere Problem-
konstellationen der Wettbewerbsgebiete 
durch die Verknüpfung der Haushalts-
entwicklung, Arbeitslosenquote und der 
Wohnflächennachfrage im vermieteten 
Geschosswohnungssegment ab. Besonde-
re Herausforderungen ergeben sich für die 
Wohnungsunternehmen in Märkten mit 
überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit, 
dramatisch schrumpfenden Haushaltszah-
len und einer stark rückläufigen Nachfrage 
im vermieteten Geschosswohnungsbau. 
Diese hohe Problemdichte trifft vor allem 
auf die Konzeptgebiete in den neuen Län-
dern zu, die sich im linken oberen Bereich 
der Abbildung konzentrieren. Nur wenige 
Wohnbestände liegen in Kreisen mit ge-
ringer Arbeitslosigkeit und positiver Haus-
haltsentwicklung (rechts unten), wobei 
auch in diesen ausschließlich süddeutschen 
Märkten die Nachfrage nach Mietwohnun-
gen nur in München leicht ansteigt.

Im Vergleich zum bundesweiten Durch-
schnitt kennzeichnet die Wettbewerbsgebie-
te eine hohe Arbeitslosigkeit von über 13 %. 
Am härtesten betroffen ist dabei ein Groß-
teil der Wettbewerber aus den neuen Län-
dern. Gleichermaßen unterdurchschnittlich 
ausgeprägt ist die Haushaltsentwicklung in 
den Konzeptgebieten, die insgesamt einen 
Rückgang von fast 7 % bis 2025 erwarten 
lässt. Entsprechend sinkt in den Wettbe-
werbsgebieten insgesamt die Nachfrage 
nach Wohnfläche in vermieteten Mehrfami-
lienhäusern bis 2025 um rund 1 % pro Jahr, 
während sie bundesweit nur um 0,5 % zu-
rückgeht. Gerade für die Wettbewerbsgebie-
te in den neuen Ländern ist der Aspekt der 
rückläufigen Wohnungsnachfrage vor allem 
im vermieteten Geschosswohnungsbau von 
hoher Relevanz. In den Märkten dort wird 
die Nachfrage stark rückläufig bzw. rückläu-
fig sein (z. B. -30% in Eisenach, Suhl, Son-
dershausen und Schmalkalden). Ein Nach-
frageplus kann neben Berlin und Potsdam 
nur noch für München, Hamburg, Bremen, 
Darmstadt und Dortmund erwartet werden. 
Die Spannweite der Nachfrageentwicklung 
nach Wohnfläche reicht insgesamt von ei-
nem Zuwachs um insgesamt 7 % in Ham-
burg bis zu einem Rückgang um knapp 38 % 
in Eisenach.2

an Haushalten um 11 % auf und liegen 
damit deutlich unter dem bundesweiten 
Trend. Die Spannweite der vergangenen 
Haushaltsentwicklung reicht insgesamt von 
einem Zuwachs um 16 % im Konzeptgebiet 
Sendling-Westpark in München bis zu ei-
nem Rückgang um knapp 50 % in Wippertor 
in Sondershausen. 

Bis 2025 wird die Zahl der Haushalte in 
Deutschland um ca. 60  000 auf 40,5 Mio. 
und damit nur marginal sinken. Im Gegen-
satz zur Bevölkerungsentwicklung werden 
steigende Haushaltszahlen das Bild noch 
wesentlich prägen. Das gilt allerdings nicht 
für die Mehrheit der Wettbewerbsgebiete, 
für die negative Haushaltsentwicklungen 
prognostiziert werden. Sie finden sich mit 
Ausnahme von Dresden und der Region 
Berlin in den neuen Ländern, in altindus-
trialisierten Regionen Westdeutschlands 
(z. B. Bochum, Duisburg) sowie in Teilen 
Niedersachsens (z. B. Hildesheim, Hanno-
ver, Brake; Abb. 7). Positive Haushaltsdyna-
miken konzentrieren sich auf die Regionen 
München, Nürnberg, Frankfurt, Stuttgart, 
Brühl, Hamburg, Bremen sowie Berlin. Das 
Nebeneinander von Regionen unterschied-
licher Entwicklungsdynamik führt auch in 

© BBR Bonn 2010
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarkt- und Haushaltsprognose 2025,
Laufende Raumbeobachtung

*Entwicklung der Nachfrage 2010 bis 2025 in %: stark rückläufig =< -20%,
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Wohnungsbestände und Leerstand

Auf Grundlage der Wettbewerbsbeiträge 
stellt Abbildung  9 die Größe der Wohnungs-
bestände und deren Leerstandsquoten für 
die einzelnen Konzeptgebiete dar.3 Im Mit-
tel lag der Wohnungsleerstand bei den Wett-
bewerbsteilnehmern bei 7,3 %, wobei auch 
hier ein klares Ost-West-Gefälle erkennbar 
ist.
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Abbildung 9 
Wohnungsbestand und Wohnungsleerstand in den Wettbewerbsgebieten

Vor allem in den Konzeptgebieten mit 
schrumpfender Haushaltsentwicklung ist 
die Leerstandsproblematik deutlich zu er-
kennen. Zwischen den Teilnehmern streut 
die Leerstandsquote erheblich – über-
durchschnittlich hoch ist sie vor allem in 
ehemaligen DDR-Industriestädten (z. B. 
Hoyerswerda, Bitterfeld) bzw. in Konzept-
gebieten mit einem hohen Anteil an DDR-
Wohnungsbau. Mit Ausnahme von Neu-
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Die Wettbewerbsteilnehmer waren aufge-
fordert, im energetischen  Teilkonzept aus-
führlich die energetische Ausgangssituation 
ihrer Bestände darzustellen, Zielvorstellun-
gen für die energetische Weiterentwicklung 
zu formulieren sowie deren Finanzierungs- 
und Refinanzierungsmöglichkeiten zu kal-
kulieren. 

Ziele der energetischen Sanierung

Bei den geplanten Maßnahmen zur Energie-
einsparung und Effizienzsteigerung orien-
tieren sich die Wohnungsunternehmen und 
Genossenschaften zum überwiegenden Teil 
an den Standards, die durch die Energieein-
sparverordnung (EnEV) vorgegeben sind. 
Dabei wurden entweder die zum Zeitpunkt 
des Wettbewerbs gültigen Regelungen der 
EnEV 2007 oder bereits die anspruchvol-
leren Standards der EnEV 2009 zugrunde 
gelegt. Ungefähr 10 % der Wettbewerbsteil-
nehmer gehen bei ihren Konzepten jedoch 
darüber hinaus und orientieren sich am 
Passivhaus-Standard. Dies zeigt, dass auch 
anspruchsvolle energetische Standards als 
marktfähig eingeschätzt werden, und dies 
nicht nur vor dem Hintergrund angespann-
ter Märkte wie in München, sondern auch 
in schrumpfenden ostdeutschen Regionen. 
In Suhl bspw. wird durch die Realisierung 
von Neubauten auf Rückbauflächen mit 
mindestens Passivhausstandard ein neues 
Marktsegment geschaffen und die Siedlung 
für neue Zielgruppen attraktiv weiterent
wickelt. 

Maßnahmen an der Gebäudehülle

Die Ausgangssituation ist in den einzelnen 
Wettbewerbsgebieten sehr unterschiedlich. 
Während der Ausgangszustand z. B. in den 
Gebäuden der GESOBAU AG im Märki-
schen Viertel weitgehend dem Erbauungs-
zeitpunkt entspricht und die Sandwichplat-
ten aus Beton nur eine geringe Dämmung 
aufweisen, sind die Wohnungsbestände in 
der Siedlung Eisenach Nord-West in den 
1990er Jahren bereits aufwendig und nach 
den damaligen gesetzlichen Vorgaben und 
Normen saniert worden, was u. a. eine Ver-
besserung der Gebäudedämmungen ein-
schloss. 

Knapp die Hälfte der Wettbewerbsteilneh-
mer hat bereits Sanierungsmaßnahmen 
an der Gebäudehülle zur Reduzierung des 
Wärmeverlusts durchgeführt. Davon sieht 
ca. ein Drittel der Unternehmen und Genos-

münster, Bochum, Stuttgart, Wertheim und 
Brake liegen die Leerstandszahlen in den 
westlichen Wettbewerbsgebieten unter 5 %. 
Berücksichtigt man die wohnungspolitisch 
notwendige Fluktuationsreserve von 3 %, 
verzeichnen die Wettbewerbsgebiete in Göt-
tingen, Darmstadt, Flensburg, Frankfurt/
Main, Hamburg, Karlsruhe und München 
praktisch keinen Leerstand.

Der Leerstand in Ostdeutschland wird ohne 
weitere Wohnungsabgänge bzw. bei ausblei-
bendem Rückbau zukünftig mit gut 30  000 
Wohneinheiten pro Jahr noch steigen. Die 
Nachfrage dort konzentriert sich – bis auf 
Berlin – auf den Eigenheimbereich. Der 
Mietwohnungsbau erhält von der Nachfra-
geseite keine weiteren Impulse (Ausnahme 
Berlin).

Die vorangegangene Betrachtung der Wett-
bewerbsgebiete im Kontext der regional 
sehr ausdifferenzierten Ausgangslage und 
der prognostizierten Wohnungsmarktent-
wicklung verdeutlicht umso mehr, dass per-
spektivisches Handeln in den Quartieren 
eine besondere Sensibilität für zukünftige 
Marktpotenziale erfordert. Gute wohnungs-
wirtschaftliche Konzepte können auch in 
schwierigen Marktlagen dennoch erfolg-
reich sein. Vor dem Hintergrund der spezi-
fischen regionalen wie kleinräumigen Ent-
wicklung ist für jede Siedlung die adäquate 
Strategie der wohnungswirtschaftlichen, 
städtebaulichen und energetischen Weiter-
entwicklung zu finden.

4	 Strategien der energetischen  
Sanierung in den Konzeptgebieten 
des Bundeswettbewerbs

Die Steigerung der Energieeffizienz wird 
seit den letzten Jahren in allen gesellschaft-
lichen Bereichen diskutiert. Hintergrund 
sind EU-weite und nationale politische 
Zielvorgaben zur Reduzierung der CO

2
-

Emissionen und des Energieeinsatzes. Da-
bei zielen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffizienz im Gebäudebestand 
in Deutschland verbrauchsseitig auf den 
verminderten Einsatz fossiler Energieträ-
ger (z. B. durch bessere Wärmedämmung 
und effizientere Netze) sowie erzeugerseitig 
auf eine Verringerung des Energieeinsatzes 
durch Modernisierung und Erhöhung des 
Anteils regenerativer Anlagenkapazitäten.
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Sanierungsarbeiten in Flensburg – Fruerlund-Süd 
Foto: Selbsthilfe-Bauverein e.G. Flensburg

senschaften zukünftig weiteren Optimie-
rungs- bzw. Erneuerungsbedarf. Die Hälfte 
der Wettbewerbsteilnehmer plant zukünftig 
Maßnahmen der Gebäudedämmung. Pilot-
projekte wie bspw. der Freiburger Stadtbau 
im Viertel Weingarten-West oder der Hal-
leschen Wohnungsgesellschaft im Quartier 
Heide-Nord sehen vor, im Bestand Passiv-
hausstandard zu erreichen. In Halle-Silber-
höhe setzt die gleiche Gesellschaft hinge-
gen einen besonderen Schwerpunkt auf die 
Heizungs- und Regelungstechnik. Dies zeigt, 
wie sehr es von Bedeutung ist, aus der Viel-
zahl möglicher energetischer Maßnahmen 
die adäquaten auszuwählen. 

Wärmeversorgung des Quartiers

Was die Wärmeversorgung der jeweiligen 
Großwohnsiedlung angeht, sind in fast al-
len Wettbewerbsgebieten Maßnahmen der 
Optimierung angedacht bzw. bereits durch-
geführt worden; gerade 5 % der Teilnehmer 
sehen hier keinen Handlungsbedarf. Viele 
verfügen über Fernwärmenetze. Hier stellt 
sich die Frage, wie die zurückgehende 
Nachfrage nach Energie bewältigt werden 
kann. In Hildesheim-Drispenstedt werden 
bspw. Maßnahmen am Gebäudebestand 
der Gemeinnützigen Baugesellschaft zu 
Hildesheim den Heizenergiebedarf weiter 
absenken und somit Kapazitäten für die Er-
weiterung des zentralen Nahwärmenetzes 
schaffen. Die Erweiterung des Netzes und 
die nachfolgenden, schrittweise geplanten 
Umschlüsse werden die Auslastung des 
Blockheizkraftwerks des Contractors weiter 
verbessern. Je nach wohnungswirtschaft-
licher Perspektive der Bestände ist nicht 
überall die „große Lösung“ gefragt. Varian-
tenabschätzungen wie bei der Zwickauer 
Wohnungsbaugenossenschaft eG in Eckers-
bach können helfen, aus verschiedenen Lö-

sungen diejenige mit dem besten Kosten-
Nutzen-Verhältnis herauszufiltern. 

In knapp 40 % der Konzeptgebiete wurde die 
Wärmeversorgung bereits erneuert. Dabei 
wird die Versorgung von weit über der Hälf-
te der Wettbewerbsteilnehmer, die sich zu 
ihrem Versorgungsunternehmen geäußert 
haben, durch die Stadtwerke gewährleistet, 
die als Unternehmen mit kommunaler Be-
teiligung in der Regel einen Versorgungs-
auftrag zu erfüllen haben und Einnahmen 
für den Kommunalhaushalt generieren. Die 
Abstimmung der mittel- und langfristigen 
Entwicklung der Wohnsiedlungen sowohl 
mit der Kommune als auch den Stadtwer-
ken ist unentbehrlich, um Zielkonflikte ab-
zustimmen und den bedarfsgerechten und 
somit wirtschaftlichen Betrieb der Energie-
versorger nicht zu gefährden. Investitionen 
in die Anlagentechnik und die Netze von 
Energieversorgern haben eine Amortisa-
tionszeit von mehreren Jahrzehnten und 
können somit nicht kurzfristig angepasst 
werden.

Einsatz regenerativer Energien

Regenerative Energien in Form von Solar-
energie, Photovoltaik oder der Erschließung 
von Geothermie u. a. kommen bereits bei 
knapp 10 % der Unternehmen in ihren Be-
ständen zum Einsatz. Für den überwiegen-
den Teil (über 70 %) der Wettbewerbsteil-
nehmer sind sie zudem fester Bestandteil 
des energetischen Konzepts.  Auch hier ist 
das Spektrum der angedachten Maßnah-
men sehr breit:

In Brake-Unterweser planen die Wohnungs-
baugesellschaft Wesermarsch und die Bra-
ker Wohnbau die Umstellung der Wärme-
versorgung auf ein zentrales Heizkraftwerk 
mit Hackschnitzelbefeuerung. Die beteilig-
ten Wohnungsunternehmen würden zu Mit-
gliedern der zu gründenden Betreibergesell-
schaft; das benötigte Holz soll überwiegend 
auf betreibereigenen Kurzumtriebsplanta-
gen mit Weiden und Pappeln erzeugt wer-
den. In Bochum-Sonnenleite soll eine neue 
Hackschnitzelanlage mit dem vorhandenen 
Erdgas-Motor-Blockheizkraftwerk verbun-
den und somit die Effizienz der Energie-
versorgung gesteigert werden. Zudem plant 
die VBW Bauen und Wohnen GmbH die Ins-
tallation einer größeren Photovoltaikanlage 
zur solaren Stromerzeugung. 
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dedächern in Dresden-Gorbitz. Für dieses 
Konzeptgebiet werden weitere visionäre 
Ansätze diskutiert: Elektroautos und ihre 
Ladestationen sollen einerseits der Mobi-
lität im Quartier dienen, andererseits die 
Spitzen der regenerativen Energieerzeu-
gung besser nutzen.

Berücksichtigt man die unterschiedlichen 
Ausgangssituationen der Quartiere, sind 
nicht in allen Fällen die natürlichen Voraus-
setzungen gegeben, um regenerative Ener-
giequellen zu nutzen. Teilweise ist z. B. die 
Verschattung im Wohngebiet zu groß oder 
die Ausrichtung der Gebäude ungünstig. 
Auch aus wirtschaftlichen Gründen kann 
es nachteilig sein, regenerative Energien in 
ein effizient funktionierendes Versorgungs-
netz einzubinden. Für knapp ein Fünftel 
der Wettbewerbsteilnehmer ist die Nutzung 
regenerativer Energiequellen damit kein 
Thema. 

Ansprache und Einbeziehung von Mietern

Da sich Einsparpotenziale bei der Nutzung 
von Energie nur realisieren lassen, wenn 
auch das Verbraucherverhalten adäquat ist, 
plant die Hälfte der Wettbewerbsteilnehmer 
Mieterberatungen zu optimiertem Heizen 
und Lüften, stromsparenden Geräten etc. 
Dazu werden in vielen Fällen Mieterzeitun-
gen genutzt oder eigens Broschüren erstellt, 
um die Mieter über energiesparendes Ver-
halten zu informieren und im Umgang mit 
den energetisch ertüchtigten Gebäuden 
zu schulen. Einige Wohnungsunterneh-
men stellen zu diesem Zweck Personal zur 
Verfügung, das als „Energieberater“ Mieter 
auf Anfrage berät oder als „Energielotsen“ 
offensiv auf Mieter zugeht. In Hildesheim-
Drispenstedt plant die Gemeinnützige 
Baugesellschaft zu Hildesheim AG, Lang-
zeitarbeitslose aus dem Stadtteil zu Ener-
gieberatern zu qualifizieren. Damit soll 
Haushalten im Stadtteil geholfen werden, 
ihre Strom- und Heizkosten zu senken und 
Betriebskosten zu sparen. Für die ausge-
bildeten Energieberater können sich durch 
die Schulung wiederum Chancen auf einen 
Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt erge-
ben. 

Knapp 10 % der am Wettbewerb beteiligten 
Wohnungsunternehmen wollen darüber 
hinaus die individuellen Verbrauchskosten 
in einem Monitoring erfassen, um die Mie-
ter zu ihrem Verhalten und zu Einsparpoten-
zialen beraten zu können. Unter anderem 

Auch in der Lutherstadt Wittenberg wurden 
Photovoltaik-Module zur Stromerzeugung 
installiert. Die bislang erzielten Ergebnisse 
übertreffen die kalkulierte jährliche Leis-
tung um ca. 20 % und schaffen somit einen 
finanziellen Spielraum, der für Instandhal-
tung, Instandsetzungen und Modernisie-
rungen genutzt werden soll. In Karlsruhe 
ist die Nutzung industrieller Abwärme aus 
der nördlich der Stadt gelegenen Raffine-
rie MiRO geplant. Nach Fertigstellung der 
Transportleitungen können voraussichtlich 
40 % des Fernwärmebedarfs im Netz der 
Stadtwerke Karlsruhe eingespeist werden. 
Die Nutzung von Geothermie zur Abde-
ckung der Grund- und Mittellast der Wär-
meversorgung sowie zur Stromerzeugung 
ist im Konzeptgebiet Berlin-Buch (HOWO-
GE Wohnungsbaugesellschaft) vorgesehen. 
Bei erfolgreicher Erschließung der geother-
mischen Wärmeenergie ließen sich über 
80 % des derzeitigen Gasverbrauchs und 
CO

2
-Ausstoßes einsparen! Die Eisenbahner-

Wohnungsbaugenossenschaft plant in ei-
nem innovativen Konzept die Einrichtung 
von Kleinwindkraftanlagen auf den Gebäu-

Kleinwindkraftanlagen und Ladestationen für Elektroautos in Dresden-Gorbitz 
Entwurf: EWG Dresden e.G.

BHKW-Schema in Bochum-Sonnenleite
Quelle: VBW Bauen und Wohnen GmbH
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Zur Refinanzierung der Investitionen setzen 
die meisten Unternehmen zudem auf eine 
Erhöhung der Kaltmiete. Die Spielräume für 
Mieterhöhungen sind je nach (mietrechtli-
cher) Ausgangssituation und Marktlage sehr 
unterschiedlich. Während in entspannten 
bzw. strukturschwachen Märkten dafür 
kaum Potenzial gegeben ist, sind in an-
gespannten Märkten durchaus Mieterhö-
hungen von bis zu mehreren Euro pro m² 
möglich. Dabei werden Mietsteigerungs-
potenziale generell bei Neuvermietungen 
realisiert, wobei für Bestandsmieter in den 
meisten Fällen Warmmietenneutralität bzw. 
geringfügige Mieterhöhungen angestrebt 
werden. Im Fall von belegungsgebundenen 
Wohnungsbeständen haben die Wohnungs-
eigentümer die Mietobergrenzen im Blick, 
die als Kosten der Unterkunft anerkannt 
werden.

Integrierter Ansatz der Weiterentwicklung 
der Siedlungen

Da die Zielstellungen hinsichtlich der ener-
getischen Sanierung im Rahmen einer in-
tegrierten Gesamtstrategie zu entwickeln 
waren, sollten vor allem wohnungswirt-
schaftliche und städtebauliche Erfordernis-
se gleichermaßen Berücksichtigung finden. 
In allen Konzeptgebieten gehen dement-
sprechend Maßnahmen zur energetischen 
Ertüchtigung des Gebäudebestands mit 
weiteren Sanierungsmaßnahmen einher. 

Über 90 % der Wettbewerbsteilnehmer pla-
nen den altengerechten bzw. barrierearmen 
Umbau eines Teils des Wohnungsbestands. 
Dies rührt daher, dass viele Siedlungen eine 
homogene Altersstruktur der Bewohner-
schaft aufweisen, weil die Mieter zur Zeit 
der Errichtung der Siedlungen eingezogen 
sind. Die Siedlung an die Bedürfnisse der 
Bestandsmieter anzupassen und gleich-
zeitig neue Mieter durch ausdifferenzierte 
Wohnungsangebote anzusprechen, ist da-
her für viele Unternehmen die größte Her-
ausforderung für die Zukunft. Weitere An-
passungen des Wohnungsbestands sind die 
Instandsetzung und Modernisierung der 
sanitären Anlagen (80 % der Wettbewerbs-
teilnehmer) sowie die Anpassung von Woh-
nungsgrundrissen (ca. 65 %). Aufwertungs-
maßnahmen im Wohnumfeld planen knapp 
90 % der Teilnehmer; sie ergänzen die Maß-
nahmen an der Bausubstanz. Denn ein ge-
pflegtes Erscheinungsbild und Sicherheit 
im Wohnumfeld tragen nicht nur erheblich 

plant die Leipziger Wohnungs- und Bauge-
sellschaft mbH für das Kreuzstraßenviertel 
die Einrichtung eines hauseingangsbezo-
genen Monitorings des Energieverbrauchs. 
Zuvor sollen mit den Mietern verbindlich 
Ziele zur Energieeinsparung festgelegt wer-
den – die Möglichkeit der Überprüfung der 
Zielerreichung würde hier einen Anreiz für 
energiesparendes Verhalten schaffen. Die 
GESOBAU AG will bis zu 10 000 Haushalte 
im Märkischen Viertel mit Stromzählern 
ausstatten, die das individuelle Verbrauchs-
verhalten aufzeigen.

Dass Modernisierungsmaßnahmen von 
den Bewohnern positiv bewertet werden, 
zeigte das Ergebnis einer Mieterbefragung 
in Karlsruhe. Deren Noten für ihre Wohnge-
bäude fallen positiver aus, wenn Moderni-
sierungsmaßnahmen durchgeführt wurden 
oder werden. Die mit der Modernisierung 
geschaffenen Qualitäten werden von den 
meisten Wohnungsunternehmen zur An-
sprache ihrer Bestandskunden sowie neuer 
Zielgruppen genutzt. So will z. B. die GESO-
BAU AG zukünftig im Märkischen Viertel 
Kunden mit einem „grünen Gewissen“ an-
sprechen und von diesem Wohnstandort 
überzeugen.

Wirtschaftlichkeit energetischer  
Maßnahmen

Um die energetischen Sanierungsmaßnah-
men wirtschaftlich darstellen zu können, 
planen die meisten Wettbewerbsteilnehmer 
die Inanspruchnahme von Förderangebo-
ten wie zinsverbilligte Darlehen. Fast alle 
Unternehmen rechnen mit der Förderung 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), 
ca. zwei Drittel darüber hinaus mit den För-
derangeboten des Bundes, des Landes bzw. 
weiteren Angeboten. 

Beteiligungskultur im Rahmen der Stadterneuerung 
in Hildesheim-Drispenstedt 

Foto: gbg Hildesheim
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Der Ansatz der umfassenden, integrierten 
Weiterentwicklung der am Wettbewerb be-
teiligten Quartiere unter Berücksichtigung 
des städtebaulichen Zusammenhangs so-
wie der Stärkung des sozialen Zusammen-
halts spiegelt sich auch darin wider, dass 
ein Großteil der Konzeptgebiete zugleich 
Programmgebiete des Stadtumbaus Ost 
und West sowie der Sozialen Stadt sind. 
Damit liegen in diesen Gebieten bereits 
ausgearbeitete Datengrundlagen und Un-
tersuchungen, städtebauliche Entwicklungs- 
sowie teilweise auch wohnungswirtschaft-
liche Konzepte vor, auf die die Teilnehmer 
des Wettbewerbs für die Entwicklung ihrer 
Konzepte zurückgreifen konnten.

Weit über die Hälfte der Wettbewerbskon-
zepte ist am Stadtumbau Ost bzw. West be-
teiligt. Für viele Teilnehmer des Stadtum-
baus Ost war der Bundeswettbewerb auch 
ein Anlass, die im Stadtumbau begonnenen 
Prozesse wieder aufzunehmen und zu in-
tensivieren. Etwa ein Viertel der Wettbe-
werbsteilnehmer ist zugleich im Rahmen 
der Sozialen Stadt engagiert.  

Die im Bundeswettbewerb eingereichten 
Entwicklungskonzepte zeigen, wie wichtig 
die Verzahnung der wohnungswirtschaftli-
chen, städtebaulichen und energetischen 
Strategien zu einem integrierten Gesamt-
ansatz ist. Gleichzeitig wurde deutlich, dass 
der hohe eingeforderte Anspruch bei den 
Wettbewerbsteilnehmern überwiegend als 
gut und sinnvoll angesehen wurde. 

5	 Ergebnisse und Ausblick

Angesichts weitgehend entspannter Woh-
nungsmärkte hat die Förderpolitik des 
Bundes ihren Fokus in den letzten Jahren 
zunehmend auf die qualitative Weiterent-
wicklung des Wohnungsangebots verlagert. 
In diesen Kontext ordnet sich der Bundes-
wettbewerb „Energetische Sanierung von 
Großwohnsiedlungen“ ein. Mit ihm wurde 
erstmals den Eigentümern selbst die ak-
tive Rolle bei der Entwicklung integrierter 
Stadtteilentwicklungskonzepte zugewiesen 
(Bottom-up-Ansatz), ohne die kommunale 
Planung außer Acht zu lassen.

Der Wettbewerb zeigt ein großes Spektrum 
an Ausgangsbedingungen der Großwohn-
siedlungen in Deutschland auf, sowohl hin-
sichtlich ihrer städtebaulichen Struktur als 
auch der demographischen Entwicklung, 

zu mehr Komfort und Aufenthaltsqualität 
bei, sondern signalisieren auch nach außen 
deutlich die Wertigkeit der Wohnquartiere.

So sind z. B. in Hoyerswerda-Neustadt 
Rückbau und Aufwertung Bestandteile ei-
ner umfassenden Gesamtstrategie: Wäh-
rend die Außenbezirke weiter rückgebaut 
werden, soll das Kerngebiet mit den Zent-
rumsfunktionen durch energetische Sanie-
rungsmaßnahmen gestärkt werden. Neben 
Dämmmaßnahmen an den bereits teilsa-
nierten Gebäuden sowie dem Austausch 
der Fenster ist die schrittweise Umstellung 
der Wärmeversorgung auf Biomasse vorge-
sehen, wobei als Heizmaterial Pappeln von 
aufgeforsteten Rückbauflächen zum Ein-
satz kommen sollen. 

In den beiden Wettbewerbsbeiträgen aus 
Suhl sind Rückbau und Aufwertung der 
verbleibenden Bestände sowie Neubau ge-
plant. Obwohl der Wohnungsmarkt in Suhl 
in der Vergangenheit mit starkem Bevöl-
kerungsrückgang konfrontiert wurde und 
auch für die Zukunft von einem weiteren 
Rückgang der Bevölkerung auszugehen ist, 
gibt es eine Nachfrage nach hochwertigem 
Wohnraum, die nicht vollständig am Markt 
befriedigt werden kann. Dies nehmen die 
beiden großen Wohnungseigentümer am 
Markt, die AWG Wohnungsbaugenossen-
schaft „Rennsteig“ sowie die Gemeinnüt-
zige Wohnungsbaugesellschaft mbH, zum 
Anlass, die Wohnquartiere Stadtmitte und 
Ilmenauer Straße mit Neubauten zu ergän-
zen und damit weiter aufzuwerten. Diese 
Strategie bettet sich ein in ein gesamtstäd-
tisches Konzept, das u. a. den kompletten 
Rückbau des Stadtteils Suhl-Nord vorsieht.

Geplante Neubauten in Suhl – Ilmenauer Straße 
Entwurf: AWG „Rennsteig“ e.G.
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der Gebäude in einer Betrachtung des Le-
benszyklus der Gebäude sinnvoll sein kön-
nen, stellen die hohen Initialkosten oftmals 
unüberwindbare Barrieren dar. Zudem 
kommen verminderte Betriebskosten den 
Mietern zugute, während die Investitions-
kosten nur begrenzt umlagefähig sind. In 
vielen der Siedlungen, die sich am Wettbe-
werb beteiligt haben, sind die Spielräume 
für Mieterhöhungen neben der allgemei-
nen Marktlage aufgrund der sozialen Situa-
tion der Mieter eingeschränkt. Energetische 
Sanierungsmaßnahmen sind somit ein Teil 
einer umfassenden, langfristigen Strategie 
für den jeweiligen Standort.

Die Umsetzung der Wettbewerbsbeiträge 
wird im Rahmen von zwei Forschungspro-
jekten des BBSR weiter begleitet: 

In einer breiter angelegten prozessbeglei-
tenden Untersuchung wird auf Grundlage 
einer Panelbefragung die Weiterentwick-
lung der Wettbewerbsgebiete über einen 
Zeitraum von fünf Jahren kontinuierlich be-
obachtet, analysiert und ausgewertet. Einen 
Schwerpunkt nimmt hierbei die energeti-
sche Sanierung und deren Wirtschaftlich-
keit sowie Refinanzierung ein. Die Panel-
befragung wird ergänzt durch vertiefende 
Interviews der relevanten Akteure. Darüber 
hinaus wird im Zuge von Bewohnerbefra-
gungen erfasst, wie die Ergebnisse der um-
fassenden Sanierungen von den Bewohnern 
aufgegriffen werden und sich die Kosten-
entwicklung für die Bewohner darstellt. 

In einem zweiten Projekt werden acht Mo-
dellprojekte vertiefend über einen Zeitraum 
von zweieinhalb Jahren begleitet. Die aus-
gewählten Projekte bilden unterschiedli-
che Marktgegebenheiten, städtebauliche 
Situationen und Akteurskonstellationen 
ab. Die gewählten Strategien und Umset-
zungsschritte, Hemmnisse und Lösungs-
ansätze werden vertiefend analysiert und 
ggf. strategische bzw. operative Nachbes-
serungsbedarfe erfasst sowie übertragbare 
Ansätze und Handlungsempfehlungen für 
andere Wohnungsunternehmen abgeleitet. 
Schließlich soll somit eine Übertragbarkeit 
auf weitere Bestands- bzw. Eigentümerty-
pen erreicht werden, denn es gibt noch sehr 
viel Handlungsbedarf im deutschen Woh-
nungsbestand.

der Mieterstruktur, der baulichen und ener-
getischen Ausgangslage und der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen. Somit können 
die entwickelten Strategien der Eigentümer 
nicht als Pauschallösungen verstanden wer-
den. Vielmehr sind räumlich und zeitlich 
differenzierte Lösungsansätze vor dem Hin-
tergrund der spezifischen Rahmenbedin-
gungen zu finden. Die integrierte Herange-
hensweise der im Wettbewerb geforderten 
Konzepte stellt dabei eine wichtige Pla-
nungsgrundlage dar, um die Maßnahmen 
auch wirtschaftlich zum Erfolg zu führen.

In den neuen Ländern gab der Wettbewerb 
vielfach neue Impulse, um an die Ergeb-
nisse und Erfolge aus dem Stadtumbau Ost 
anzuknüpfen. In den alten Ländern wurde 
der Wettbewerb genutzt, um neue, integ-
rierte Konzepte zu entwickeln oder beste-
hende fortzuschreiben. Dabei haben alle 
Teilnehmer vor allem die Einbeziehung der 
verschiedenen Akteursgruppen an der Wei-
terentwicklung der Konzepte als gewinn-
bringend eingeschätzt.

Das Interesse vornehmlich der kommuna-
len Wohnungswirtschaft zeigt, dass die An-
sprache privater Eigentümer mit Aktivitäten 
des öffentlichen Interesses eine Heraus-
forderung bleibt und ggf. stärkere Anreize 
und Instrumente benötigt, die über einen 
Wettbewerb hinausgehen. Die Handlungs-
fähigkeit vergleichbar großer Konstellatio-
nen von Wohneigentümergemeinschaften 
dürfte eine besondere Herausforderung 
darstellen.

Dass einzelne Teilziele nicht immer ohne 
Kompromisse miteinander vereinbar sind, 
zeigt vor allem die Frage nach der wirt-
schaftlichen Effizienz. Zwar können ener-
getische Sanierungsmaßnahmen die Wirt-
schaftlichkeit der Gebäude bis zu einem 
gewissen Grad erhöhen, z. B. durch eine 
bessere zukünftige Vermietbarkeit bzw. eine 
Wertsteigerung der Immobilie. Allerdings 
waren sich die Teilnehmer des Wettbewerbs 
darin einig, dass in einigen regionalen 
Wohnungsmärkten der faktischen Durch-
setzbarkeit von Modernisierungsmieterhö-
hungen enge Grenzen gesetzt sind und dies 
die volle Ausschöpfung der Energieeinspar-
potenziale wirtschaftlich begrenzt. Obwohl 
Investitionen in die energetische Qualität 
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Anmerkungen

(1)
Die Analyse der Bevölkerungs-, Haushalts- 
und Leerstandsentwicklung erfolgt auf klein-
räumiger Ebene der Raumordnungsregionen 
sowie der Kreise und kreisfreien Städte. Sie-
he dazu: BBSR (Hrsg.): Wohnungsmärkte im 
Wandel. Zentrale Ergebnisse der Wohnungs-
marktprognose 2025. – Bonn 2010. = BBSR 
BerichteKOMPAKT 1/2010

(2)
BBSR (Hrsg.): Wohnungsmärkte im Wandel, 
a.a.O. 

(3)
Die Leerstandsquoten im Wettbewerbsgebiet 
beruhen auf Angaben der Wettbewerbsteil-
nehmer.
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1	 Innovatives Wohnen  
im neuen Neckarpark

Das Projektgebiet für das Modellvorhaben 
„Wohnen am Veielbrunnen – LowEnergy als 
Standortfaktor“ umfasst das ehemalige Gü-
terbahnhofsareal (22 ha) von Stuttgart im 
Stadtbezirk Bad Cannstatt. Nachdem die 
Fläche ihre ursprüngliche Funktion verloren 
hat und von der Landeshauptstadt Stuttgart 
erworben wurde, soll dort unter der Be-
zeichnung „NeckarPark“ eine umfassende 
städtebauliche Neuordnung erfolgen. Dabei 
umfasst der NeckarPark mit der benachbar-
ten Mercedes-Benz Arena, zahlreichen wei-
teren Sportstätten und dem Mercedes-Benz 
Museum ein noch größeres Projektgebiet.

Die Entwicklung der Konversionsfläche als 
Standort für Wohnen, Hotels und Technolo-
giepark etc. unterliegt ambivalenten Start-
bedingungen. Einerseits gibt es beste Po-
tenziale durch die zentrale Lage, eine gute 
Verkehrsanbindung und Blickbeziehungen 
zu dem historisch bedeutsamen Rotenberg 
mit der Grabkapelle der Württembergi-
schen Könige. Andererseits sind einschnei-
dende Verkehrsbarrieren wie Straßen und 
Bahngleise zu berücksichtigen, ein nicht 
unerheblicher Veranstaltungsverkehr muss 
gelenkt werden und der Neckar ist trotz 
kurzer Entfernung schlecht erreichbar.

Mit den beiden Modellvorhaben „Low­
Energy als Standortfaktor“ und dem hier 
nicht vertieften Parallelprojekt „Bildung 
als Standortfaktor“ greift die Stadt zwei der 
aktuell dringendsten Aufgaben unserer Ge-
sellschaft auf, um sie zu positiven Standort-
faktoren für den NeckarPark zu schmieden. 

Der zentrale Gedanke für beide Modellvor-
haben besteht darin, Bevölkerungsgruppen 
als Bewohner zu gewinnen, für die zum ei-
nen ein hervorragendes Bildungsangebot 
für ihre Kinder und zweitens nachhaltige 
Wohnformen mit zahlreichen Vorteilen – 
wie Werthaltigkeit, geringe Nebenkosten 
etc. – entscheidende Kriterien bei der Wahl 
des Wohnstandortes sind. 

Roland Bornemann
Landeshauptstadt Stuttgart
Amt für Stadtplanung und 
Stadterneuerung
Eberhardstraße 10
70173 Stuttgart
E-Mail: roland.bornemann@
stuttgart.de 

Olaf Hildebrandt
ebök Planung und Entwicklung 
GmbH
Schellingstraße 4/2
D-72072 Tübingen
E-Mail: olaf.hildebrandt@ 
eboek.de

Roland Bornemann
Olaf Hildebrandt

Wohnen am Veielbrunnen – LowEnergy als 
Standortfaktor
Modellvorhaben im ExWoSt Forschungsfeld  
„Nationale Stadtentwicklungspolitik“

Ein zukunftsorientiertes innovatives Ener-
giekonzept kann einen wesentlichen Bei-
trag für ein nachhaltiges Stadtquartier und 
zur Erreichung der genannten Ziele leisten. 
Die möglichst umfangreiche Versorgung 
mit erneuerbaren Energieträgern wie ther-
mischer Solarenergie, Erdwärme und Ab-
wasserwärmenutzung in Verbindung mit 
hohen Dämmstandards der Gebäudehülle 
spannen den roten Faden für das Konzept 
und leisten einen Beitrag zur Erreichung 
der globalen Klimaziele.

Beteiligte Projektpartner bei dem Modell-
vorhaben LowEnergy sind das Amt für Stadt-
planung und Stadterneuerung als Projekt-
träger und das Amt für Umweltschutz als 
Projektpartner. Das Ingenieurbüro ebök aus 
Tübingen und das Steinbeis Transfer Zen-
trum/ EGS Plan (STZ/ EGS) waren feder-
führend mit der Erstellung des Energiekon
zepts beauftragt. Darüber hinaus wirkten 
die Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges 
Bauen e.V. (DGNB) und die Hochschule für 
Technik in Stuttgart am Projekt mit.

Ehemaliges Güterbahnhofsareal (weiß umrandet) im NeckarPark 
Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart
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•	 Betreuung des städtebaulichen Wettbe-
werbs für den NeckarPark. Die im Grund-
satzpapier „Triple Zero“ formulierten Zie-
le sollen in das Verfahren einfließen. Aus 
diesem Grund wurde eine eigene Vorprü-
fung zum Thema Energie durchgeführt.

•	 Optimierung des Siegerentwurfs hinsicht-
lich Kompaktheit und guter Nutzung der 
passiv-solaren Einstrahlung.

•	 Entwicklung von energetischen Stan-
dards für die Gebäude zur Reduzierung 
des Energieverbrauchs für Raumheizung 
und Warmwasser, im Nicht-Wohnbereich 
auch ggf. Kühlung. 

•	 Entwicklung einer Wärmeversorgung mit 
hoher Effizienz und geringer Umweltwir-
kung. Insbesondere sollen lokal vorhan-
dene Wärmeversorgungspotenziale wie 
z. B. Abwärmenutzung, Sonnenenergie 
und Geothermie einbezogen werden. 

•	 Entwicklung eines Konzepts zur Umset-
zung. Dies betrifft die Einbindung der 
Energieaspekte in die städtebaulichen 
Entwicklungsprozesse. Das Energiekon
zept soll zudem mit den städtischen 
Ämtern der Stadt Stuttgart, den Energie-
versorgern sowie Investoren und Erschlie-
ßungsträgern diskutiert und abgestimmt 
werden. Energiegerechtes Planen soll als 
Prozess verstanden werden.

Methodik

Methodisch wurde das Energiekonzept in 
einem Workshopverfahren entwickelt. Dies 
hat den Vorteil, dass zukünftig beteiligte Ak-
teure in der Stadt bereits involviert sind und 
damit Gestaltungsspielräume bekommen 
können, die eine spätere institutionelle Ver-
ankerung erleichtern könnte. Der Entwick-
lungsbaustein des – nennen wir es – „lo-
kalen Diskurses“ einer Energiekonzeption 
könnte in Zukunft die häufig ausschließlich 
ingenieurmäßigen Ausarbeitungen als um-
setzungsorientierter Baustein hervorragend 
ergänzen. Das Verfahren wurde in einem 
Imagefilm dokumentiert.2

Weitere wesentliche Elemente des „lokalen 
Diskurses“ sind

– 	 eine Interviewreihe mit Bürgern verschie-
dener Stadtteile und Experten der Woh-
nungswirtschaft, 

– 	 eine Projektwoche mit Studenten der 
Hochschule für Technik, 

2	 Energiegerechtes Planen als Prozess

Zielsetzung des Modellvorhabens

Mit dem Grundsatzpapier „Triple Zero 
– Leitmotiv für das gemeinsame Klima-, 
Energie- und Ressourcenspar-Programm 
der Metropolregion Stuttgart 2008–2013“1 
wurden programmatisch Eckpunkte we-
sentlicher klimapolitischer Ziele von der 
Stadt Stuttgart formuliert. Dabei sollen mit 
dem Begriff „Triple Zero“ Gebäude entwi-
ckelt werden, die möglichst

– 	 keine schädlichen Emissionen abgeben 
(weder Luft noch Boden belasten),

– 	 keine fossile Energie verbrauchen (in der 
Jahresbilanz) sowie 

– 	 keine Ressourcen verbrauchen (Vorrang 
für wiederverwertbare und wieder ver-
wendbare Materialien, kein neuer Flä-
chenverbrauch).

Das neu zu entwickelnde Stadtquartier mit 
ca. 450 Wohnungen auf dem Gelände des 
ehemaligen Güterbahnhofs bot ideale Vo-
raussetzungen, diese Ziele unter Beteili-
gung aller wichtigen Akteure bereits früh in 
den Planungsprozess zu integrieren. Dabei 
waren keine festen Zielvorgaben gesetzt. 
Es sollte vielmehr die Frage beantwortet 
werden, inwieweit die ambitionierten Ziel-
setzungen von „Triple Zero“ angenähert 
werden können, welche Maßnahmen dafür 
notwendig und welches Konzept zielfüh-
rend ist.

In einem Energiekonzept sollten Wege und 
Potenziale einer zukunftsweisenden, öko-
logisch verantwortbaren und wirtschaftlich 
vertretbaren Energienutzung aufgezeigt 
werden. Das Konzept enthält insgesamt fol-
gende Teile:

Siegerentwurf des Architekturbüros Pesch und Partner, Preisträger im Gutachterver-
fahren 2008 (Modellfoto) 

Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart
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Die Bewohner unsanierter Altbauten im 
Stuttgarter Westen, dem beliebtesten grün-
derzeitlichen Wohngebiet in urbaner Lage, 
kritisierten massiv steigende Nebenkos-
ten. Die Bereitschaft zu einer höheren An-
fangsinvestition beim Immobilienerwerb 
ist durchgängig. Dadurch wurde ein deut-
liches Indiz für die Richtigkeit der Zielset-
zung höchster Dämmstandards für diesen 
Gebäudetyp im Energiekonzept bestätigt.

In Zusammenarbeit mit der Hochschule für 
Technik wurde im Oktober 2008 eine Pro­
jektwoche mit Architekturstudenten durch-
geführt. Neben Fachvorträgen zur nachhal-
tigen Stadtplanung wurden die Grundzüge 
des Energiekonzepts vorgestellt. In Work-
shops konnten die Studenten ihre Architek-
turvisionen zum NeckarPark erarbeiten und 
nach einer Woche Bearbeitungszeit präsen-
tieren. Dieser Projektbaustein war auf die 
Wechselwirkung von Lehre und kreativem 
Arbeiten ausgerichtet. Zukünftige Stadtpla-
ner und Architekten wurden für das The-
ma energie- und -ressourcenschonender 
Städtebau sensibilisiert und angeregt, sich 
hier zu qualifizieren, um kreativ an der Pro-
blemlösung mitzuwirken. Die visionären 

– 	 die Planungswerkstatt NeckarPark und 

– 	 eine Abschlussveranstaltung in der Archi-
tektenkammer Stuttgart. 

Diese Projektbausteine sind auf gegensei-
tige Wechselwirkung angelegt; Bestätigung 
und Kritik wurden dadurch frühzeitig inte-
griert.

Im Modellvorhaben wurden Interviews mit 
Bürgern in verschiedenen Stadtteilen Stutt-
garts sowie mit Experten der Wohnungs-
wirtschaft durchgeführt, um Erkenntnisse 
für die Entwicklung des NeckarParks hin-
sichtlich der Machbarkeit hoher Nachhal-
tigkeitsstandards und der Verankerung des 
Themas in der Stadtgesellschaft zu gewin-
nen. Passivhausbewohner und Bewohner 
unsanierter Altbauten sowie Bauträger, In-
vestoren und Architekten wurden über ihre 
Erfahrungen und Wünsche bezüglich nach-
haltiger Bauweisen befragt. 

Passivhausbewohner haben ihre Erfahrun-
gen mit dieser Wohnform durchweg positiv 
bewertet. Dabei wurden gängige Klischees 

– so beispielsweise, die hohe Dichtigkeit 
der Gebäude erzeuge ein negatives Wohn-
gefühl – aus den Umfragen nicht bestätigt. 
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gieverbrauch und damit auch die Emissio-
nen eines Baugebiets Einfluss zu nehmen. 
Die drei folgenden Faktoren haben beson-
deren Einfluss in einer frühen Entwurfs-
phase: 

•	 Städtebauliche Kompaktheit: Dichte der 
Bebauung und Kompaktheit der einzel-
nen Baukörper. Der maßgebliche Kenn-
wert ist das Verhältnis von der wärme-
übertragende Hüllfläche zum dadurch 
umfassten Volumen (A/V). 

•	 Stellung der Baukörper bzw. Orientierung 
der Hauptfassaden- und Fensterflächen 
zur Sonne. Günstig sind hier südorien-
tierte Ausrichtungen.

•	 Anordnung der Baukörper im städtebau-
lichen Kontext und damit die gegenseitige 
Verschattung der Gebäude.

Die Kompaktheit (A/V) der Arbeiten 
schwankte um ± 16 %, die „solaren Ge-
winne“ lagen in einer Schwankungsbreite 
um ± 20 %. Es wurde aber auch deutlich, 
dass insgesamt die Kompaktheit (das A/V-
Verhältnis) den Heizwärmebedarf stärker 
prägt als die optimale Solarnutzung – gute 
Solarnutzung kompensiert also nicht ein 
ungünstiges A/V. Daher wurde bei der Dis-
kussion und Bewertung der Gutachter-
kommission besonders auf eine günstige 
und gut optimierbare Kompaktheit Wert 
gelegt. Der Siegerentwurf des Architektur-
büros Pesch und Partner erfüllte alle ener-
getischen Kriterien gut, aber nicht in allen 
Teilen optimal. Es war im Wettbewerb aber 
gut erkennbar, dass eine energetische Opti-
mierung des Entwurfs möglich ist, ohne die 
vorgeschlagene städtebauliche Struktur we-
sentlich verändern zu müssen. 

Energiekonzept

Im Energiekonzept wurden für den städ-
tebaulich optimierten Siegerentwurf eine 
Bedarfsermittlung für Heizwärme und 
Warmwasser in drei unterschiedlichen 
Energiestandards untersucht. Die Festle-
gung der Standards erfolgte im Rahmen 
eines Workshops. Als „Basis“-Standard für 
die Gebäudehülle wurde der von der Stadt 
Stuttgart geforderte Mindeststandard „EnEV 
2007–40 %“ gesetzt. Zusätzlich untersucht 
wurden ein Standard, der in etwa einer Hül-
le in Passivhausqualität entspricht, sowie 
ein Standard, der diese nochmals unter-
bietet. Die Untersuchungen ergaben, dass 
aufgrund der zuvor durchgeführten städte-

Entwürfe der Studenten sind umgekehrt 
anregendes Leitbild für die weitere Planung 
des NeckarParks.

In der Planungswerkstatt NeckarPark im 
Juli 2009 wurden mit dem Masterplan von 
Pesch und Partner zugleich die Eckpunkte 
des Energiekonzepts öffentlich vorgestellt. 
Mit Vertretern der Politik, Experten und 
Bürgern wurden in Workshops das Energie-
konzept sowie andere Nachhaltigkeitsthe-
men der Gebietsentwicklung diskutiert. Als 
wichtiger Schritt für die weitere Gebiets
entwicklung konnte die inhaltliche Ausrich-
tung der Entwicklungsziele auf die zentra-
len Themen der Nachhaltigkeit öffentlich 
verankert und politisch vorbereitet werden.

Als Abschluss der Modellvorhaben wurden 
zur Vorbereitung der politischen Entschei-
dungsfindung im Oktober 2009 die Ergeb-
nisse des Modellvorhabens LowEnergy 
noch einmal vorgestellt. Diese Abschluss­
veranstaltung fand in der Architektenkam-
mer Stuttgart statt. Die Mitwirkung der zu-
ständigen Bürgermeister ist hier als Erfolg 
und Schritt in die angestrebte Richtung zu 
werten.

Städtebaulicher Wettbewerb und  
energetische Entwurfsoptimierung 

Der städtebauliche Wettbewerb zeigt durch 
Gestaltungsspielraum im Rahmen des Ent-
wurfs bereits Möglichkeiten, auf den Ener-
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gar nicht

sehr gut
gut

überwiegend
Objektplanung

Nutzerverhalten

Stellung der
Gebäude gegenseitige

Verschattung
städtebauliche
Dichte/Kompaktheit

Windschutz

Verschattung durch
Bepflanzung

energetische
Standards

Kompaktheit 
der Baukörper

baulicher
Wärmeschutz

Wärmebrücken
Lüftungs
strategieWasser- und

Strombedarf Gebäude-
dichtheit

Einflussfaktoren auf den Energieverbrauch und 
die Emissionen einer Stadt bzw. Siedlung
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Versorgungsstruktur. Gerade bei stark re-
duzierter Energienachfrage, bedingt durch 
die angestrebten sehr guten baulichen 
Standards, ist dieser Abwägungsprozess in 
einem frühen Stadium der städtebaulichen 
Entwicklung für die Entscheidungsfindung 
einer zukünftigen Wärmeversorgung wich-
tig.

Die untersuchten Musteranlagen wurden 
hinsichtlich der Primärenergieanforderung 
im jeweiligen Energiestandard bewertet. 
Wurde dieser nicht erreicht, wurde die Va-
riante nicht weiter verfolgt. Als Ergebnis 
dieser Vorgehensweise ergaben sich ver-
schiedene mögliche Versorgungsvarianten 
für die einzelnen Nutzungen im Gebiet, die 
untereinander beliebig kombiniert werden 
konnten.

Um den für die Erreichung der Projektziele 
optimalen Mix festzulegen, mussten Krite-
rien definiert werden, die die Projektziele 
objektiv widerspiegeln:

•	 Primärenergiebedarf und CO
2
-Emission 

der Variante als Kriterium für die Umwelt-
wirkung

•	 Anteil lokaler Energie am Gesamtenergie-
bedarf

•	 Anteil regenerativer Energie an der De-
ckung des Restenergiebedarfs

•	 Wirtschaftlichkeit der Variante.

baulichen Optimierung selbst die höchsten 
Standards mit heute bautechnisch üblichen 
und verfügbaren Konstruktionen erreicht 
werden können. Zusätzlich zum Wärmebe-
darf wurde der Bedarf an elektrischer Ener-
gie für eine konventionelle Variante und 
eine optimierte „Sparvariante“ abgeschätzt. 
Die Einsparpotenziale im Bereich der elek-
trischen Energie liegen in der gleichen 
Größenordnung wie beim Wärmebedarf. 
Zentrale Strategie im Konzept war daher 
zunächst die konsequente Reduzierung des 
Energiebedarfs: Allein durch die Verbesse-
rung der Gebäudehülle um 70 % unter den 
Standard der zum Konzeptzeitpunkt gül-
tigen Energiesparverordnung (EnEV 2007) 
kann der Energiebedarf um mehr als die 
Hälfte reduziert werden. Dies wirkt sich 
direkt positiv auf die CO

2
-Bilanz aus. Eine 

Untersuchung der Wirtschaftlichkeit ergab 
auch für die hochwertigen Standards nur 
geringfügig höhere Kosten über die Nut-
zungsdauer. 

Als zweite Komponente des Konzepts wur-
den die lokal verfügbaren Potenziale an 
regenerativen Energiequellen quantifiziert 
und dem Bedarf gegenübergestellt. Ein 
großer Abwassersammler im Projektgebiet, 
entlang der Benzstraße/Mercedesstraße, 
die das Gebiet einrahmen, bietet ein um-
fangreiches lokales regeneratives Energie-
potenzial, das nutzbar gemacht werden 
kann. Die Dachflächen können als weiteres 
lokales Potenzial für solarthermische Anla-
gen und Photovoltaik herangezogen wer-
den. Auch Einschränkungen der Nutzbar-
keit wie beispielsweise bei der Solarthermie 
oder Photovoltaik, die nur mit jahreszeitli-
chen Schwankungen zur Verfügung stehen, 
waren bei der Konzeptfindung zu beachten 
und abzuwägen.

Die lokal verfügbaren Potenziale wurden in 
einem ersten Schritt als Absolutwert ermit-
telt. Daraus ergibt sich das im Gebiet vor-
handene theoretisch nutzbare Potenzial. An-
hand von Musterblocks aus dem Baugebiet 
wurden im Folgenden Anlagen konzipiert, 
die die verfügbaren Potenziale nutzen. Aus 
der Anlagenkonzeption in Verbindung mit 
der jeweiligen Bedarfssituation der Muster-
blocks in den verschiedenen Energiestan-
dards ergibt sich ein technisch nutzbares 
Potenzial.

Inhaltlich wichtig war dabei der Abwä-
gungsprozess zwischen einer zentralen 
Wärmeversorgung und einer dezentralen 

Theoretische Potenziale

Technische Möglichkeiten

Wirtschaftliche Tragfähigkeit

Wohnen Nicht-Wohnen

Abwasser-
wärme

Solar-
thermie

Photo-
voltaik

+ 
Photo-
voltaik

+ 
regenerative

Energie-
Spitzenlast

Geo-
thermie

Solar-
thermie

Abwasser-
wärme

+ 
Geo-

thermie

Mögliche lokale Potenziale im Baugebiet und deren technische 
Erschließbarkeit zur Bedarfsdeckung im Baugebiet NeckarPark

Quelle: ebök/Landeshauptstadt Stuttgart
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Bei dieser Vorgehensweise können der End-
energiebedarf um über 80 % und die CO

2
-

Emissionen im Bereich Wärme um über 
90 % reduziert werden. Bis zu etwa 44 % des 
Energiebedarfs kann aus den lokal vorlie-
genden regenerativen Energien Solarther-
mie und Abwasserwärme abgedeckt werden. 
Der Anteil fossiler Energieträger kann auf 
unter 6 % begrenzt werden. Zum Vergleich: 
Im deutschen Durchschnitt liegt der De-
ckungsanteil regenerativer Energieträger in 
Städten unter 10 %.3 Dadurch ist es möglich, 
den CO

2
-Ausstoß im Bereich Heizwärme 

und Warmwasser drastisch zu reduzieren.

Den größten Anteil am gesamten CO
2
-

Ausstoß des Gebiets nimmt jedoch der Be-
darf an elektrischer Energie für typische 
haushalts-, büro- und hotelbezogene An-
wendungen ein. In der optimierten „Spar-
variante“ kann auch dieser Teil deutlich 
reduziert werden. Entscheidenden Einfluss 
hat die konsequente Erschließung der tech-
nisch und wirtschaftlich heute möglichen 
Stromsparpotenziale durch den Einsatz von 
Stromspargeräten, Reduzierung des Stand-
by-Betriebs, Lichtoptimierung und Substi-
tution von elektrischen Anwendungen wie 
bei Wasch- und Spülanwendungen (siehe 
fünfte Säule in der folgenden Abbildung). 
Im Hinblick auf die zu Projektbeginn ge-
wünschte Orientierung am „Triple-Zero“-
Leitmotiv stellt die elektrische Energie 
jedoch klar den limitierenden Faktor dar. 
Eine Kompensation des dann immer noch 
erheblichen Anteils an den CO

2
-Emissionen 

durch eine Stromerzeugung auf Basis von 
Photovoltaik ist grundsätzlich möglich, um 
der „Zero-Emission“ näherzukommen. Be-
dingt durch die Flächenverfügbarkeit für 

Die verschiedenen untersuchten Versor-
gungsvarianten wurden im Konzept für die 
im Gebiet vorhandenen Nutzungen „Woh-
nen“, „Hotel“, und „Nicht-Wohnen/Büro“ 
über eine Nutzwertanalyse hinsichtlich der 
festgelegten Zielkriterien bewertet.

Das Konzept differenziert somit zwischen 
Nutzungen mit hohem und mit geringem 
Warmwasserbedarf: Bei Wohn- und Hotel-
nutzung, bei der ein hoher Warmwasser-
bedarf zu verzeichnen ist, kann als Grund-
versorgung Solarthermie eingesetzt werden. 
Bei Gewerbe und Nicht-Wohnen stellt die 
Abwassernutzung die Grundversorgung dar. 
Solarenergie wird, soweit dies notwendig ist, 
für die aktive Sommerkühlung als sog. so-
lare Kälte z. B. in Verbindung mit einer Ab-
sorptionswärmepumpe herangezogen. Die 
Grundversorgung wird durch andere er-
neuerbare Energieträger wie beispielsweise 
(Bio-)Gas oder Holzpellets ergänzt.

Trotz hoher baulicher Dichte können der 
Energiebedarf im Modellvorhaben durch 
den Strategiewechsel auf eine blockweise 
Versorgungsstruktur mit sog. Kopfstationen 
noch weiter reduziert und lokale Potenzia-
le effektiver und vor allem wirtschaftlicher 
genutzt werden. Hier war insbesondere die 
Kommunikation zwischen den beteiligten 
Fachämtern und den Fachingenieuren zu 
einem frühen Zeitpunkt wichtig, um für die 
weitere Gebietsentwicklung die Weichen zu 
stellen.

Das Konzept entspricht einer optimal an 
die Bedarfsstruktur Wohnen, Hotel, und 
Nicht-Wohnen angepassten Versorgungs-
strategie. Diese flexible Konzeption kommt 
auch einer stufenweisen Erschließung in 
Bauabschnitten entgegen. 

Schemadarstellung Energiekonzept 	 Quelle: ebök/stz
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Realisierungsprozess abgesichert wird. Dies 
könnte z. B. folgende Punkte beinhalten: 

•	 Absicherung des sehr guten wärmetech-
nischen Standards der Gebäude 

•	 Anschluss an die blockweise, nutzungs-
angepasste Versorgungsstruktur 

•	 Entwicklung eines Stromsparkonzepts. 

Es sollte mit berücksichtigt werden, dass 
dies auch ein prozesshaftes Vorgehen mit 
der Integration einer energetischen Quali-
tätssteuerung erfordert, da sich über einen 
langen Zeitraum auch Rahmenbedingun-
gen ändern und beteiligte Akteure wechseln 
können, wodurch ein zeitnahes Aussteuern 
der Konzeption immer wieder erforderlich 
wird. Nicht zuletzt ist auch eine Erfolgskon-
trolle über ein aussagekräftiges langfristiges 
Monitoring erstrebenswert. 

Nachhaltiges Bauen

In der Diskussion mit Experten wurde an-
geregt, über die energetische Betrachtung 
hinaus weitere Aspekte zur Bewertung der 
Nachhaltigkeit des Projektgebiets in die 
Überlegungen einzubeziehen. Die aktuelle 

Photovoltaik-Elemente – ein Teil der Flä-
chen ist bereits durch thermische Solaranla-
gen für die Wärmeerzeugung belegt – ist das 
Potenzial jedoch begrenzt (siehe sechste 
Säule in der obigen Abbildung). Insgesamt 
ist eine CO

2
-Minderung im Bereich Wärme 

und Strom um immerhin ca. 65 % im Ver-
gleich zur Referenzvariante erreichbar. 

Durch die vollkommene Neuentwick-
lung des Projektgebiets unabhängig von 
Bestandsstrukturen kann ein derartiges 
Konzept ohne Beeinträchtigung der umlie-
genden Versorgungsstrukturen umgesetzt 
werden. Es bestehen keine Bindungen an 
eine vorgegebene Infrastruktur. 

Die Leitlinien des Energiekonzepts sollten 
mit Blick auf die Umsetzung in den nächs-
ten Schritten politisch abgestimmt, fixiert 
und in einen entsprechenden Handlungs-
plan überführt werden. Zentral zu emp-
fehlen ist, die Leitlinie in die möglichen 
städtebaulichen Instrumente (z. B. B-Plan, 
städtebaulicher Vertrag etc.) und institutio-
nell mit der Vielzahl von beteiligten Akteu-
ren so zu verankern, dass die angestrebte 
energetische Qualität im lang andauernden 
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CO2-Bilanz des Baugebiets für Wärme und Strom	 Quelle: ebök
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3	 Fazit

Der NeckarPark bietet die konkrete Chance, 
auf einer zusammenhängenden Fläche von 
rund 22 ha in zentraler Lage Anforderungen 
an die Stadt von morgen zu realisieren. Das 
Modellvorhaben LowEnergy legt dazu um-
fangreiches methodisches und technisches 
Material vor. Darauf aufbauend kann ein 
durchgängiger Planungsprozess strukturiert 
werden, der die Ergebnisse des Energiekon-
zepts als „Energetischen Rahmenplan“ zur 
Grundlage der technischen Umsetzung so-
wie der Grundstücksvermarktung macht. 
Damit können auch die energetischen Qua-
litätsstandards für die Hochbauplanung fi-
xiert werden. In der Summe kann der Vorteil 
geringer Nebenkosten, guter Infrastruktur 
und gesunder Lebensbedingungen in ei-
nem neuen Stadtquartier der zunehmenden 
Segregation der europäischen Stadt ent-
gegenwirken und einen wertvollen Beitrag 
zur Erreichung der Klimaziele leisten. Die 
im Modellvorhaben erprobte Vorgehens-
weise, unmittelbar nach dem Wettbewerb 
zur Bedarfsreduzierung den Städtebau zu 
optimieren und aus der frühzeitigen Po-
tenzialabschätzung der regenerativen Ener-
gieträger einen energetischen Rahmenplan 
abzustecken, ist vorbildhaft. Die zukünftige 
Berücksichtigung dieser Instrumentarien 
auf der Ebene kommunaler Stadtentwick-
lungskonzepte ist empfehlenswert.

Diskussion zur Zertifizierung von Gebäu-
den und Stadtquartieren, die sich beson-
ders in Stuttgart fokussiert hat, wurde in der 
Schlussphase des Modellvorhabens Low­
Energy integriert.

Auf der Basis der drei Säulen der Nachhal-
tigkeit – Ökonomie, Ökologie und soziokul-
turelle Qualitäten – wurden von der Deut-
schen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen 
e. V. für das Projektgebiet Empfehlungen 
erarbeitet. Dabei wurden in einem Ver-
such Stichproben einzelner Indikatoren zur 
Nachhaltigkeit in Bezug auf das Freiflächen-
konzept und den geplanten Hotelstandort 
im NeckarPark erprobt. Eine genaue Be-
wertung ist erst möglich, wenn das Zerti-
fizierungssystem Stadtquartiere messbare 
Indikatoren hervorbringt, die für die ver-
gleichende Betrachtung verschiedener Ge-
biete geeignet sind. Der NeckarPark erfüllt 
unter anderem durch das Energiekonzept 
gute Voraussetzungen, an einer musterhaf-
ten Erprobung der Kriterien in 2010/2011 
teilzunehmen.

Anmerkungen

(1)
Landeshauptstadt Stuttgart, Gemeinderats-
drucksache 436/2007

(2)
Siehe www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de 

(3)
Vgl. Dr. Rodoula Tryfonidou, Vortrag am 
24.11.2009 auf dem Difu-Seminar „Energie- 
und ressourceneffiziente Siedlungsentwick-
lung“
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Die Frage, wie bestehende Stadtstruktu-
ren und Gebäude unter energetischen 
Gesichtspunkten zukunftsfähig gemacht 
werden können, ist in der Regel eng mit 
Wohnquartieren oder gemischt genutzten 
Quartieren verbunden. Die Optimierung 
von Industrie- und Gewerbegebieten spielt 
demgegenüber meist eine untergeordnete 
Rolle und gilt häufig nur als eingeschränkt 
möglich. Das länderübergreifende Pilot-
projekt „Zero Emission Park“ setzt jedoch 
genau hier an und zeigt Wege auf, wie sich 
bestehende Industrie- und Gewerbegebiete 
zu nachhaltigen, energieeffizienten Stand-
orten entwickeln können.

Zero Emission ist dabei aber mehr als die 
Reduzierung des Energieverbrauchs oder 
die Förderung erneuerbarer Energien. 

„Emissionen“ im Sinne des Pilotprojekts 
sind alle schädlichen Nebenwirkungen des 
Wirtschaftens in einem Industrie- oder Ge-
werbegebiet. Die Entwicklung eines Zero 
Emission Park (ZEP) bedeutet demzufolge, 
dass alle negativen ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Nebenwirkungen nach 
und nach abgebaut werden. Im Ergebnis 
steht im Idealfall ein Wirtschaften vollkom-
men ohne negative Begleiterscheinungen.

1 	 Das Modellprojekt Zero Emission 
Park: Anliegen, Ziele, Strategie

Industrie- und Gewerbeflächen nehmen 
bundesweit erhebliche Flächen in An-
spruch – die von Industrie und Wirtschaft 
ausgehenden globalen Umweltbelastungen 
stellen mit ca. 40 % den größten Anteil am 
Treibhauseffekt, dem Ozonabbau und letzt-
lich am Klimawandel dar. Ein Großteil der 
produzierenden oder dienstleistungsbezo-
genen Unternehmen ist heute in mehr oder 
minder großen Industrie- und Gewerbege-
bieten angesiedelt – allein in Nordrhein-
Westfalen werden ca. 230 Gewerbe- und In-
dustrieflächen mit 5 500 ha bewirtschaftet. 
Immer noch wird in den Industriegebieten 
vornehmlich einzelwirtschaftlich gearbeitet 
und sind Maßnahmen zur Energieeffizienz, 

Veronika Wolf
Projektleitung Zero Emission 
Park-Modellprojekt 
TU Kaiserslautern
FB Wirtschaftswissenschaften
LS für Volkswirtschaftslehre, 
insbesondere Wirtschaftspolitik 
und internationale Wirtschafts-
beziehungen
Projektbüro Remscheid
Tel.: 02191 61664
E-Mail: wolf@wi-ol.de

Veronika WolfZero Emission Park – länderübergreifendes 
Modellprojekt zur Entwicklung nachhaltiger 
Industriegebiete in Deutschland

Energieeinsparung und die Versorgung mit 
regenerativen Energien durchweg abhängig 
von Unternehmensentscheidungen. Vernet-
zung, Verknüpfung oder Kooperation unter-
halb der dort ansässigen Unternehmen sind 
eher selten anzutreffen. In den letzten 20 
Jahren ist jedoch ein Wandel festzustellen. 
Im Rahmen der Konzepte der „Industrial 
Ecology“-Bewegung wurden international 

„Eco Industrial Parks (EIP)“1 entwickelt, die 
sich vornehmlich auf die Wirtschaftsweise 
der in den Gebieten ansässigen Industrie-
betriebe richtete – mit hohen, individuellen 
Ansprüchen an die Ausschöpfung der Mög-
lichkeiten einer auch zwischenbetrieblichen 
Schließung von Stoff- und Energieströmen. 

Das im Rahmen eines Forschungsvorha-
bens der Nationalen Stadtentwicklungspo-
litik erstmals durchgeführte „Zero Emission 
Park“-Modellprojekt richtet den Fokus auf 
die Industriegebiete in ihrer Gesamtheit 
als eigenständige, komplexe Stadtteile mit 
extrem hohen Energie- und Ressourcenver-
bräuchen und hohem Belastungspotenzial 
für die Umwelt. Bereits 2002 hat die Ver-
fasserin unter diesem Gesichtspunkt das 
Konzept der „Nachhaltigen Gewebeflächen-
entwicklung“ im nordrhein-westfälischen 
Umweltministerium entwickelt und die 
Findung von Interessengemeinschaften 
in sechs Industriegebieten in NRW unter-
stützt.2 Das hier in Kapitel 3 beschriebene 
Industriegebiet in Bottrop hat diese Vorent-
wicklung erfolgreich in das Zero Emission 
Park-Projekt eingebracht.

Ziel des Zero Emission-Projekts ist es, Stra-
tegien und Methoden zu entwickeln, um 
die von Industrie- und Gewerbegebieten 
ausgehenden klimaschädlichen Umweltbe-
lastungen deutlich zu reduzieren und da-
mit den politischen Auftrag der Bundesre-
gierung zur Reduktion des Klimagases CO

2
 

um 40 % bis zum Jahr 2020 zu unterstützen. 
Wichtiger Ausgangspunkt für die erfolgrei-
che Entwicklung eines Zero Emission Park-
Projekts ist die Gründung einer Interessen-
gemeinschaft, in der sich Unternehmen, 
Kommune und Projektentwickler zur Er-
reichung der definierten Ziele zusammen-

Ein ‚Zero Emission Park‘ 
ist ein Industrie- oder 
Gewerbepark, der alle 
schädlichen Neben
wirkungen des Wirtschaf-
tens im Gebiet reduziert 
– im Idealfall bis auf Null = 
‚Zero‘. Schädliche primäre 
und sekundäre Nebenwir-
kungen entstehen bei der 
Produktion, dem Handel, 
der Durchführung von 
Dienstleistungen u.ä. des 
Industrieparks in seiner 
Gesamtheit und beziehen 
sich auf alle ökologischen, 
ökonomischen und sozialen 
Nebenwirkungen.

Veronika Wolf



Veronika Wolf: Zero Emission Park – länderübergreifendes Modellprojekt zur Entwicklung 
nachhaltiger Industriegebiete in Deutschland644

2		  Das Konzept des Modellprojekts  	
	 „Zero Emission Park“

Wie lassen sich die schädlichen Nebenwir-
kungen der Industriegebiete bis auf Null re-
duzieren? Dieser gemeinsamen Forschungs-
frage des Pilotprojekts Zero-Emission Park 
stellten sich unter Berücksichtigung des in 
Abbildung 1 generalisierten Projektablaufs 
fünf Hochschulen und zwei Planungsbüros. 
An Industriegebieten in Bremen, Bottrop 
und Kaiserslautern3 untersuchten sie exem-
plarisch die Potenziale für die nachhaltige 
Neuausrichtung der Standorte, um daraus 
allgemeingültige Empfehlungen für eine 
erfolgreiche Umsetzung des Zero Emission-
Ziels abzuleiten. 

Die im Fokus des Projekts stehenden Indus-
triegebiete unterscheiden sich deutlich in 
Größe, Besiedlung, Gebäudebestand, Alter, 
Branchenstruktur, Zahl der Betriebe und 
Beschäftigten, aber vor allem auch durch 
die Lage in der entsprechenden Region. Im 
Rahmen der sieben Handlungsfelder des Pi-
lotprojekts (Projektmanagement, städtebau-
liche Planung, Verkehrsplanung, Stoffstrom-
management, Nachhaltigkeitsmanagement, 
Datenkommunikation und Netzwerk, flexi-
ble Kinderbetreuung) wurden die Standor-
te der für den Projektablauf vorgegebenen, 
eingehenden Potenzialanalyse unterzogen. 
Annahme dabei war, dass große bekannte, 
aber auch vor allem verborgene Energie-
effizienzpotenziale in Industriegebieten 
vorhanden sind, die erstmals ermittelt, be-
wertet und im Rahmen einer ressourcen-
schonenden Stadtentwicklung benannt und 
optimiert werden müssen. 

Die Handlungsfelder für die Ermittlung der 
Energiepotenziale sind:

•	 Technische Infrastruktur (Ver- und Ent-
sorgung, Kommunikation, öffentlicher u. 
Individualverkehr, Energie, Verkehr, Was-
ser/Abwasser, Abfall, Transport u. a.)

•	 Soziale Infrastruktur (Bildungseinrichtun-
gen, Dienstleistungen z. B. Kinderbetreu-
ung, Gesundheits-/Versorgungseinrich-
tungen, Wohnungsnähe, Sicherheit u. ä.)

•	 Gesellschaftliche Infrastruktur (Unterneh-
men, Interessengemeinschaft, Kommune, 
Land, Bürger, Verbände, Forschungsein-
richtungen, Planer usw.).

Gleichzeitig sind die Gebietsstrukturen zu 
untersuchen, wie Lage in der Region, Anzahl 

schließen. Einer umfangreichen Analyse 
der Strukturdaten des betroffenen Gebiets 
schließen sich die ebenfalls umfangreichen 
Datenerhebungen der technischen, sozia-
len und gesellschaftlichen Infrastruktur an. 
Die generalisierte Vorgehensweise des Mo-
dellprojekts „Zero Emission Park“ lässt sich 
aus Abbildung 1 erkennen.

Abbildung 1
Ablaufschema zur Entwick-
lung eines Zero Emission 
Parks

Quelle: eigene Darstellung
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Zero Emission Parks ist natürlich eine Fo-
kussierung auf nur wenige dieser Parameter 
möglich; es sollte aber in den nächsten Jah-
ren zu einer umfassenden CO

2
-Bilanz kom-

men können.

Zur Verdeutlichung der Emissionen und Ge-
wichtungen werden im Modell-Projekt Zero 
Emission Park die erfassten relevanten CO

2
-

Emissionen auf der Skala des im Projektver-
lauf entwickelten „emission o meters“ ab-
gebildet (Abb.  2).

Aspekte des energieeffizienten Städtebaus

Wie schon ausgeführt, sind die Gebiets- 
und Versorgungsdaten entscheidende 
Grundlagen für eine erfolgreiche nachhal-
tige Industriegebietsentwicklung. Unter 
dem Themenfeld „Stoffstrommanagement“ 
wurde im Projekt vereinbart, erstmals alle 
Stoffströme gebietsbezogen zu untersuchen 
und deren Untersuchung nicht wie bislang 
enger auf die Unternehmensebene zu be-
grenzen. Um die Annahme abzusichern, 
dass unternehmensrelevante Daten eher 
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung 
gestellt werden (290 kleine und mittlere Un-
ternehmen in Bremen, 169 in Bottrop, 22 in 
Kaiserslautern), wurden im ersten Schritt 
Unternehmensbefragungen (online und 
schriftlich) zu folgenden Unternehmens-
daten durchgeführt: bauliche Infrastruktur, 
Rohstoff- und Materialverbrauch, Energie-
versorgung, Wasserversorgung, Abfall- und 
Abwasserentstehung, Abwärme- und Luft-
emissionen, Verkehrsinfrastruktur, Absatz 
und Umsatz, vorhandene Umweltmanage-
mentsysteme.

Diese Befragungen erbrachten erwartungs-
gemäß im Industriegebiet in Kaiserlautern 

und Größe der Unternehmen, Grundstücks-
fläche, Verkehrsfläche, Gebäudebestand, 
Verkehrsanbindung, Bebauungsdichte, Flä-
chenversiegelung, Freiflächen- und Grün-
flächenanteile, stadträumliche Qualität, 
Anzahl und Größe der Dachflächen, vorhan-
dene Gewässer und Biotope, Windpotenzial, 
Solarpotenzial, private und öffentliche Stell-
flächen u.a. Auf dieser Grundlage lassen sich  
anschließend weitreichende Rückschlüsse 
auf die o. g. Handlungsfelder ziehen und 
entsprechende Handlungsoptionen entwi-
ckeln.

CO
2
-Bilanz

Allgemein akzeptierte Kriterien und Indika-
toren sind für einen guten Projektverlauf von 
entscheidender Bedeutung. Um im Verlauf 
des Projekts die Handlungsfelder operatio-
nalisierbar und die (spätere) Einhaltung der 
Ziele überprüfbar zu machen, mussten daher 
allgemein akzeptierte Kriterien entwickelt 
werden. Die nachhaltige Entwicklung eines 
Industriegebiets bezieht sich jedoch auf eine 
Vielzahl von Parametern. Deren Festlegung 
und Bewertung wird zwar vor allem im Rah-
men der Industrial Ecology-Bewegung seit 
Jahren untersucht, wurde aber noch nicht 
abschließend festgelegt. 

Um für dieses Zero Emission-Modellprojekt 
trotzdem allgemeinverbindliche Kriterien 
zu schaffen, wurde zur Vereinfachung des 
Verfahrens als Leitsubstanz für die Gruppe 
der klimaschädlichen Gase die allgemein 
anerkannte CO

2
-Äquivalente gewählt. Sie 

repräsentiert im Projekt den Energiever-
brauch aller Aktivitäten des Industriegebiets. 
Hintergrund ist die Erkenntnis, dass die re-
levanten, in einem Industriegebiet entste-
henden schädlichen Nebenwirkungen eng 
mit einem Verbrauch an Energie und dem-
zufolge einer CO

2
-Emission verknüpft sind: 

Produktion und Transport der Waren, Aus-
führung von Dienstleistungen, aber auch 
Abwasserbehandlung, Verbrennung oder 
Deponierung von Abfällen, An- und Abfahrt 
der Beschäftigten, Beschaffung und Anlie-
ferung von Material, Beheizung oder Küh-
lung der Firmengebäude, Zubereitung von 
Speisen und Getränken, Gebäudereinigung, 
Durchführung der Bewachung usw. Diese 
Verknüpfung sollte reichen, die CO

2
-Emis-

sionen in den Industriegebieten zu verifi-
zieren, bewusst zu machen, zu gewichten 
und im späteren Verlauf zu reduzieren. In 
diesem ersten Schritt zur Entwicklung eines 

Abbildung 2
„emission-o-meter“ als Barometer des CO2-Aufkommens im Industriegebiet

Quelle: eigene Darstellung 

Bei positivem Verlauf können auf dieser Skala die 
gewünschten Parameter und deren CO2-Reduk-
tionen im Industriegebiet anschaulich bis in den 
grünen Bereich geführt werden.
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zum Überblick als Kennzahl proportional 
zur Gebäudegrundfläche ermittelt) im dor-
tigen Technologiepark mit der Kennzahl 
0,53 am höchsten ist. Demgegenüber ist die 
Kennzahl im relativ neu gebauten Industrie-
gebiet (IG) Nord in Kaiserslautern mit 0,17 
erwartungsgemäß niedrig. Bremen verwun-
dert besonders, denn ein Teil der Gebäude 
wurde vor ca. zehn Jahren im Rahmen eines 
Modellprojekts als Passiv- und Niedrigener-
giehäuser gebaut.

Festzustellen ist anhand Tabelle 1 auch, 
dass das Solarpotenzial auf den untersuch-
ten Dachflächen erheblich voneinander ab-
weicht, wobei im Rahmen dieser Studie le-
diglich die Dachflächengröße, Dachneigung 
und Ausrichtung zur Sonne untersucht 
werden konnten, ohne die individuelle Ge-
bäudestatik zu berücksichtigen. In Bottrop 
könnten demnach fast 20 % des Stromver-
brauchs durch Photovoltaikanlagen erzeugt 
werden, in Bremen hingegen lediglich ca. 
9 %. Die Berechnung der „solaren Gütezahl“ 
für Gewerbe- und Industriegebiete laut 
Everding4 liegt demnach im Industriegebiet 
in Bottrop bei 0,29. Dies bestätigt die Un-
tersuchungen über die „solaren Gütezah-
len von Stadtraumtypen“ (Verhältnis: solar 
nutzbare Fläche zum Netto-Bauland) nach 
Everding.

3 	 Das Industriegebiet Kruppwald & 
Knippenburg in Bottrop

Am Beispiel des Industriegebiets K & K 
in Bottrop sollen hier die Potenziale und 
Maßnahmen für Energieeinsparung, Ener-
gieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer 
Energien aufgezeigt werden. Bottrop liegt 
am Rand des nördlichen Ruhrgebiets. Das 
Industriegebiet aus den 1960er Jahren mit 
einer Fläche von 120 ha liegt im südlichen 
Stadtgebiet. Als Modellprojekt des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat sich hier bereits 
2006 eine aktive Interessengemeinschaft 
gegründet, die die 25 großen Unternehmen 
und gleichzeitig 95 % aller Mitarbeiter des 
Gebiets repräsentiert. Im Gebiet sind 169 
Unternehmen ansässig und nur ca. 2 % der 
Flächen stehen noch als Gewerbeflächen 
zum Verkauf. Ziel der Unternehmer ist es, 
am Standort zu verbleiben und die Umwelt-
situation des Industriegebiets deutlich zu 
verbessern.

mit der nur geringen Unternehmensanzahl 
eine fast 90 %-ige Beteiligung, in Bottrop 
und Bremen jedoch eine nicht ausreichen-
de Rückmeldung, so dass zur Ermittlung 
von verlässlichen Daten zusätzlich auf an-
dere Quellen zurückgegriffen werden muss-
te. Dafür boten sich die öffentlichen Stellen, 
Wirtschaftsförderungen, Energieversorger, 
Stadtwerke u.ä. an, wobei auch von dort 
nur mit einem großem zeitlichen und per-
sonellen Aufwand entsprechende Daten zur 
Verfügung gestellt werden konnten.

Die Flächendaten konnten jedoch nur teil-
weise von den Katasterämtern bereitgestellt 
werden, größtenteils mussten eigene Pläne 
und Auswertungen erstellt werden, um den 
notwendigen Überblick über die Struk-
turdaten zu schaffen. Bezeichnend für die 
Schwierigkeiten dieses grundlegenden Pro-
jektteils ist, dass ein Vierteljahr nach Pro-
jektabschluss die letzten Daten durch die 
Energieversorger bekanntgegeben werden 
konnten. 

Im  Ergebnis lassen sich nun nach ent-
sprechender Gewichtung der Energie-
verbräuche die Grundlagen für sinnvolle 
Handlungsschwerpunkte und Prioritäten 
ableiten. Als eines der wichtigsten Hand-
lungsfelder wurde der Wärmeverbrauch der 
Gebäude in den Industriegebieten identi-
fiziert (vgl. Tab. 1). Er reicht von 20  000 bis 
160  000 MWh, je nach Anzahl der Gebäude. 
Besonders erstaunlich erscheinen die Zah-
len aus Bremen, bei denen deutlich wird, 
dass der Wärmeverbrauch (hier lediglich 

2008 Bottrop
IG 

Kruppwald & 
Knippenburg

Kaiserslautern
IG Nord

Bremen
Technologie­

park

Unternehmen 169 22 290

Gebäude-Grundfläche m2 237 000 69 926 309 000

Kennzahl = 	 Verbrauch  	 =  	
MWh(m2 · a) 	 Grundfläche

0,46 0,17 0,53

MWh/a MWh/a MWh/a

Stromverbrauch 38 882 20 320 75 504

Wärme 
(Gas, Öl, Fernwärme)

108 750 11 961 162 660

Solarpotenzial 6 882 2 700 6 457

Tabelle1
Energiedaten der beteiligten Industriegebiete (Stand 2008)

Quelle: eigene Darstellung
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Durch die  Verkehrszählung im Rahmen des 
Projekts zeigte sich, dass pro Tag ca. 21 437 
Fahrzeuge ins Industriegebiet fahren. Der 
Anteil der Lkws am Gesamtaufkommen 
liegt bei ca. 20 %, das entspricht ca. 4  200 
Fahrten pro Tag. Obwohl die A 42 parallel 
zum Industriegebiet verläuft, befinden sich 
die beiden Anschlussstellen in einer Entfer-
nung von 6 bis 8 km zum Industriegebiet.

Die Verkehrsplaner des Zero Emission Park-
Projekts beschäftigten sich daraufhin mit 
der Frage, wie die Anbindung verbessert 

Wie an den anderen Standorten des Modell-
projekts auch, gab es auch für dieses Indus-
triegebiet keine ausreichende Datengrund-
lage. Da das Gebiet durch vier 10kV-Kabel 
versorgt wird, die auch viele andere Teile 
der Stadt mit Strom versorgen, bot die ELE 
(Emscher Lippe Energie GmbH, Gelsenkir-
chen) an, in einer beispielhaften Umspann-
aktion den Stromverbrauch über einen de-
finierten Zeitraum gebietsscharf zu messen, 
um anschließend die Verbrauchsdaten von 
Strom und Wärme anhand der prozentua-
len Verteilung kontinuierlich abfragen zu 
können. Tabelle 2 zeigt die Verbrauchsdaten 
im Jahr 2008.

Die Energiekosten belaufen sich insgesamt 
auf über 10 Mio. € pro Jahr, die Gesamt-
CO

2
-Emissionen aus Strom und Wärme be-

tragen mehr als 60 000 t pro Jahr.

Problemfall Verkehr

Im Verlauf des Projekts wurden auf den re-
gelmäßigen Treffen der Interessengemein-
schaft u.a. die möglichen energetischen 
Maßnahmen diskutiert – einige Unterneh-
men nutzten diesen Zeitraum bereits für 
eigene innovative Maßnahmen zur Ver-
besserung der energetischen Situation ih-
rer Unternehmen. Als großes Problemfeld 
wurde jedoch die Verkehrssituation des 
Industriegebiets erkannt. Durch seine in-
nerörtliche Lage ist die Anbindung an das 
überregionale Straßennetz sehr schlecht. 
Das bedingt für die zum großen Teil über-
regional tätigen und international arbeiten-
den Unternehmen vor allem eine lange An-
fahrt der Lkws und Pkws von der Autobahn 
zum Industriegebiet – durch sensible Wohn-
gebiete, in denen hohe Feinstaubbelastun-
gen bereits zu deutlichen behördlichen Ein-
schränkungen des Verkehrs führten. 

Um herauszufinden, welche Transportwege 
zurückgelegt werden, wurden im Rahmen 
des Projekts 16 Betriebe bezüglich ihres An-
teils am Verkehrsaufkommen untersucht. 
Abbildung 3 zeigt „Fahrtenschreiber“, die 
das Verkehrsaufkommen der untersuchten 
Betriebe dokumentieren. „Betrieb 1“ weist 
demnach deutlich einen lokalen Schwer-
punkt bzgl. seiner Transporte auf – hier wer-
den vor allem Bottrop (BOT), Essen (E), Gel-
senkirchen (GE) und Recklinghausen (RE) 
beliefert. „Betrieb 2“ liefert fast ausschließ-
lich überregional (ohne Kennzeichen) und 

„Betrieb 3“ weist lokale sowie überregionale 
Transporte auf.

2008 Verbrauch  
in MWh/a

Kosten 
in €

C02- Emission/a 
in t

Strom  38 820 3 625 000 26 665 

Wärme 108 750 6 525 000 33 821 

147 632 10 150 000            60 486 

Tabelle 2
Strom-/Wärmeverbrauch des IG K &K in Bottrop (Stand 2008)

Quelle: eigene Darstellung

Betrieb 1 Betrieb 2 Betrieb 3

lokal u. überregionalüberregionallokal

Abbildung 3
„Fahrtenschreiber“: beispielhafte Ableitung des Verkehrsaufkommens der 
Betriebe im IG K & K

Quelle: ISS, Duisburg-Essen, verändert

Abbildung 4: Verkehrsanbindung des IG K & K Bottrop mit geplanter neuer 
Anbindung (rot) an die A 42

Quelle: eigene Darstellung

  Gewerbegebiet

Straßenverlauf im GE

mögliche Anschlüsse
und Erweiterungen

Verkehrs-Aufkommen:
ca. 21 437 Fahrzeuge/Tag

Einsparpotenzial: 
84  000 t CO2/a
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Des Weiteren sind erhebliche Energie-
einsparungen durch die zwischenzeitlich 
aufgebaute verlässliche Kooperation der 
Unternehmen mit der Kommune zu erzie-
len: ÖPNV-Optimierung, Radwegeausbau, 
Nutzung der Pendlerbörse, Einführung 
von Elektromobilität, Verkehrsvermeidung 
durch ein funktionierendes Standortleit-
system, Einrichtung einer gemeinsamen 
Logistikbörse, Car Sharing-Station, das An-
gebot alternativer Brennstoffe, aber auch 
die Entschärfung von Unfallschwerpunkten, 
Entsiegelungsmaßnahmen und eine Ver-
besserung der Aufenthaltsqualität tragen 
deutlich zur CO

2
-Einsparung bei. 

Der dritte Teil der Handlungsvorschläge 
betrifft den Einsatz erneuerbarer Energien, 
die die Versorgung des Gebiets zu 100 % ge-
währleisten sollen: Bau von straßenbeglei-
tenden Vertikalwindrädern (incl. Straßen-
beleuchtung), solarthermische Anlagen auf 
den Dächern, eine Wärmepumpen-Anlage, 
die die Wärme des gesamten Abwassers in 
Strom und Wärme umwandelt, sowie ein 
Biomasse-Kraftwerk, dass die vorhandene 
Biomasse aus den Unternehmen nutzt.

5 	 Fazit

Während der Projektlaufzeit des Zero Emis-
sion Park-Projekts wurde deutlich, dass im 
Bereich der untersuchten Industriegebiete 
große Potenziale zur Einsparung von Ener-
gie  vorhanden sind, die bisher vernachläs-
sigt wurden.

Zu Beginn des Projekts standen die Ge-
spräche mit den ansässigen Unternehmen 
und die Gründung der Interessengemein-
schaften. Hier zeigte sich, dass in allen drei 
Industriegebieten eine mehr oder minder 
deutliche defizitäre Infrastruktur (technisch, 
sozial, gesellschaftlich) das Wirtschaften 
am Standort erschwert, zusätzliche Kosten 
verursacht, unattraktiv ist und zusätzlich 
vermehrt CO

2
 produziert. Hier trafen sich 

auf ideale Weise die Interessen der For-
schergruppe mit denen der Unternehmer 
und Kommunen, so dass eine gemeinsame, 
abgestimmte Strategie entwickelt wurde. 
Durch konsequente Umsetzung der nun 
erarbeiteten Maßnahmen können bereits 
im ersten Schritt (bis 2013) eine Senkung 
des Energiebedarfs zwischen 30% und 40 % 
sowie eine ebensolche CO

2
-Einsparung her-

beigeführt werden.

und welche Einsparungen erzielt werden 
könnten. Ergebnis war, dass eine Verkür-
zung der Fahrstrecke auf ca. 1 km durch 
eine neue Anschlussstelle möglich wäre. 
Dies würde eine Einsparung von ca. 84  000  t 
CO

2
/a erbringen. Gleichzeitig würde die 

bestehende Feinstaub- und Lärmproble-
matik deutlich abgemildert und das Ge-
fährdungspotenzial besonders im Bereich 
des Kindergartens der Wohnsiedlung Ebel 
u.a. reduziert. Allen Beteiligten ist klar, dass 
ein solcher Vorschlag mit allen negativen 
Umweltauswirkungen im Rahmen eines 
nachhaltigen, ökologischen Projekts sehr 
fragwürdig ist – es wurde jedoch überein-
stimmend eine Abschätzung der positiven 
Umweltauswirkungen als deutlich gewich-
tiger eingestuft.

Das Ergebnis der Mitarbeiterbefragung zur 
Verkehrssituation zeigte ebenfalls eine enor-
me Verkehrsbelastung von 20  000  000  km/a 
durch die An- und Abfahrten der 2  500 
Beschäftigten zur Arbeitstelle. Auf der 
Grundlage der differenzierten Kenntnis 
der zurückzulegenden Wegstrecken der Be-
schäftigten (fast 50 % haben eine Anfahrt 
von unter 10 km zum Arbeitsort IG K & K) 
entwickelte die Stadt Bottrop ein Konzept 
zur Optimierung des ÖPNVs und des Rad-
verkehrs. Das Zero Emission Park-Projekt 
stellte zeitnah eine individuelle Pendlerbör-
se zur Koordination gemeinsamer Fahrten 
auf der Homepage zur Verfügung und er-
möglicht es dadurch, recht schnell erheb-
liche Mengen an Energie, CO

2
 und Kosten 

einzusparen.

4 	 Weitere Potenziale zur Einsparung 
von Energie

Im Rahmen der Studie konnten nach der 
umfassenden Analyse der Rahmenbedin-
gungen und der individuellen Verbräuche 
der einzelnen Gebiete weitere Maßnahmen 
für Energieeinsparung, Energieeffizienz 
und den Einsatz erneuerbarer Energien 
entwickelt werden. Das betrifft zum einen 
Effizienzmaßnahmen in den Unternehmen 
wie Einsparung von Beleuchtungsenergie, 
von Energie zum Kühlen und Lüften und 
demgegenüber die Nutzung von Abwärme, 
aber vor allem die Einsparung durch Sanie-
rung der Gebäude-Hüllflächen. Hier wurde 
ein Potenzial von bis zu 80 % des jetzigen 
Wärmeverbrauchs verifiziert.
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stehenden Industriegebieten einen hohen 
Stellenwert für die Unternehmen hat, so 
dass hier schnell mit Unterstützung gerech-
net werden kann. 

Grundlage aller Planungen sollte sein, Maß-
nahmen, Synergien und Kooperationen so 
zu entwickeln, dass keine Abhängigkeiten 
der Unternehmen untereinander entstehen, 
die die Weiterentwicklung behindern bzw. 
bei einem Wegfall Einzelner das System in 
Frage stellen. 

Durch die stufenweise Herangehensweise 
des Konzepts bildet sich eine gute Kom-
munikations- und Wissensbasis auf allen 
Seiten. Diese bewirkt im Laufe des Pro-
zesses, dass die Unternehmen selbständig 
vermehrt unternehmensbezogene Maß-
nahmen zur Erreichung des (Gebiets-)Ziels 
durchführen. Anhand der Modellprojekte 
zeigt sich jedoch auch, dass sich aus einer 
unterschiedlich intensiven Betreuung der 
Gebiete (in Bottrop durch die Projektlei-
tung) auch sehr unterschiedliche Ergebnis-
se und eine deutlich andere Bereitschaft zur 
Umsetzung von Maßnahmen entwickeln. 
Die Unternehmer des Industriegebiets 
Kruppwald & Knippenburg in Bottrop wur-
den frühzeitig und intensiv in den Prozess 
eingebunden und haben sich im Projekt-
verlauf besonders stark mit der Thematik 
beschäftigt. Sie wollen nun in Zusammen-
arbeit mit der Stadt und den Fachplanern 
eine konsequente und schnelle Umsetzung 
einleiten. Das im Rahmen des Modell-
projekts entwickelte Logo unterstützt das 
Projekt-Marketing und findet auch auf den 
Homepages der Unternehmen bereits Platz. 
Das oben beschriebene „emission-o-meter“ 
soll im Bottroper Industriegebiet als digita-
le Anzeigetafel aufgestellt werden, um die 
kommenden CO

2
-Einsparungen wirkungs-

voll zu kommunizieren.

Durch die Erfahrungen des Modellprojekts 
ist aber auch deutlich, dass Industriegebie-
te allein einen solchen Prozess nicht entwi-
ckeln und durchführen können. Hier zeigt 
sich insbesondere, dass in kommende Pro-
jekte ein funktionierendes „Nachhaltigkeits-
management“ durch Experten eingebunden 
werden muss. Dazu sollten in die bestehen-
den Lehrinhalte an Bildungseinrichtungen 
konsequent weitreichende Kompetenzen 
im Sinne der Nachhaltigkeit integriert und 
vermittelt werden. Notwendig wäre aber 
auch eine gerichtete Ausbildung von „Nach-
haltigkeits-Managern“ für Gewerbe- und 

Durch die Erfahrungen des Modellprojekts 
wurde aber auch klar, dass die Unterneh-
mer entgegen der „landläufigen“ Meinung 
ein hohes Maß an Verantwortungsbe-
wusstsein für die Umwelt übernehmen 
und Industriegebiete ein idealer Ort der 
Verknüpfung der Ziele von Wirtschaft und 
Ökologie bieten. Das Beispiel des IG K & K 
soll nochmals herangezogen werden: Die 
dortige Interessengemeinschaft fasste im 
Vorfeld von kommenden Umsetzungsmaß-
nahmen den Beschluss, alle Maßnahmen 
CO

2
-neutral auszuführen und auch bei ei-

nem eventuell notwendigen Ausbau der 
Verkehrsanbindung die damit zur Versiege-
lung kommenden Flächen zu 100 % durch 
Entsiegelungsmaßnamen auf ihren priva-
ten Grundstücken im Industriegebiet aus-
zugleichen.

Das Konzept des Zero Emission Park-Pro-
jekts baut auf vorhandenem Wissen und 
Strategien von Stadt- und Regionalplanung, 
Architektur, Verkehrsplanung, Stoffstrom-
management, energetischer Gebäudesa-
nierung, Energieeffizienz, alternativer 
Energieversorgung usw. auf, das mit „Zero 
Emission“-Zielen neu verknüpft und an-
wendbar gemacht wird. Das Konzept ist fle-
xibel und lässt sich an alle Arten von beste-
henden Industrie- oder Gewerbegebieten 
anpassen. Auch die Entwicklung von neuen 

„Zero“-Industriegebieten ist durchaus denk-
bar, wobei die Vermeidung von Eingriffen 
in Natur und Landschaft durch (Ver)-Scho-
nung der Flächen im Vordergrund stehen 
sollte. Für ein effektives Vorgehen in be-
stehenden Gebieten ist es sinnvoll, die im 
ersten Schritt notwendige differenzierte Po-
tenzialanalyse (Flächen- u. Verkehrsanalyse, 
Infrastruktur, Ver- und Entsorgung, Gebäu-
debestand, Aufenthaltsqualität usw.) durch 
Stadt, Wirtschaftsförderung und Fachpla-
ner bereits im Vorfeld durchzuführen und 
erst mit der Präsentation der Ergebnisse 
die ansässigen Unternehmen zur Erar-
beitung gemeinsamer Schwerpunkte und 
Maßnahmen einzubeziehen. Durch Sicht-
barmachung des unternehmerischen und 
umweltbezogenen Mehrwerts werden auch 
die notwendigen unternehmensbezogenen 
Daten im Projektverlauf zur Verfügung ste-
hen, so dass i. d. R. die Grundlagen für in-
dividuelle sinnvolle Maßnahmen in einem 
überschaubaren Zeithorizont vorhanden 
sind. Die Erfahrungen zeigen, dass gerade 
die Entwicklung funktionaler und gestalte-
rischer Qualität und Energieeffizienz in be-
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•	 Die GTZ (Gesellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit, Eschborn) will das Zero 
Emission-Konzept in Industrieparks nach 
Lateinamerika, Indien und China über-
tragen. Die Planungen laufen bereits; u.a. 
war die ZEP-Projektleitung eingeladen, 
auf dem „II Congreso Nacional de Ener-
gía – 2010“ am 22. April 2010 in San Jose, 
Costa Rica, den Einführungsvortrag über 
die Zero Emission-Park-Entwicklung in 
Deutschland zu halten.

Das Modell-Projekt hat die Grundlagen für 
die nachhaltige Entwicklung von Industrie
gebieten erarbeitet. Um eine Übertragbar-
keit sicher herzustellen, ist es nun erfor-
derlich, die Erkenntnisse, Vorschläge und 
Maßnahmen zu quantifizieren und unter 
Einbezug aller Beteiligten in einem kontinu-
ierlichen Prozess systematisch umzusetzen. 
Dies fängt an bei den „äußeren Maßnah-
men“, wie Verbesserung des Gebäudezu-
stands, energetische Sanierung, Lösung der 
Verkehrsprobleme, Optimierung der Mobi-
lität, Schaffung von Aufenthaltsqualität etc. 
Darüber hinausgehende „innere Maßnah-
men“ sind z.B. Reduktion der Energie- und 
Wärmeverbräuche, Nutzung und Manage-
ment des Regenwassers bzw. Abwassers 
und der Material- und Abfallströme, Op-
timierung der Betriebsprozesse usw. Ein 
solches transdisziplinäres Vorgehen nach 
ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Kriterien unter Beachtung der Ökobilanzie-
rung ist bisher noch nicht in Industriege-
bieten durchgeführt worden. Zusätzlich zu 
den fachlichen Herausforderungen müssen 
alle Entscheidungen auf eine breite Basis 
gestellt und die Akteure beteiligt werden, so 
dass größere Effektivität und Effizienz her-
gestellt werden können. Hier wird in den 
nächsten Jahren ein beispielhafter Manage-
mentprozess der nachhaltigen Entwicklung 
von Industriegebieten zu entwickeln und 
zu dokumentieren sein, der übergreifender 
Unterstützung bedarf.

Industrieparks, Wohnkomplexe, Einkaufs-
Center, Unternehmen u. ä.; hier wäre eine 
Zusatzausbildung/Zertifizierung für Wirt-
schaftsingenieure, Betriebswirte, Umwelt-
techniker, Stadtplaner etc. hilfreich. Die im 
Rahmen des Modellprojekts entwickelten 
wissenschaftlichen Tools5 geben dabei erste 
Hilfestellung.

Das Modellprojekt Zero Emission Park kann 
bei einer konsequenten Fortführung der 
entwickelten Konzepte und einer breiten 
Anwendung in Gewerbe- und Industrie-
parks einen großen Schritt zur Erreichung 
der CO

2
-Reduktionsziele Deutschlands bei-

tragen. Die Grundsteine wurden bereits im 
Laufe des Modellprojekts gelegt: 

•	 Die Stadt Bottrop beschloss, den Zero 
Emission-Ansatz auf alle Gewerbegebiete 
zu übertragen.

•	 Die neue „Hochschule Ruhr West“ (HRW) 
in Bottrop und Mülheim soll in „Zero 
Emission“-Qualität geplant, gebaut und 
betrieben werden. Die ZEP-Projektleitung 
konnte die Zero-Ziele für die HRW als 
Leitbild definieren, die nun in den Ar-
chitekturwettbewerb integriert werden. 
Die Hochschule will diese ebenso in For-
schung und Lehre übernehmen und ent-
sprechende Zusatzqualifikationen ausbil-
den. 

•	 Städte und Gemeinden wurden aufmerk-
sam und wollen eigene Industriegebiets-
Entwicklungen beginnen: u. a. Augsburg, 
Bad Neuenahr, Berlin, Bremen, Hannover, 
Hamburg, Kaiserslautern, Lienen, Lübeck, 
Oldenburg, Remscheid etc. – in Hamburg 
läuft die Planung eines Zero Emission-
Logistik-Parks. In Berlin startet die „Ber-
liner Energieagentur“, eine Initiative für 
die Industriegebiete in Berlin.

Anmerkungen
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1	 Herausforderungen und  
Randbedingungen

Energieeffizienz – eine Selbstverständlich-
keit für Politiker, (Stadt-)Planer, Mitarbeiter 
von Versorgungsunternehmen, Kraftwerks-
betreiber, Heizungsbauer und andere. Die 
Zustimmung zu diesem energiepolitischen 
Ziel ist sicher. Jeder der angesprochenen 
Akteure wird für sich sagen, dass in dem ei-
genen Bereich selbstverständlich alles Mög-
liche zur Steigerung der Effizienz getan wird. 
Nationale Erfolge sind in Grenzen durchaus 
sichtbar – das gesteckte Ziel der Verringe-
rung der CO

2
-Emissionen bis 2020 um 40 % 

(sofern die EU 30 % erreicht) liegt dennoch 
in weiter Ferne. 

Dieses energiepolitische Ziel bewegt die 
nationale wie internationale Diskussion in 
den letzten Jahren intensiv. Dahinter steckt 
u. a. die Frage nach einer dauerhaften Stei-
gerung der Energieeffizienz als einem sub-
stanziellen (Teil-)Beitrag zur Reduzierung 
des Primärenergieverbrauchs und zur Sen-
kung des Ausstoßes von Treibhausgasen. 
International haben sich Staaten wie China 
das Ziel gesetzt, zwischen 2005 und 2010 
die Energieeffizienz um 20 % zu steigern. 
Der Europäische Rat beschloss auf seinem 
Frühjahrsgipfel 2007 in Brüssel, 20 % des bis 
2020 prognostizierten Energieverbrauchs 
einzusparen. In der Europäischen Union 
haben sich u. a. Frankreich und Italien so-
wie auch Deutschland im Rahmen der EU-
Richtlinie über Endenergieeffizienz und 
Energiedienstleistungen auf ein Einsparziel 
von 9 % Endenergie in neun Jahren festge-
legt. Diese Einsparung soll durch gezielte 
Maßnahmen gegenüber der Referenzperio-
de 2001–2005 erreicht werden.

Deutschland hat sich darüber hinaus ein 
überaus ehrgeiziges Effizienzziel gesetzt: 
Bis 2020 soll sich die Energieproduktivi-
tät gegenüber 1990 verdoppeln. Nachdem 
mehr als die Hälfte dieses Zeitraums bereits 
zurückgelegt ist, bedeutet dies im Klartext, 
dass in den nächsten zehn Jahren der Ener-
gieaufwand zur Erzeugung einer Einheit 
des Bruttoinlandsprodukts Jahr für Jahr um 
rund 3 % sinken müsste, was eine Verdopp-
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lung des jährlichen Effizienzfortschritts 
gegenüber dem Trend seit 2000 erfordern 
würde.1

Im Zeitraum zwischen 1991 und 2007 
ging der Energieeffizienz-Index (ODEX)
auf der Ebene der gesamten Volkswirt-
schaft in Deutschland um 23 % zurück. 
Dies entspricht einer Verbesserung der 
gesamtwirtschaftlichen Energieeffizienz 
um durchschnittlich 1,4 %/a.2 Bei diesem 
Energieeffizienzindikator handelt es sich 
um einen Indikator, der um den Einfluss 
von Struktur-, Temperatur- und einzelnen 
Verhaltenseinflüssen bereinigte Einzelindi-
katoren auf sektoraler Ebene zu einem ge-
samtwirtschaftlichen Indikator aggregiert.3 
Dadurch soll die Entwicklung der techni-
schen Energieeffizienz einer Volkswirtschaft 
oder eines Sektors zutreffender gemessen 
werden als durch eine einfache Kennzahl, 
die z. B. den Energieverbrauch auf eine ge-
samtwirtschaftliche Aktivitätsgröße wie das 
Bruttoinlandsprodukt bezieht. Seit 2000 
verlangsamte sich die durch den ODEX ge-
messene Verbesserung der Energieeffizi-
enz. Während zwischen 1991 und 2001 eine 
kontinuierliche Verbesserung um 1,6 %/a 
beobachtet werden konnte, lag der jährli-
che Rückgang zwischen 2001 und 2007 nur 
noch bei rund 1,2 % . 

Im Haushaltssektor, der vor allem von den 
Gebäudeenergieverbräuchen geprägt wird, 
ging der Energieeffizienzindex zwischen 
1991 und 2007 nur um rund 15 % zurück. 
Dies bedeutet zwar eine kontinuierliche 
Effizienzverbesserung, sie fällt jedoch ge-
ringer aus als in den übrigen Sektoren (In-
dustrie: -29 %, Verkehr: -20 %). Im Bereich 
der Raumwärme wurde dieser Index um 
einige Verhaltensfaktoren wie ansteigende 
Wohnungsgröße und Raumtemperatur oder 
die zunehmende Durchdringung mit zent-
ralen Heizungssystemen bereinigt, so dass 
der Haushalts-ODEX überwiegend die tech-
nisch bedingten Effizienzverbesserungen 
widerspiegelt. 

Auch in den übrigen Sektoren ist keine Be-
schleunigung der Effizienzsteigerungen zu 
beobachten. Während in den 1990er Jahren 
der Verbrauchssektor der Industrie – in-
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tragen. Immerhin sind die privaten Haus-
halte mit einem Anteil von 27 %4 zu einem 
gewichtigen Teil am Endenergieverbrauch 
beteiligt. Daneben bieten die in Deutsch-
land entwickelten Technologien zur Ener-
gieeinsparung erhebliche Wettbewerbsvor-
teile im globalisierten Welthandel. 

Das Thema Energieeffizienz ist auch für die 
Stadtentwicklung von zentraler Bedeutung. 
Ein Teil der im Integrierten Energie- und 
Klimaprogramm der Bundesregierung for-
mulierten Ziele ist vor allem im städtischen 
Kontext umzusetzen, so z. B. 

– der (weitere) Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung (25 % Stromanteil),

– der Ausbau erneuerbarer Energien (bis 
2020: 25–30 % Stromanteil) und 

– die Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien am Wärmemarkt (bis 2020: 14 % ).

Darüber hinaus zielen weitere Maßnahmen 
ebenfalls auf stadtstrukturelle und stadtent-
wicklungsrelevante Fragestellungen. Dazu 
zählen die Verschärfung der Energieeinpar-
verordnung (EnEV; 1. Stufe zum Oktober 
2009, 2. Stufe 2012), die Novellierung der 
Heizkostenverordnung, die Verstetigung des 
CO

2
-Gebäudesanierungsprogramms und 

ein Teil der verstärkten Energieforschung, 
wie z. B. das ExWoSt-Forschungsfeld „Ener-
getische Stadterneuerung“, der „Wettbe-
werb Energieeffiziente Stadt“ des Bundes-
forschungsministeriums und Programme 
des Wirtschaftsministeriums.

folge des Zusammenbruchs der Industrie 
in Ostdeutschland in der ersten Hälfte der 
1990er Jahre – maßgeblich zum Rückgang 
des ODEX beitrug, verlangsamte sich diese 
Entwicklung nach 2001 oder kehrte sich so-
gar in einzelnen energieintensiven Sektoren 
um, wie z. B. in der Stahlindustrie. Die Ef-
fizienzverbesserungen im Transportsektor 
waren in den 1990er Jahren vor allem auf 
effizientere Pkws und den Trend zu Diesel-
Fahrzeugen zurückzuführen. Der spezifi-
sche Energieverbrauch von Lkws nahm da-
gegen in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
noch zu, trug aber in den Folgejahren durch 
die Einführung verbesserter Motoren eben-
falls zur Effizienzverbesserung bei. Ab 2005 
schwächte sich dieser Trend ab. Dagegen 
war der Beitrag der übrigen Fahrzeugarten 
im Straßenverkehr (Busse, Motorräder) und 
der sonstigen Verkehrsträger (Luft- und 
Schienenverkehr) im Bilanzzeitraum ver-
gleichsweise gering.

Warum stehen die Themen Energieeffizi-
enz und Energiesparen gerade zum jetzigen 
Zeitpunkt an vorderer Stelle der energie-
politischen Diskussionen? Die Antwort ist 
vielschichtig: Gerade mit Blick auf die auf 
unterschiedlichen Ebenen beschlossenen 
Klimaschutzziele und den in den kommen-
den Jahrzehnten erwarteten weltweit stark 
ansteigenden Energiebedarf können der ra-
tionelle Energieeinsatz auf der Erzeugungs-
seite und die rationelle Energienutzung auf 
der Verbrauchsseite erheblich zu einer Re-
duktion von Treibhausgasemissionen bei-
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Abbildung 1
Entwicklung der Energieeffizienz in unterschiedlichen Sektoren in Deutschland 1991–2007

Quelle: Schlomann, B.; Mauch, M.; Eichhammer, W.: Energy Efficiency Policies and Measures in Germany. 
Karlsruhe: Fraunhofer ISI 2009, S. 30
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Diese drei Erfolgsfaktoren sind:

•	 Energie sparen durch adäquates Verbrau-
cherverhalten und Einsatz sparsamer 
(Haus-)Gerätetechnik

•	 Energieverluste vermeiden durch Verbes-
serung des Wärmeschutzes, aber auch 
effizienten Energietransport (Wärme und 
Strom)

•	 Energie effizienter bereitstellen durch Ver-
besserung der Anlagentechnik, Ausbau 
der Kraft-Wärme-Kopplung und vermehr-
ten Einsatz regenerativer Energieträger. 

Im Forschungsfeld „Energetische Stadter-
neuerung“ sollen u. a. diese Aspekte anhand 
von Pilotprojekten zur Energieeinsparung, 
Effizienzsteigerung und zum Einsatz erneu-
erbarer Energien betrachtet werden. Dieses 
Forschungsfeld des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) im Rahmen des Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus startete 2007 
und endet Mitte 2011. Es wird vom Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) in Zusammenarbeit mit den bran-
denburgischen Ministerien für Infrastruktur 
und Raumordnung sowie Landesentwick-
lung und Verkehr begleitet und vom Lehr-
stuhl Stadttechnik der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus (BTU) be-
arbeitet. „Austragungsort“ sind 16 Modell-
städte in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 
Hessen. 

Im bisherigen Verlauf des Forschungsfelds 
hat sich gezeigt, dass die energetische Stadt-
erneuerung nur unter fünf Bedingungen ge-
lingen kann. Sie muss sich gleichermaßen

– 	 mit den Themen Energieeinsparung, Effi-
zienzerhöhung und Einbindung erneuer-
barer Energien befassen,

– 	 mit interdisziplinärer Stadtentwicklung 
einhergehen,

– 	 eine gesamtstädtische Betrachtung bein-
halten,

– 	 Systemdenken einschließen und 

– 	 als eine kommunale Steuerungsaufgabe 
begriffen werden. 

Diese Erkenntnisse sollen im Folgenden an 
Bespielen verdeutlicht werden.

2	 Energieeffizienz in der Stadt

Die Effizienzsteigerungen im Bereich der 
Haushalte und also auch im Gebäudesektor 
sind – wie erwähnt – bislang unter den not-
wendigen Raten zur Erfüllung der Einspar-
ziele bis zum Jahr 2020 geblieben. Führt 
man sich die Realität der Entwicklung vor 
allem in den Städten vor Augen, die durch 
Schrumpfung bzw. den Stadtumbau geprägt 
sind, verwundert dies nicht. Den Erfolgen 
aus der Verschärfung der Energieeinsparver-
ordnung, einer umfassenden Gebäudesa-
nierung, der Sanierung und Verbesserung 
der Anlagentechnik, einem vermehrten 
Einsatz von regenerativen Energieträgern 
und von Maßnahmen zur Verbesserung des 
Verbraucherverhaltens steht eine Reihe effi-
zienzmindernder Faktoren gegenüber, wie 
z. B. die deutlich geringere Auslastung von 
Fernwärmenetzen und Wärmeerzeugungs-
anlagen durch geringere Abnahmemengen. 
Sie schmälern die Erfolge und führen teil-
weise sogar zur Schwächung der Energieef-
fizienz.

Worin liegt diese Entwicklung begründet? 
Zusammengefasst kann festgestellt wer-
den: Die Umsetzung von Maßnahmen 
wird selten im Rahmen abgestimmter Ge-
samtkonzepte oder unter dem Aspekt der 
Gesamteffizienz betrachtet. Das beginnt 
bei energetisch ungünstigen Stadtentwick-
lungsprozessen oder Stadtumbaustrategien 
und setzt sich in einer unsystematischen 
Weiterentwicklung bestehender Versor-
gungssysteme bzw. nicht abgestimmten In-
tegration alternativer Systeme fort. Es endet 
auf der Gebäudeebene bei der mangelnden 
Abstimmung, Einregulierung und Wartung 
von Anlagen und Verteilsystemen sowie ge-
häuften Standby-Verlusten einer Vielzahl 

„stromsparender“ Einzelgeräte in den Haus-
halten. 

Es zeigt sich, dass die drei wichtigen Er-
folgsfaktoren zur Erhöhung der Energieef-
fizienz bei der Stadtentwicklung und beim/
im Stadtumbau selten in ihren Wechselwir-
kungen im Gesamtsystem gesehen und be-
wertet werden. 
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Allein an diesen beiden Beispielen wird 
deutlich, dass eine differenzierte Betrach-
tung lohnt, vor allem, wenn bestehende 
Stadtstrukturen einem starken Verände-
rungsprozess unterliegen und die energe-
tische Effizienz ggf. sogar durch unabge-
stimmte Maßnahmen sinkt. Wesentliche 
Einflussfaktoren sind neben der Verände-
rung des Verbraucherverhaltens und der 
optimalen Nutzung vorhandener Rege-
lungstechnik der Bestandsanlagen vor al-
lem folgende (Stadtentwicklungs-)Prozesse:

•	 flächendeckende energetische Sanierung 
der Gebäudesubstanz, d. h. vor allem Ver-
besserung des Wärmeschutzes

•	 Einbindung von alternativen Energiesys-
temen zur Wärmebereitstellung (Solar-
energie etc.)

•	 Dezentralisierung der Wärmeversorgung 
auf der Gebäude- oder Blockebene durch 

„Verinselung“ ehemals zentraler Wärme-
versorgungssysteme (Nah-/Fernwärme)

•	 bauliche Nachverdichtung, Entwicklung 
zu einer geschlossenen kompakten Be-
bauung 

•	 Stadtumbau/Rückbau (Entdichtung), ins-
besondere wenn aus einer ehemals kom-
pakten Bebauung eine lockere Bebauung 
entsteht 

•	 Ausbau von zentralen Wärmeversor-
gungssystemen zur Steigerung des Anteils 
der Kraft-Wärme-Kopplung.

Alle oben angesprochenen Entwicklungs-
prozesse haben Wirkungen auf die energe-
tische Gesamteffizienz. Das gilt ebenso für 
die gewünschte Verminderung des Primär-
energiebedarfs (z. B. durch die Einbindung 
von Solarenergie zur Warmwasserbereitung 
oder Heizungsunterstützung) wie für die 
unerwünschte Verminderung von Anlagen
wirkungsgraden bei Kesselanlagen bzw. 
Nah- oder Fernwärmesystemen infolge ei-
ner Unterauslastung durch verbrauchsre-
duzierende Maßnahmen.

Die Zusammenhänge zeigen sich beson-
ders am Beispiel von Quartieren, die von 
einer deutlichen Schrumpfung der Ener-
gienachfrage durch umfassende bauliche 
und technische Maßnahmen an Einzelge-
bäuden gekennzeichnet sind, z. B. durch 
eine Verbesserung des Wärmeschutzes und 
der Anlagentechnik, aber auch durch den 
Stadtumbau (Rückbau). Deshalb lohnt eine 

3	 Energetische Stadterneuerung –  
Zusammenhänge zwischen  
Gebäude und Quartier

Energetisch effiziente Siedlungsstrukturen 
zeichnen sich durch eine optimale Abstim-
mung von Parametern der Gebäudehül-
le und -geometrie, der Ausrichtung von 
Gebäuden und der Versorgungsstruktur 
aus. Dies lässt sich bei der Errichtung von 
Quartieren durch eine abgestimmte Pla-
nung und Realisierung von Gebäuden und 
Versorgungsanlagen i. d. R. erreichen. Dabei 
spielen eine Reihe „energierelevanter“ Fak-
toren in einem Quartier eine entscheidende 
Rolle: 

•	 bauliche Randbedingungen: z. B. Kom-
paktheit und Ausrichtung der Gebäude 
im Quartier, Anordnung transparenter 
Fassadenelemente, Speicherfähigkeit des 
Baukörpers und vorherrschender Wärme-
schutzstandard der Gebäude 

•	 versorgungstechnische Randbedingun-
gen: eingesetzte Primärenergieträger, 
Zentralitätsgrad der Energieversorgung 
(zentrale Versorgung, z. B. mit Erdgas oder 
Fernwärme; dezentrale Einzelversorgung, 
z. B. mit Heizöl, Holzpellets und/oder So-
larwärme)

•	 Komplexitätsgrad der Energieversorgung: 
Verknüpfung von verschiedenen System
ebenen, wie z. B. bei der Kraft-Wärme-
Kopplung.

Eine Bewertung der energetischen Effizienz 
kann jedoch auf dieser Basis nicht vorge-
nommen werden. So weist ein weniger kom-
paktes Quartier mit vorwiegender Einfami-
lienhausbebauung zwar ein ungünstigeres 
Oberflächen-/Volumenverhältnis auf als 
eine kompakte gründerzeitliche Blockrand-
bebauung, dafür allerdings ein relativ zur 
Wohnfläche höheres Potenzial für die aktive 
Solarenergienutzung. Dies liegt an der ge-
ringeren Gefahr von Verschattung und den 
vergleichsweise großen Dachflächenantei-
len pro Wohnfläche, die für eine Solarnut-
zung zur Verfügung stehen. Im Gegensatz 
dazu ist die baulich dichte gründerzeitliche 
Blockrandbebauung aufgrund spezifisch 
geringerer Erschließungsaufwendungen für 
zentrale Versorgungssysteme – wie z. B. eine 
effiziente Kraft-Wärme-Kopplung – erheb-
lich besser geeignet als eine weniger dicht 
bebaute Einfamilienhaus- oder gar Passiv
haussiedlung. 
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betroffenen Gebäuden, ergeben sich deut-
lich bessere Integrationschancen. 

In jedem Fall ist mit Anpassungsmaßnah-
men der vorhandenen (dezentralen) Heiz- 
oder (zentralen) Wärmeversorgunganlagen 
zur Erhaltung der Effizienz zu rechnen. Dies 
betrifft vor allem die Anpassung der Wär-
meverteilung (Heizkörper), der Regelung, 
der Warmwasserbereitung sowie eine Leis-
tungsanpassung vorhandener Wärmeerzeu-
ger. Ohne Anpassung verschlechtern sich 
die Anlagenwirkungsgrade i. d. R. deutlich. 

Dezentralisierung der Wärmeversorgung auf 
der Gebäude- oder Blockebene

Anlass für eine Dezentralisierung einer ehe-
mals zentralen Nah- oder Fernwärmever-
sorgung kann die Integration regenerativer 
Energieträger sein. In diesem Falle sind Ef
fizienzgewinne durch die Abtrennung eines 
Teilnetzes und ggf. zu erwartende Effizienz
verluste im verbleibenden Netz sorgfältig 
gegenüberzustellen. Ein weiterer Anlass 
ist die erhebliche Reduktion des Wärme-
bedarfs durch umfassende energetische 
Sanierungen des Gebäudebestands, z. B. in 
Richtung einer Passivhaussiedlung. Hier 
kann im Ergebnis ggf. ganz auf die Instal-
lation eines Heizsystems verzichtet werden. 
Ein weiterer Anlass für eine Dezentralisie-
rung der Wärmeversorgung können Stadt
umbauprozesse sein. Besonders wenn im 
Zuge von Rückbaumaßnahmen erhebliche 
Aufwendungen zur Aufrechterhaltung einer 
zentralen Nah- oder Fernwärmeversorgung 
durch die Anpassung von Leitungstrassen 
oder im weiteren Betrieb zu erwarten sind, 
kann die Dezentralisierung sowohl energe-
tisch als auch ökonomisch interessant sein. 

Bauliche Nachverdichtung, Entwicklung 
von kompakter Bebauung 

Die bauliche Nachverdichtung ist energe-
tisch gesehen positiv zu bewerten. Sie führt 
ggf. zur Verringerung der wärmeabgeben-
den Oberflächen, z. B. bei Lückenschlüssen 
innerhalb einer Blockrandbebauung. Darü-
ber hinaus kann sie einen Beitrag zur Redu-
zierung des Energieverbrauchs im Verkehr 
und zur Erreichung des 30 ha-Ziels zur Be-
grenzung der Zersiedelung leisten.

Die bauliche Nachverdichtung kann, je 
nach Gesamtumfang der Lückenschlüsse, 
auch zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
von Nah- und Fernwärmenetzen beitragen, 

systematische und differenzierte Betrach-
tung typischer Maßnahmen und deren Wir-
kungen auf die Energieeffizienz. 

3.1	 Typische Maßnahmen –  
Wirkungen auf die Energieeffizienz 

Im Folgenden werden die o. g. wesentlichen 
und typischen Veränderungsprozesse in der 
Stadtentwicklung angesprochen und die 
Wirkungen auf die Gesamteffizienz aufge-
zeigt. Sie werden einzeln kurz kommentiert. 

Flächendeckende energetische Sanierung 
der Gebäudesubstanz, vor allem Verbesse-
rung des Wärmeschutzes

Die energetische Sanierung der vorhande-
nen Bausubstanz führt zu einer deutlichen 
Energieeinsparung am Gebäude und somit 
auch zum Rückgang der Wärmenachfrage 
in einem bestehenden zentralen Nah- oder 
Fernwärmesystem. Das vorhandene System 
ist zunehmend überdimensioniert. Entspre-
chend sind Effizienzeinbußen zu erwarten, 
wenn an den betroffenen Heizanlagen kei-
ne Anpassungsmaßnahmen vorgenommen 
werden. Das kann im einfachsten Fall die 
Absenkung von Vorlauftemperaturen oder 
als aufwendigste Maßnahme die Transfor-
mation des Gesamtsystems sein. 

Obwohl die energetische Sanierung der 
Gebäudesubstanz zunächst oberflächlich 
betrachtet nachteilig für bestehende Ver-
sorgungssysteme erscheint, schafft sie ggf. 
auch verbesserte Voraussetzungen für die 
Einbindung regenerativer Energien. Infolge 
flächendeckend durchgeführter Wärme-
schutzmaßnahmen können z. B. in einem 
bestehenden Nahwärmesystem die Vor-
lauftemperaturen abgesenkt werden. Damit 
verbessern sich die Voraussetzungen für die 
Einspeisung von Solarwärme oder Erdwär-
me in das bestehende System erheblich. 

Einbindung von alternativen Energie 
systemen zur Wärmebereitstellung  
(Solarenergie etc.)

Die Einbindung von alternativen Energie-
systemen ist bei Neubauten einfach zu rea-
lisieren. Schwieriger ist dagegen eine nach-
trägliche Integration in die vorhandenen 
Wärmeversorgungssysteme des Gebäude-
bestands. Die notwendigen Vorlauftempe-
raturen für die Heizung und ggf. auch die 
Warmwasserbereitung sind häufig relativ 
hoch. Erfolgen dagegen gleichzeitig umfas-
sende Wärmeschutzmaßnahmen an den 
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die Umlage der Fixkosten auf eine geringere 
Anzahl von Verbrauchern zu erwarten. Wer-
den mittel- oder langfristig kritische Funk-
tionsgrenzen unterschritten, z. B. zu lange 
Aufenthaltszeiten bei der zentralen Warm-
wasserbereitung, fallen zusätzlich höhere 
Betriebskosten bzw. Investitionen zur An-
passung (Verkleinerung) der Anlagen- und 
Leitungsdimensionen an. 

Beim flächenhaften, systematischen Rück-
bau, möglichst von den Netzenden her bzw. 
vom Rand zur Mitte, erhöhen sich die spe-
zifischen Verluste des Verteilnetzes kaum. 
Effizienzeinbußen durch den Rückbau 
können weitgehend vermieden werden, bis 
auf die Wirkungen auf die Unterauslastung 
zentraler Anlagen, wie z. B. Heizkraftwerke 
oder Blockheizkraftwerke. Als positiver Ne-
beneffekt können kompakte städtebauliche 
Strukturen erhalten bleiben; die Auswirkun-
gen auf das Stadtbild sind in den verblei-
benden Strukturen gering. 

Ausbau von zentralen Wärmeversorgungs-
systemen zur Steigerung des Anteils der 
Kraft-Wärme-Kopplung

Zentrale Wärmeversorgungssysteme in 
Form von Nah- und Fernwärme sind die 
Voraussetzung für einen effizienten Einsatz 
der Kraft-Wärme-Kopplung. Sie benötigen 
für einen wirtschaftlichen Betrieb eine Ab-
nehmerstruktur mit hoher Anschluss- oder 
Wärmebezugsdichte. Dabei ist für die Be-
urteilung der Eignung von Siedlungsstruk-
turen für diese Systemtechnik, vor allem 
wegen der Langlebigkeit der Netze und An-
lagen, nicht nur die gegenwärtige, sondern 
auch die zukünftige Abnahmedichte von 
Interesse. Je geringer diese ist, desto größer 
ist der spezifische energetische und ökono-
mische Aufwand. Als grobe Richtwerte für 
die Erstellung und den ganzjährigen, wirt-
schaftlichen Betrieb einer Fernwärmever-
sorgung5 können unter den gegenwärtigen 
Randbedingungen zwei Kennzahlen6 gelten:

wenn diese Gebäude ebenfalls an das vor-
handene Netz angeschlossen werden. 

Stadtumbau – Rückbau

Von entscheidender Bedeutung für die Ver-
änderungen der Energieeffizienz ist die 
gewählte Strategie für den Stadtumbau, 
insbesondere wenn dieser mit einem nen-
nenswerten Rückbau verbunden ist. Von 
Relevanz ist darüber hinaus die damit ver-
bundene städtebauliche Entwicklung ein-
schließlich der ggf. angestrebten Nachnut-
zung entstandener Brachflächen. 

Zwei im Grundsatz unterschiedliche Ansät-
ze lassen sich abbilden: 

(1)	 der konzentrierte flächige Rückbau

(2)	 der „disperse“ (Teil-)Rückbau von ein-
zelnen Gebäuden oder Etagen über ein 
größeres Stadtgebiet verteilt (Abb. 2). 

Diese beiden Grundansätze haben sehr un-
terschiedliche langfristige Wirkungen auf 
die energetische Effizienz eines Quartiers. 

Beim dispersen Rückbau, hierzu zählen so-
wohl der geschossweise (Teil-)Rückbau als 
auch der vereinzelte Rückbau ganzer Ge-
bäude, sind die negativen Wirkungen er-
heblich größer als beim flächigen. Eine Fol-
ge kann die Erhöhung wärmeabgebender 
Gebäudeoberflächen sein. Darüber hinaus 
verringert sich durch einen dispersen Rück-
bau die Effizienz von Nah- oder Fernwär-
mesystemen, vor allem des Wärmeverteil-
systems. Da beim geschossweisen wie auch 
beim dispersen Rückbau ganzer Gebäude 
das Leitungsnetz zunächst in seiner Struk-
tur und Länge unverändert bleibt, sind 
steigende spezifische Verluste der Wärme-
verteilung (steigende Netzverluste) und pa-
rallel dazu auch Kostensteigerungen durch 

Abbildung 2
Grundansätze des Rückbaus im Rahmen des Stadtumbaus

Flächiger Rückbau ganzer 
Siedlungseinheiten

Disperser Rückbau in der 
Fläche

Quelle: eigene Darstellung

Anschlussdichte7:  
	 > 1,2 MWh/a/Trassenmeter  
möglichst 	 > 1.8 MWh/a/Trassenmeter

Wärmebezugsdichte8:  
	 > 50 kWh/m² Siedlungsfläche  
möglichst 	 > 70 kWh/m² Siedlungsfläche.
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davon zentrale und langlebige Strukturen 
wie die von Nah- und Fernwärmesystemen 
betroffen sind.

Die Verringerung der Effizienz von Wärme-
verteilnetzen aufgrund unterschiedlicher, 
häufig parallel ablaufender (Stadt-)Ent-
wicklungsprozesse zeigen die Abbildungen 
3 und 4. Werden in einem mit Fern- oder 
Nahwärme versorgten Stadtgebiet in erheb-
lichem Umfang Wärmeschutzmaßnahmen 
durchgeführt, führt dies zu einem Effizienz-
verlust im Wärmeverteilnetz. Ein gleichzei-
tiger Rückbau von Gebäuden innerhalb die-
ses Stadtgebiets kann diesen Effekt je nach 
Rückbaustrategie ggf. erheblich verstärken. 
So vermindert sich die Effizienz bei einem 
dispersen Rückbau zusätzlich, weil trotz ge-
ringerer Wärmenachfrage die Netzverluste 

– bei gleichbleibenden Netzlängen zu den 
Verbrauchern – sich nicht verringern. Der 
spezifische Wärmetransportverlust im Ver-
hältnis zur benötigten Nutzwärme steigt je-
doch deutlich (Abb. 3, linkes Diagramm). Im 
Vergleich dazu beeinträchtigt ein flächen-
hafter Rückbau, der mit einer Reduzierung 
des zur Wärmeverteilung benötigten Netzes 
einhergeht, die Effizienz des Verteilnetzes 
erheblich weniger (rechtes Diagramm). 

Im Extremfall kann die Anschlussdichte 
bzw. die Wärmebezugsdichte so weit sin-
ken, dass ehemals für Nah- und Fernwär-
me gut geeignete Gebiete langfristig nicht 
mehr ohne Anpassungsmaßnahmen wirt-
schaftlich versorgt werden können. Diesen 
Zusammenhang zeigt Abbildung 4. Die Eig-
nung orientiert sich an den in Kapitel 3.1 
genannten Richtwerten.

Diese Zusammenhänge sind deshalb inte-
ressant, weil die Umsetzung eines energe-

Dabei sollte bei einer Anschlussdichte von 
unter 1,5 MWh/a/Trassenmeter auf eine 
Warmwasserbereitung über das Fernwärme
netz verzichtet werden. 

Setzt man diese Kennzahlen in Bezug zu 
den heutigen Siedlungsstrukturen, sind für 
dieses Wärmeversorgungssystem wegen ih-
rer hohen Wärmebezugsdichten vor allem 
die verdichteten innerstädtischen Quartie-
re der gründerzeitlichen Blockrandbebau-
ungen, die Zeilenbauten der 1920er, 50er 
und 60er Jahre, aber auch die Plattenbau-
ten der 1970er und 80er Jahre in Ost- und 
Westdeutschland gut geeignet. Dagegen ist 
davon auszugehen, dass neue Einfamilien-
hausgebiete, die überwiegend im Passiv
hausstandard errichtet worden sind, keine 
Basis für einen wirtschaftlichen Betrieb ei-
nes Fernwärmenetzes darstellen. In derarti-
gen Siedlungsstrukturen reduziert sich die 
Wärmenachfrage im Wesentlichen auf die 
Warmwasserbereitung, die alternativ über 
Solaranlagen und dezentrale Wärmeerzeu-
ger erfolgen kann. 

Beim Neubau von Systemen der Nah- oder 
Fernwärme können derartige Parameter als 
Entscheidungsgrundlage sicher weiterhel-
fen. Schwieriger ist die Situation, wenn die 
Entwicklung der Wärmedichte durch nach-
trägliche Maßnahmen an den Gebäuden 
oder der Stadt-/Quartiersstruktur verän-
dert wird. Beispiele hierfür sind u. a. nach-
trägliche Wärmeschutzmaßnahmen, aber 
auch ein disperser Rückbau von Gebäuden. 
Beide bewirken eine nachträgliche Redu-
zierung der Wärmedichte und damit eine 
Verschlechterung der energetischen und 
ökonomischen Effizienz des zentralen Wär-
meversorgungssystems mit weitreichenden 
Folgen. 

Dieser systematische Zusammenhang soll 
im Folgenden zunächst grundsätzlich und 
dann in Kapitel 4 an einem konkreten Bei-
spiel (Pilotprojekt Guben) vertieft werden. 

3.2	 Wechselwirkungen zwischen  
Maßnahmen auf der Gebäude- und 
der Quartiersebene

Wie schon angedeutet, besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen Stadtentwick-
lungsprozessen, aber auch einzelnen typi-
schen Maßnahmen zur energetischen Stadt-
erneuerung und der Gesamteffizienz des 
Energieeinsatzes in einem Quartier. Dieser 
Zusammenhang ist vor allem wichtig, wenn 

Neubauten im Passivhausstandard mit Solaranlagen.
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4	 Praxisbeispiel Guben

Die Stadt Guben ist eine der am ExWoSt-
Forschungsfeld „Energetische Stadterneue-
rung“ beteiligten brandenburgischen Städte. 
Sie zählte 1990 noch ca. 33  200 Einwohner. 
Wegen des wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungsprozesses gingen zahlreiche Arbeits-
plätze und Einwohner verloren. Ende Juni 
2009 waren noch 19  525 Einwohner mit 
Hauptwohnsitz in der Stadt Guben gemel-
det, was einem Bevölkerungsverlust von 
41 % seit 1990 entspricht. 

Die Stadtteile von Guben sind unterschied-
lich vom Rückgang der Gesamtbevölkerung 
zwischen Anfang 2002 und Ende 2008 be-
troffen. Die meisten Verluste entfallen auf 
die fernwärmeversorgten Wohnkomplexe 
der Plattenbausiedlungen. Somit ist gerade 

tisch effizienten, flächenhaften Rückbaus 
bei den derzeit vorhandenen städtebauli-
chen Instrumenten in den neuen Bundes-
ländern einfacher möglich ist als in den 
alten. Die Eigentumsstrukturen sind hier 
i. d. R. homogener als im Westen Deutsch-
lands. In vielen ostdeutschen Städten, in 
denen ein aktiver Stadtumbau mit Kon-
zentration auf fernwärmeversorgte Platten-
baugebiete betrieben wird, sind meist nicht 
mehr als zwei bis vier Wohnungsbaugesell-
schaften als Akteure betroffen. Dagegen 
stellt sich die Eigentümer- sowie Anlagen-
struktur in den westlichen Bundesländern 
i. d. R. sehr heterogen dar.

Fernwärme Nahwärme/BHKW GasversorgungSiedlungsgebiete geeignet für: dezentrale Systeme

vor Maßnahmen nach Maßnahmen

Abbildung 4
Veränderung der Eignung eines Siedlungsgebiets für die Fernwärmeversorgung durch Gebäude- 
und Anlagensanierung, Wohnungsleerstand und Rückbau

Quelle: eigene Darstellung
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Korrektur, da auch die relativen Verluste wegen den größeren Anteiles an vorgelagernten überdimensionierten Netzen steigen

Veränderungen der Effizienz eines zentralen 
Fernwärmesystem durch Energieeinsparmaßnahmen 
und dispersern Rückbau

Veränderungen der Effizienz eines zentralen 
Fernwärmesystem durch Energieensparmaßnahmen 
und flächiger Rückbau

Abbildung 3
Verminderung der Effizienz eines vorhandenen Nah- oder Fernwärmesystem durch Energiespar-
maßnahmen und Rückbau von Gebäuden im Rahmen des Stadtumbaus 

Quelle: eigene Darstellung
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lusten im Vergleich zur nachgefragten Nutz-
wärme. 2007 betrug dieser in Guben schon 
25 %. In modernen Fernwärmenetzen soll-
ten die Wärmeverluste rund 10 % der trans-
portierten Wärmemenge nicht übersteigen; 
1997 wurde dieser Wert in Guben mit rund 
8 % Verteilverlusten noch unterschritten 
(Abb. 5). 

Der Rückgang der Wärmebezugsmenge hat 
in Guben folgende Gründe:

•	 energetische Sanierung der Gebäude: 
Über 90 % der fernwärmebeheizten Woh-
nungen und Gebäude der Wohnungsun-
ternehmen wurden in den letzten Jahren 
energetisch saniert.

•	 Bevölkerungsrückgang und Wohnungs-
leerstand: Die Bevölkerung Gubens ist 
seit 1990 stark zurückgegangen. Zwischen 
2003 und 2009 wurden rund 2  300 Wohn-
einheiten zurückgebaut, wovon ca. 92 % 
auf die betrachteten Wohnkomplexe ent-
fallen. Auf diese entfallen auch 62 % der 
zurzeit 1  770 leer stehenden Wohnungen 
in der Stadt. 

•	 saisonale Wärmenachfrage: Eine weitere 
Herausforderung besteht in der saisona-
len Wärmebedarfsschwankung zwischen 
Sommer und Winter. Im Sommer wird für 
die Gebiete WK II und WK IV eine Grund-
last von 1 MW benötigt, im Winter sind 
dies jedoch 7 MW. Zusätzlich beeinflusst 

hier ein entsprechend großer Rückgang der 
Wärmeabnahme zu verzeichnen.

Die Wohnkomplexe (WKs) werden mit Fern-
wärme aus einem Heizkraftwerk eines regio
nalen Energieversorgers versorgt. In dem 
Kraftwerk wird Prozessdampf für örtlich 
ansässige Unternehmen und Fernwärme 
(Heißwasser) für die Beheizung der Wohn-
komplexe in der Stadt Guben erzeugt. Rund 
68 % der dort produzierten Wärmeenergie 
wurden 2008 im Industriegebiet benötigt, 
der Rest für die Raumheizung und teilweise 
auch für die Warmwasserbereitung genutzt. 
Über 90 % der benötigten Wärme für WK l 
und WK ll werden vom Heizkraftwerk gelie-
fert, im WK lV sind es noch rund 60 % .

Die Dampfturbine des Heizkraftwerks läuft 
heute überwiegend im Teillastbereich. Wür-
den die angeschlossenen Wohnkomplexe 
im Zuge des Stadtumbaus komplett zurück-
gebaut und die Nachfrage entsprechend 
geringer, müsste die Turbine vollständig 
vom Netz genommen werden, da die Wär-
menachfrage der Industriebetriebe allein 
nicht für ihre Mindestauslastung ausreicht. 
Entsprechend müssten auch die Strompro-
duktion aufgegeben werden oder eine neue, 
kleinere Dampfturbine eingesetzt werden.

Durch den Rückgang des Wärmeabsatzes 
sind die heute vorhandenen Fernwärme-
netze i. d. R. stark überdimensioniert. Dies 
führt zu relativ steigenden Wärmeverteilver-

Wärmebezug Wärmeabsatz

Wärme-
verteilungs-
verluste 
8 %

Wärme-
verteilungs-
verluste 
25%

Nutzwärme
92 % Nutzwärme

75 %

Fernwärme bzw. Heizwasser Bezug/Absatz

0

20

40

60

80

100

120

140

160

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

[G
W

/h
]

Abbildung 5
Entwicklung der Fernwärmeeinspeisung (Bezug) und der Fernwärmeabgabe (Differenz = Netz-
verluste und Messungenauigkeiten)

Quelle: Basler & Partner AG: Guben - Integrierte Energiestrategie 2020. Schlussbericht. - Basel 2009
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5	 Energiekonzepte als Lösung?  
Fazit und Ausblick

Das Beispiel Guben zeigt, dass städtebau-
liche Veränderungen (Stadtumbau), aber 
auch umfassende bauliche Veränderungen 
an einer Vielzahl von Gebäuden (energe-
tische Gebäudemodernisierung) in einem 
Quartier erhebliche Beeinträchtigungen der 
Effizienz vorhandener Versorgungssysteme 
hervorrufen können. Durch diese Wechsel-
wirkungen werden Effizienzgewinne, die 
z. B. aus der Erhöhung des Wärmeschutz-
standards von Wohngebäuden in den be-
troffenen Quartieren resultieren, teilweise 
konterkariert. Unabdingbar und von ent-
scheidender Bedeutung für den Erhalt und 
vor allem die angestrebte Erhöhung der Ef-
fizienz – z. B. im Rahmen der Entwicklung 
von kommunalen Energiekonzepten – ist 
deshalb eine systematische Betrachtung 
der Wechsel- und Folgewirkungen von sich 
abzeichnenden Entwicklungs- oder Verän-
derungsprozessen. 

An sich wurde dieses Instrument schon in 
den 1980er Jahren in vielen Kommunen er-
probt, vor allem in Form der Versorgungs-
konzepte. Dabei wurde häufig von relativ 
konstanten Rahmenbedingungen für die 
Siedlungsdichte und (Wärme-)Nachfrage 
ausgegangen. Prozesse wie im Stadtumbau 
Ost, die mit erheblichen städtebaulichen 
Strukturveränderungen (Schrumpfungs-
prozessen) einhergehen, oder auch die sys-
tematische Anpassung von Wärmeschutz-
standards der Gebäudesubstanz wurden 
damals nicht oder nur begrenzt themati-
siert und in den Planungen berücksichtigt.

Die Randbedingungen für eine energeti-
sche Stadterneuerung sind heute anders, 
komplexer und dynamischer als damals. 
Auch steht eine Reihe marktreifer Verfahren 
und Anlagentechniken zur Nutzung alter-
nativer Energieträger zur Verfügung, so dass 
ihre Einbindung in vorhandene Strukturen 
energetisch, ökonomisch und umweltpoli-
tisch sinnvoll ist. 

Es erscheint deshalb fast unausweichlich, 
den Prozess der energetischen Stadterneue-
rung auf der Grundlage von übergreifenden 
Konzepten zu organisieren. Im Unterschied 
zu den 1980er Jahren ist jedoch die Abstim-
mung mit städtebaulichen Entwicklungen 
wesentlich stärker gefragt – das zeigen die 
Erfahrungen aus dem Stadtumbau Ost und 
dem Forschungsfeld „Energetische Stadter-

das Nutzerverhalten der Energiekunden 
den Wärmeabsatz. 

In der Folge stehen große Teile der betrach-
teten Quartiere an der unteren Schwelle für 
einen wirtschaftlichen Betrieb der Fern-
wärmeversorgung. Gemessen an den dafür 
üblichen Richtwerten ergab sich für 2008 
folgendes Bild: Die vorhandene Anschluss-
dichte des Wärmenetzes betrug 1.8 MWh/a/
Trassenmeter und die Wärmebezugsdichte 
für die vier Wohnkomplexe 11 bis 21 kWh/ 
m²  x  Jahr. Die Auswertung dieser beiden 
Kennzahlen zeigt, dass die für einen wirt-
schaftlichen Betrieb eines Wärmeverbunds 
nötige Anschlussdichte für das Gesamt-
wärmenetz nur noch knapp erreicht wurde. 
Hierbei sind allerdings die bei Ausweisung 
der Wärmebezugsdichte hohen Wärmever-
luste des Wärmenetzes nicht berücksichtigt. 
Die notwendige Wärmebezugsdichte hinge-
gen wird bei allen Wohnkomplexen bei wei-
tem nicht erreicht; sie liegt deutlich unter 
dem Richtwert von 50 bis 70 kWh/m².

Aufgrund dieser Kennzahlen, der hohen 
Wärmeverluste der Fernleitung und des 
zukünftig tendenziell abnehmenden Wär-
mebedarfs muss die zentrale, stadtweite 
Versorgung der Wohnbauten mit Fernwär-
me aus nur einer Anlage zur Kraft-Wärme-
kopplung als wirtschaftlich nicht sinnvoll 
bezeichnet werden.

Dies bedeutet, dass zur Wiedergewinnung 
einer effizienten Wärmeversorgung und 
ggf. auch einer Effizienzverbesserung eine 
Anpassung des bestehenden Systems er-
forderlich ist. Lösungsansätze ergeben sich 
z. B. durch eine Ausweitung des Systems in 
angrenzende, wirtschaftlich erschließbare 
Stadtgebiete, durch die Bildung einzelner 
ausgewählter semizentraler Nahwärme-
verbünde (Dezentralisierung im Quartiers-
maßstab) und durch die Einbindung rege-
nerativer Energieträger (Solarenergie) zur 
Warmwasserbereitung vor allem in den 
Sommermonaten. 
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neuerung“. Die energetische Stadterneue-
rung umfasst dabei die strategische Ausrich-
tung und Koordinierung von Maßnahmen 
der Energieeinsparung, der Effizienzsteige-
rung und des Einsatzes erneuerbarer Ener-
gien. Sie ist eine interdisziplinäre Aufgabe, 
die Akteure und Systemzusammenhänge 
auf den Ebenen Gebäude, Quartier und Ge-
samtstadt einbindet. 

Durch die Forschungsbegleitung in diesem 
Feld werden u. a. zwei unterschiedliche 
konzeptionelle Ansätze für die energetische 
Stadterneuerung der beteiligten Kommu-
nen in ihren Wirkungen verfolgt und ana-
lysiert: ein Top-down- und ein Bottom-up-
Ansatz (Abb. 6). Beide Ansätze haben zum 
Ziel, Beiträge zur energetisch effizienten 
und nachhaltigen Stadtentwicklung zu leis-
ten. Gemeinsam ist ihnen die enge Verzah-
nung mit Akteuren der Stadtplanung. In der 
Umsetzung unterscheiden sie sich jedoch 
gravierend.

Die Mehrzahl der beteiligten Städte setzt 
auf eine Top-down-Strategie als klassische 
Planungsvariante, umschreibbar mit dem 
Schlagwort: „Vom Gesamtkonzept zur Maß-
nahme“. Im Gegensatz dazu verfolgen fünf 
Modellstädte aus dem Land Brandenburg 
eine projektorientierte, dreiphasige Bot-
tom-up-Strategie, bei der das umgesetzte 

„vorbildliche“ Projekt als Initial bzw. Einstieg 
in den Prozess der energetischen Stadter-
neuerung im Vordergrund steht. Aus den 
Erfahrungen bei der Umsetzung von Einzel-
projekten werden konkrete Handlungsstra-
tegien für weitere Maßnahmen sowie eine 
quartiersbezogene oder gesamtstädtische 
energetisch orientierte Stadtentwicklungs-
politik abgeleitet. 

Zwar impliziert der Top-down-Ansatz vom 
Grundsatz her ein systematischeres Vorge-
hen und ist grundsätzlich natürlich die Vo-
raussetzung für eine schlüssige Gesamtstra-
tegie. Doch es zeigt sich, dass der Bottom 
up-Ansatz zumindest für die Einstiegspha-
se eines längeren Prozesses der energeti-
schen Stadterneuerung sehr interessant ist. 
Durch die Beschäftigung mit pilothaften 
Einzelprojekten, deren Umsetzung zeitnahe 
Erfolge versprechen sowie Motivation und 
Erfahrungen der Akteure fördern, kann eine 
solide Basis für die inhaltliche und strategi-
sche Ausrichtung späterer Gesamtkonzepte 
gelegt werden.

Abbildung 6
Strategische Ansätze der energetischen Stadterneuerung 

Quelle: eigene Darstellung

Beide Ansätze greifen in der praktischen 
Umsetzung eng ineinander. Die im Bottom-
up-Ansatz gesammelten Erfahrungen kön-
nen im Top-down-Ansatz in der Umsetzung 
der Maßnahmen Eingang finden. Ebenso 
sind die Erfahrungen bei der Konzepter-
arbeitung des Top-down-Ansatzes in der 
zweiten Phase des Bottom-up-Ansatzes 
hilfreich.
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Strukturelle Aspekte

•	 Unterschiedliche Eigentümerstrukturen 
erschweren die Einführung effizienterer 
zentraler Versorgungssysteme, z. B. eines 
Nahwärmenetzes auf Blockheizkraftwerk-
Basis. Diese Problematik entsteht ggf. be-
reits bei mehreren öffentlichen Trägern von 
Gebäuden. 

Die bislang gewonnenen Erfahrungen zei-
gen darüber hinaus, dass zur Erhöhung der 
Energieeffizienz folgende Punkte unabding-
bar sind:

•	 Betrachtung der Gesamtbilanz, d. h. auch 
der Wechselwirkungen von Maßnahmen

•	 Differenzierung von Maßnahmen nach 
Eignung für bestimmte Siedlungsstruktu-
ren bzw. Quartiere („Vorranggebiete“)

•	 Schaffung von konzeptionellen und ins-
trumentellen Grundlagen für eine lang-
fristige und konsequente Umsetzung 
formulierter Strategien (u. a. Aufstellung 
integrierter Konzepte) 

•	 Abstimmung zwischen Prozessen der 
Stadtentwicklung und der energetischen 
Stadterneuerung (Einbindung in Stadt-
entwicklungskonzepte)

•	 Betrachtung der Wirtschaftlichkeit von 
Maßnahmen (wichtigste Voraussetzung 
für die Umsetzung)

•	 Förderung von Maßnahmen (staatliche 
Förderung), die sich an der Gesamteffi
zienz orientieren

•	 Sicherung des Wissenstransfers für re-
levante Akteure (Ausbildung, Weiterbil-
dung).

Nur so wird es gelingen, den Prozess der 
energetischen Stadterneuerung nachhaltig 
anzustoßen und ihn als einen volkswirt-
schaftlich, umwelt- und sozialpolitisch so-
wie energetisch nachhaltigen Prozess dau-
erhaft zu etablieren.  

Aus den Erfahrungen des Forschungsfeldes 
können schon jetzt einige Schlüsse gezogen 
werden: 

Ökonomische Aspekte

•	 Die Nachfrage nach sehr kostengünsti-
gem Wohnraum (geringe Kaltmiete!) kann 
durch energetisch sanierten Bestand nicht 
gedeckt werden. Die Kaltmiete energetisch 
sanierter Bestandsimmobilien liegt häufig 
über dem Nachfrageniveau von gering Ver-
dienenden oder auf Sozialleistungen ange-
wiesenen Personen. Die Struktur des Sozial-
systems schafft in den betroffenen Städten 
kaum Anreize, Wohnraum mit geringeren 
Betriebskosten und damit geringeren Heiz-
kosten nachzufragen. 

• 	 Aufwändige energetische Sanierungen 
stehen oft nicht im Verhältnis zum anschlie-
ßend erreichbaren (kostendeckenden) Kalt-
mietniveau. Der Anreiz, energetische Sa-
nierungen im Bestand umzusetzen, ist für 
Vermieter damit begrenzt.

Methodische Aspekte

• 	 Die zeitlichen und personellen Ressour-
cen in den Modellstädten sind begrenzt. Der 
Prozess der energetischen Stadterneuerung 
muss einfach gestaltet sein und Synergien 
zu anderen Projekten erlauben.

• 	 Ein interdisziplinärer, gesamtstädtischer 
Ansatz deckt Potenziale zur Energieeinspa-
rung auf. 

• 	 Wettbewerbe sind ein adäquates Mittel, 
um innovative Lösungsansätze zu generie-
ren. 

Finanzielle Aspekte

• 	 Der Finanzierung von Modellvorhaben 
und integrierten Konzepten kommt eine 
Schlüsselrolle zu. Ohne Förderung durch 
die Bundesländer wären bis auf eine Mo-
dellstadt die Arbeiten an den Projekten und 
Konzepten nicht begonnen worden. 
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1	 Stadträume als Energielieferanten?  

Städte und urbane Lebensformen tragen er-
heblich zum Ressourcenverbrauch und zum 
CO

2
-Ausstoß bei.1 Gleichzeitig verfügen sie 

aufgrund ihrer Bevölkerungsdichte über ein 
hohes Potenzial für eine effiziente Nutzung 
begrenzter Ressourcen. In den deutschen 
Stadtregionen leben mehr als zwei Drit-
tel der Bevölkerung und befinden sich vier 
Fünftel aller Arbeitsplätze. Entsprechend 
hoch ist der absolute Energieverbrauch im 
Vergleich zu peripheren Räumen. Städte 
und Gemeinden verfügen jedoch über ein 
unerschlossenes Potenzial an energeti-
schen Nutzflächen.2 Diese Flächen gilt es 
zu ermitteln und zu erschließen, denn der 
Klimawandel, volatile und steigende Ener-
giepreise sowie ein sich zusehend verknap-
pendes  Angebot an fossilen Energieträgern 
erfordern eine Neuorientierung der Ener-
gieversorgung bzw. des Energiemixes. 

Generell zeigt sich für Deutschland seit 
Jahren ein steigender Anteil erneuerbarer 
Energie (EE) an der Stromversorgung und 
Wärmebereitstellung (Tab.  1). Der Anteil 
der Erneuerbaren am Endenergieverbrauch 
stieg von 3,2 % im Jahr 1998 auf 9,5 % in 
2008 (Abb.  1).3 Ebenso gewinnen die erneu-
erbare Energien als Wirtschaftsfaktor an 
Bedeutung: 2008 wurde mit erneuerbaren 
Energien ein Gesamtumsatz von rund 31 
Mrd. € erzielt.4

Aus der zunehmenden Anwendung erneu-
erbarer Energieoptionen folgen veränderte 
Raumnutzungen. Diese sind stark an phy-
sische Voraussetzungen sowie bestehende 

Lars Porsche
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR)
im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung
Deichmanns Aue 31–37
53179 Bonn
E-Mail:  
lars.porsche@bbr.bund.de

Lars PorscheStadtentwicklung voller  
erneuerbarer Energie

Verbrauchstyp 2008 1998

Bruttostromverbrauch 15,1 % 4,7 %

Endenergieverbrauch für 
Wärme

7,7 % 3,6 %

Kraftstoffverbrauch 5,9 % 0,2 %

Tabelle 1
Beitrag der erneuerbaren Energien  
zur Energiebereitstellung in 2008

Quelle: eigene Darstellung nach BMU  
Stand Dezember 2009 

gesamt: 8 828 PJ*

Anteile EE
   9,5 %

90,5 %

nicht erneuerbare Energieträger
(Steinkohle, Braunkohle,

Mineralöl, Erdgas, 
Kernenergie)

Wasser 0,9 %

Wind 1,6 %

Biomasse** 6,6 %

restl. EE 0,4 %

* PJ = Peta-Joule (3,6 PJ = 1 Mrd. kWh)
** feste, flüssige, gasförmige Biomasse,
 biogener Anteil des Abfalls, Deponie- 
 und Klärgas, biogene Kraftstoffe

Quelle: BMU auf Basis AGEE-Stat, ZSW, AGEB
Stand Juni 2009

Abbildung 1
Anteile der erneuerbaren Energien am gesamten Endenergieverbrauch  
in Deutschland 2008 

Dachfläche mit PV-Anlage 
Foto: Jörg Walther

Rapsfeld mit Hochspannungsleitung Turnhalle mit Solaranlage 
Fotos: Lars Porsche

Infra- sowie Raum- und Siedlungsstruktu-
ren gebunden, womit sich unterschiedliche 
räumliche Qualifikationen zur Erzeugung 
von erneuerbarer Energie ergeben.
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2	 Nutzung erneuerbarer Energien im 
Siedlungsbestand

Eine energie- und klimagerechte Stadtent
wicklung ist nicht nur eine Frage der Dich-
te, der Ausrichtung der Gebäude oder der 
Gebäudehülle. Ein ebenso und zunehmend 
wichtiger Aspekt ist die Nutzung von Optio-
nen erneuerbarer Energien auf, am und um 
ein Gebäude sowie in dessen Untergrund. 
Für den Gebäudeneubau ist diese Frage 
wegen der Entwicklungen in den Bereichen 
Passiv- bis Plusenergiehaus sowie der Mög-
lichkeiten, die das BauGB zur verpflichten-
den Nutzung von erneuerbaren Energie 
ermöglicht (bspw. § 9 Abs. 1 Nr. 23b5), zwar 
wichtig, aber aktuell mit der geringsten 
Neubaurate seit den 1950er Jahren weniger 
evident als im Siedlungsbestand. 

Gerade im Siedlungsbestand liegt die 
Krux – die deutschen Städte sind bereits 
gebaut, große Neubauprojekte wie u.a. in 
China passé und Stadterweiterungen eine 
Ausnahme. Der demographische wie auch 
wirtschaftsstrukturelle Wandel zeigt sich 
dabei nicht nur regional in unterschiedli-
cher Ausprägung, sondern auch innerhalb 
der Städte und Gemeinden. In den vergan-
genen Jahren wurde großer Wert auf die 
Gebäudesanierung gelegt.6 Zunehmend 
wird dabei auch die Frage einer alternativen 
Energieversorgung aufgeworfen. 

Vor allem in energetisch schwer zu sanie-
renden Altbauten sind die Wärmeversor-
gung und die entsprechenden Kosten eine 
Herausforderung für Eigentümer wie auch 
potenzielle Mieter. Hinzu kommen die er-
höhten Anforderungen zur Nutzung vor-
handener Energieeinsparpotenziale im 
Gebäudebestand durch die Energieeinspar-
verordnung (EnEV) 2009.7 Werden größere 
bauliche Maßnahmen an der Gebäudehülle 
durchgeführt, wie das Dämmen der Wände 
oder der Austausch von Fenstern, müssen 
die neuen Bauteile einen um 30 % besse-
ren energetischen Wert erreichen als bisher 
gefordert. Alternativ kann der Haussanierer 
dafür sorgen, dass der Jahresprimärener-
giebedarf des gesamten Gebäudes um 30 % 
sinkt. Dafür müsste neben einer energieef-
fizienten Gebäudehülle eine moderne Hei-
zungsanlage eingebaut werden. 

Die EnEV sowie das Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWärmeG) beziehen sich 
aber auf Einzelgebäude oder ein bestimm-
tes Ensemble, auch wenn die rechtlichen 

Welche Rolle spielen dabei urbane Räume? 
Bei der Verteilung der Produktion von Wär-
me oder Strom aus erneuerbaren Energien 
zeigt sich deutlich, dass der Siedlungsstruk-
turtyp „städtische Umgebung“ einen ge-
ringen Beitrag leistet, betrachtet man die 
elektrische Leistung von z. B. Windenergie- 
und Bioenergieanlagen. Hier findet sich die 
höchste installierte elektrische Leistung im 
Typ „ländliche Umgebung“, und zwar vor-
nehmlich aufgrund der Windenergieanla-
gen (Abb.  2).

Abbildung 2
Verteilung von Windenergie- und Bioenergieanlagen 
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ländlich städtisch

Installierte el. Leistung erneuerbarer Energieträger je Kreis

Windenergieanlagen 2009      Bioenergieanlagen 2009*

20 bis unter   50 MW

50 bis unter 200 MW

200 MW und mehr

  1 bis unter   5 MW

  5 bis unter 10 MW

10 MW und mehr
* umfasst Biogasanlagen und Bio-HKW

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise,
31.12.2008
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3	 Ermittlung örtlicher Potenziale

Der Einsatz erneuerbarer Energien im 
Stadtraum erfordert ein sehr analytisches 
und strategisches Vorgehen. In der Studie 

„Nutzung städtischer Freiflächen für er-
neuerbare Energien“ des Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus wurde eine 
Methode zur systematischen Auswahl und 
energetischen Nutzung urbaner Freiflächen 
entwickelt. Sie ermittelt annäherungsweise 

–	 die geeignete erneuerbare Energieoption

–	 für die vorhandene Fläche,

–	 die physischen und baulichen Vorausset-
zungen und 

–	 den Energie- und Wärmeverbrauch.

In die Bewertung einbezogen werden auch 
die städtebauliche Verträglichkeit, die Ak-
zeptanz der Erneuerbare-Energie-Optionen, 
die Gefährdung durch Vandalismus, die 
Rückbaufähigkeit, die Möglichkeit zur Zwi-
schennutzung, die Wirtschaftlichkeit, die 
Flächeneffizienz, die Umweltverträglichkeit 
und die rechtlichen Anforderungen. 

Das Analyseverfahren soll den Städten und 
Gemeinden einen schnellen Zugang und 
Überblick über die eigene Situation und die 
örtlichen Potenziale ermöglichen, dabei den 
Aufwand der Datenermittlung möglichst 

Rahmenbedingungen vor dem Hintergrund 
nationaler Zielsetzungen zum Klimaschutz 
eingeführt wurden. Bisher bleibt eine inte-
grierte Sichtweise zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz und Nutzung von erneuerbaren 
Energien für den gesamten Stadtraum ab-
gesehen von modellhaften Projekten8 meist 
unbeachtet. Die Integration verschiedener 
räumlicher Ebenen und damit verbunden 
die infrastrukturellen, wirtschaftlichen und 
planungsrechtlichen Anforderungen schei-
nen zu komplex.

Für Untersuchungen des urbanen Raums 
zur Nutzung erneuerbarer Energiepotenzi-
ale sind folgende Annahmen zugrunde zu 
legen:

•	 Es ist dem Grundsatz zu folgen, dass 
Energie möglichst nah am Verbraucher 
erzeugt und bereitgestellt wird. Dies trifft 
besonders für Wärme und die zunehmen-
de Nachfrage nach Kälte zu.

•	 Neuland zur Erschließung für Optionen 
erneuerbarer Energien steht zum einen 
nur sehr begrenzt zur Verfügung, dessen 
Erschließung widerspricht zum anderen 
dem angestrebten 30ha-Ziel. 

•	 Städte und Gemeinden verfügen über ein 
unerschlossenes und ungenutztes Poten-
zial an energetischen Nutzflächen. 

Abbildung 3
Schematische Darstellung verfügbarer Freiflächen und  
erneuerbarer Energieoptionen

Quelle: BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien im Stadtraum“. – Bonn 2009

Abbildung 4
Vorgehensweise zur Ermittlung der  
städtischen Flächen- und Energiepotenziale
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gering halten und trotzdem hinreichend ge-
naue Berechnungen über die potenziellen 
Deckungsgrade des Wärme- und Strombe-
darfs mittels erneuerbarer Energien liefern. 
Seiner Anwendung müssen dann mit fach-
licher Expertise genauere Prüfungen am 
konkreten Objekt oder Ensemble folgen. 

Zur Methodik

Die Vielfalt erneuerbarer Energieoptionen 
ist an den spezifischen Strom- und Wär-
mebedarf eines Quartiers anzupassen. In 
einem mehrstufigen Verfahren müssen die-
se Optionen passgenau mit den lokal gege-
benen Voraussetzungen abgeglichen und 
optimale Lösungen gesucht werden. Dabei 
ist das städtische Energieportfolio ebenso 
zu berücksichtigen wie die notwendige In-
tegration der erneuerbaren Energien in die 
vorhandene Infrastruktur.

In der Studie wurden verschiedene Prämis-
sen angenommen. So werden bei der Er-

Tabelle 2
Energieerträge aus Photovoltaik (Strom) und Sonnenkollektoren (Wärme) 
pro Stadtraumtyp

Quelle: BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien 
im Stadtraum“. – Bonn 2009

SRT1 Beschreibung2 Energieertrag 
Photovoltaik3 in 

GWh/ha∙a

Energieertrag 
Sonnen­

kollektoren4 in 
GWh/ha∙a

I Altstadt 0,109 0,381

II Innerstädtische Baublöcke der 
Gründer- und Vorkriegszeit

0,078 0,272

III Wiederaufbau-Ensembles der 
50er-Jahre

0,154 0,538

IV Dörfliche und kleinteilige 
Strukturen

0,032 0,112

V Werks- und 
Genossenschaftssiedlungen der 
Gründer- und Vorkriegszeit

0,029 0,101

VI Siedlungen des Sozialen 
Wohnungsbaus der 50er-Jahre

0,088 0,308

VII Hochhaussiedlungen der 70er-
Jahre & Plattenbausiedlungen in 
den neuen Bundesländern

0,167 0,585

VIII Geschosswohnungsbau seit den 
60er-Jahren

0,094 0,330

IX Einfamilienhausgebiete 0,034 0,120

X Gewerbe- und Industriegebiete 0,248 0,868

XI Zweckbau-Komplexe und 
öffentliche Einrichtungen

0,126 0,442

1Stadtraumtyp;
 2Beschreibung der Stadtraumtypen; 3Aufgrund der 

stadtraumspezifischen solaren Gütezahlen (Dach und Fassade) mögliche Erträge 
bei alleiniger Nutzung von Photovoltaik und einer mittleren Einstrahlung von 
1  000 kWh/m2∙a, einem Nettobaulandanteil von 80 % und einem Nutzungsgrad 
der Photovoltaik-Anlage von 0,10; 4Aufgrund der stadtraumspezifischen solaren 
Gütezahlen (Dach und Fassade) mögliche Erträge bei alleiniger Nutzung von 
Sonnenkollektoren und einer mittleren Einstrahlung von 1  000 kWh/m2∙a, einem 
Nettobaulandanteil von 80  % und einem Nutzungsgrad der Sonnenkollektoren von 
0,35

mittlung der Flächenpotenziale zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien alle realistisch 
verfügbaren Freiflächen und nur im Stadt-
raum umsetzbare Optionen der erneuerba-
ren Energieerzeugung betrachtet (Abb.  3,  4). 
Der Stadtraum wird in Strukturtypen einge-
teilt.9 Auf diese beziehen sich die Betrach-
tungen für den Wärme- und Strombedarf 
der Gruppen „Haushalte“ sowie „Gewerbe, 
Handel und Dienstleistung (GHD)“. Es wur-
de vom langfristigen Energiebedarf ausge-
gangen, der bereits Sanierungszyklen im 
Bestand im Sinne der Vorgaben der Deut-
schen Energie-Agentur (DENA), der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV 2007) und 
ihrer Novellierungen berücksichtigt. Die Er-
mittlung des Energieertrags erfolgte eben-
falls stadtraumspezifisch (Tab.  2). 

Vorrangiges Ziel war es, einen möglichst 
hohen Deckungsgrad bei der Wärmever-
sorgung zu erhalten, da Wärme nicht über 
große Distanzen transportiert werden kann 
und ortsgebunden ist. Anschließend wur-
de das Potenzial der Stromerzeugung er-
mittelt. Insgesamt erhebt die Methode den 
Anspruch nicht auf ein zeitlich befristetes 
Projekt, sondern auf einen kontinuierlichen 
Prozess – vergleichbar einem Qualitätsma-
nagementprozess, in dem die Zielerfüllung 
ständig zu überprüfen und die einzelnen 
Maßnahmen optimiert anzupassen sind.

In der Methode wurden verschiedene Typi-
sierungen vorgenommen:

•	 Definition von 14 Stadtraumtypen je nach 
Bebauungsstruktur, Dichte, Freiflächen-
bestand und Systematik der äußeren und 
inneren Erschließung sowie deren lang-
fristiger Energiebedarf. Die Stadtraumty-
pen bilden räumlich die unterste Ebene 
der Potenzialermittlung (Tab. 3).

•	 Ermittlung von städtischen Freiflächenan-
teilen, die potenziell für eine energetische 
Nutzung zur Verfügung stehen. Dazu zäh-
len Dach- und Fassadenflächen, Verkehrs-
flächen, Grünflächen, landwirtschaftli-
che Flächen und Gärten, Wasserflächen, 
Brachflächen, Infrastrukturflächen und 
Restflächen.

•	 Bewertung der einzelnen Optionen erneu-
erbarer Energieerzeugung – Photovoltaik, 
Solarthermie, Wind, Wasser, Erdwärme, 
Umweltwärme, Biomasse – nach den Pa-
rametern Gestehungskosten, Flächenef-
fizienz, Regelbarkeit, Umweltfreund-
lichkeit, städtebauliche Verträglichkeit 
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(Abb.  5) und Akzeptanz, Denkmalschutz, 
Zwischennutzung, Rückbaufähigkeit und 
Genehmigungsrecht.

Über diese Typisierungen hinaus wurden 
drei weitere Voraussetzungen festgelegt, die 
der Potenzialermittlung zugrunde liegen. 
Hierzu zählt erstens, dass eine Energiever-
sorgungsstrategie existiert, die zunächst auf  
Energieeinsparung, fachgerechter Sanie-
rung, moderner Gebäudetechnik und an-
schließend der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien basiert. Gleichzeitig wird vorausgesetzt, 
dass die Energieeffizienz durch eine ver-
brauchernahe Wärmeversorgung in Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen erhöht und die 
Energieversorgungsstruktur für den Einsatz 
erneuerbarer Energien sowohl dezentral als 
auch zentral optimiert wird. Darauf aufbau-
end werden zweitens Abschätzungen des 
langfristigen Energiebedarfs in den jeweili-
gen Stadtraumtypen vorgenommen. Dabei 
wurde drittens im Rahmen der Studie nur 
der Wärme- und Strombedarf der Gruppen 

„Haushalte“ sowie „Gewerbe, Handel und 
Dienstleistung“ betrachtet. Die Gruppen 
„Industrie“ und „Verkehr“ finden keine Be-
rücksichtigung. 

Die Betrachtung von sieben Szenarien (sie-
he Übersicht S.  670) pro Stadt erlaubt die 
unterschiedliche Gewichtung einzelner 

Abbildung 5
Impact erneuerbarer Energieoptionen auf das Stadtbild, eingeteilt in Strom-
erzeugung und Wärmebereitstellung

Quelle: BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien 
im Stadtraum“. – Bonn 2009
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Wind

Stadtraumtyp Heizwärme­
bedarf1 in kWh/

(m2∙a)

Warmwasser­
bedarf1 in kWh/

(m2∙a)

Strom- 
bedarf2 in kWh/

(m2∙a)

Altstadt I 130 17 20

Innerstädtische Baublöcke der Gründer- 
und Vorkriegszeit

II 50 17 20

Wiederaufbau-Ensembles der 50er-Jahre III 70 17 20

Dörfliche und kleinteilige Strukturen IV 603 17 20

Werks- und Genossenschaftssiedlungen 
der Gründer- und Vorkriegszeit

V 50 17 20

Siedlungen des Sozialen Wohnungsbaus 
der 50er-Jahre

VI 50 17 20

Hochhaussiedlungen der 70er-Jahre 
& Plattenbausiedlungen in den neuen 
Bundesländern

VII 40 17 20

Geschosswohnungsbau seit  
den 60er-Jahren

VIII 45 17 20

Einfamilienhausgebiete IX 50 17 20

Gewerbe- und Industriegebiete4 X 50 5 20

Zweckbau-Komplexe und öffentliche 
Einrichtungen4

XI 70 5 20

1nach Everding ; 2nach VDI 3807 Blatt 2, Tab. 1 (1998), gerundet; 3Schätzung; 4ohne Industriestrom

Tabelle 3
Langfristiger Energiebedarf energetisch sanierter Wohn- und Nichtwohngebäude  
nach Stadtraumtyp

Quelle: BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien im Stadtraum“. – Bonn 
2009 (nach Everding, D.: Solarer Städtebau. – Stuttgart 2007, zusammengefasst und ergänzt)

Optionen der erneuerbaren Energieerzeu-
gung bzw. von Flächennutzungen und -kon-
kurrenzen zur Deckung des langfristigen 
Wärme- und Strombedarfs der jeweiligen 
Kommune. Dabei wird zwischen diffusen 
und konkreten Potenzialen unterschieden. 
Diffus bedeutet, dass die Potenziale weder 
stoffstromintensiv noch flächenrelevant 
sind (u.a. Solarkollektoren, Erdwärmepum-
pen), während konkrete Potenziale mindes-
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tens stoffstromintensiv oder flächenrelevant 
sind (u.a. Biomasse, Freiflächen-PV-An-
lagen). Lediglich das Szenario VII enthält 
beide Optionen. Mit jedem Schritt bzw. Sze-
nario werden die Anforderungen bzw. an-
genommenen Rahmenbedingungen kom-
plexer. Ziel ist es, das System so anzupassen, 
dass sich die einzelnen Optionen erneuer-
barer Energieerzeugung optimal ergänzen 
und die spezifischen Strom- und Wärme-
bedarfe der einzelnen Quartiere bzw. der 
Gesamtgemeinde/Gesamtstadt möglichst 
vollständig gedeckt werden können, ohne 
negativ auf die städtebauliche Verträglich-
keit zu wirken.

Anwendung der Methodik in Modellräumen

Die Methode wurde auf die Modellräume 
Gelsenkirchen, Nordhausen, Leipzig, Son-
dershausen und Stuttgart angewendet. Die 
Ergebnisse zeigen, dass mit einer optimier-
ten Wärmeversorgung durch verschiedene 
Optionen der erneuerbaren Energienut-
zung ebenfalls ein relativ hoher Deckungs-
grad des Strombedarfs erzielt werden kann. 
Die kleineren Städte weisen vergleichsweise 

Sieben Szenarien erneuerbarer Energienutzung in Stadträumen

Szenario I	 Direktive Marburg – 100% Solarkollektoren
Effekt einer verpflichtenden Einführung von Sonnenkollektoren für die Wärme-
versorgung 

Szenario II 	 Deklarativ (Gelsenkirchen – Solardachkataster)
Effekt einer Einführung eines Solardachkatasters auf die Wärme- und Strom-
versorgung, 50% Solarkollektoren, 50% Photovoltaik

Szenario III 	 Explorativ
Effekt durch Hinzunahmen weiterer Optionen sowie Erweiterung nicht nur der 
Gebäudehülle, sondern auch das Gebäude selbst und seine nähere Umge-
bung inklusive des Untergrunds

Szenario IV 	 Selektiv
Effekt der Versorgung eines Gebäudes mit thermischer Energie; Unterschei-
dung grundsätzlich zwischen dem Heiz- und dem Warmwasserbedarf 

Szenario V 	 Regulativ
Effekt des EEWärmeG auf die Wärmeversorgung und die Stromerzeugung 
in den Stadträumen, wenn es grundsätzlich auf alle Gebäude angewendet 
werden würde. Zusätzlich werden Anlagen der Wärmerückgewinnung und 
Erdwärmesonden berücksichtigt.

Szenario VI 	 Flexibel
Das Verhältnis von Sonnenkollektoren zu Photovoltaik  wird flexibel an den 
Stadtraum angepasst. Dabei wird zuerst versucht, den langfristigen Wär-
mebedarf voll zu decken. Ist dieser gedeckt, steht der Rest der nutzbaren 
Gebäudehülle für die Stromerzeugung zur Verfügung. 

Szenario VII 	 Kollektiv	
Effekt der Erweiterung der (stoffstromintensiven / flächenrelevanten) Optionen 
um u.a. PV-Freianlagen auf Brachflächen, Kleinwasserkraftwerke an Flussläu-
fen und Windparks in Gewerbegebieten, etc.

Quelle: eigene Darstellung nach BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen 
erneuerbarer Energien im Stadtraum“. – Bonn 2009

höhere Deckungsgrade auf als die Groß-
städte (Leipzig, Stuttgart). Die im Stadtraum 
nutzbare Biomasse fällt bei den kleineren 
Städten stärker ins Gewicht. Darüber hin-
aus bestimmt der flächenmäßige Anteil der 
Stadtraumtypen das Potenzial der erneuer-
baren Energien einer Stadt.

Das Beispiel Gelsenkirchen zeigt, dass allein 
die Typisierung aufgrund der Struktur, Grö-
ße und Verteilung der Stadträume (Abbil-
dung 6) eine Herausforderung darstellt. Es 
zeigt aber ebenso, dass auch in komplexen 
und stark verdichteten Räumen die Nut-
zung erneuerbarer Energien einen wich-
tigen Beitrag für die Strom- und Wärme
versorgung vor Ort leisten kann. Bei der 
Anwendung des Szenarios VI, in dem Flä-
chen nur doppelt genutzt und keine neuen 
in Anspruch genommen werden, könnte 
auf 897 ha flächenneutral ein Wärmeertrag 
von 1650 GWh/a und ein Stromgewinn von 
667 GWh/a (Abb. 7) erzielt werden. Würden 
zusätzlich auch flächenrelevante Optionen 
(Szenario VII), wie Biomasse oder Freiflä-
chen-PV-Anlagen genutzt, könnten darüber 
hinaus 1660 GWh/a Wärme bereitgestellt 
und 686 GWh/a Strom erzeugt werden. Für 
diese Option würden 930 ha flächenneutral 
genutzt, und 120 ha müssten zusätzlich in 
Anspruch genommen werden. Theoretisch 
wäre somit ein Deckungsgrad von 91 % bei 
Wärme und 88 % bei Strom für die Ener-
giegruppen „Haushalte“ sowie „Gewerbe, 
Handel und Dienstleistung“ möglich.

Die Auswertung der Modellräume zeigte, 
dass sich über die stadtraumspezifische 
Darstellung leicht Wärmesenken identifizie-
ren lassen. Die räumliche Verteilung des Po-
tenzials erneuerbarer Wärmebereitstellung 
sowie der Stromerzeugung wird erkennbar. 
Der Verbrauch der Gruppen „Haushalte“ 
und „Gewerbe, Dienstleistung und Handel“ 
kann in der Mehrzahl der untersuchten Mo-
dellräume theoretisch weitgehend gedeckt 
werden (Tab. 4). In hoch verdichteten Stadt-
räumen ist die Deckung des vergleichsweise 
hohen Energiebedarfs anspruchsvoller und 
aufwendiger als in gering verdichteten. Des 
Weiteren hat die prozentuale Verteilung der 
einzelnen Stadtraumtypen einen deutlichen 
Einfluss auf die mögliche Energieautarkie 
der Verbrauchergruppen. Die Bedeutung 
von Brachflächen ist für die Erzeugung er-
neuerbarer Energien in allen untersuchten 
Modellräumen im Vergleich zu den ge-
samten energetisch nutzbaren Flächenres-
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sourcen gering. Dagegen hat die Nutzung 
regionaltypischer Energieressourcen, wie 
z. B. die Abwärme des noch betriebenen 
Kalibergwerks in Sondershausen, einen ent-
scheidenden Einfluss darauf.

Insgesamt ist festzuhalten, dass es in den 
urbanen Räumen ein bedeutendes Potenzi-
al energetischer Nutzflächen gibt, die einen 
Beitrag zur erneuerbaren Energieerzeugung 
leisten können.

Abbildung 6
Einteilung des Stadtgebiets von  
Gelsenkirchen in Stadtraumtypen

Abbildung 7
Stromerzeugung und Wärmebereitstellung
nach Szenario VI in Gelsenkirchen

Quelle: BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien im Stadtraum“.– Bonn 2009

Stadtraumtyp
I
II
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VIII
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X
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Grünflächen
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flächen
Restflächen

Deckungsgrad Wärme

© BBSR Bonn 2009
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Grünflächen
Landwirtschafts-
flächen
Restflächen

4	 Schlussfolgerungen – hin zur ener-
getischen Stadterneuerung

Aufgrund der Bevölkerungskonzentration 
verfügen Städte über ein hohes Potenzial 
zur CO

2
-Einsparung. Flächen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien stehen im Stadt-
raum zur Verfügung. Dieses Potenzial gilt es 
über Energie- und Klimakonzepte systema-
tisch zu erschließen und optimal zu nutzen. 
Dabei sind die Flächenbedarfe erneuerbarer 
Energien im Stadtraum an die vorhandenen 
Strukturen anzupassen. Da Städte im Be-
sonderen vom Klimawandel betroffen sind, 
liegt eine wesentliche Herausforderung in 

Stadt/Gemeinde Deckungsgrad in % Ertrag in GWh/a

Wärme Strom Wärme Strom

Bleicherrode 109 84 95 32

Gelsenkirchen 91 88 1660 686

Leipzig 67 86 2140 1135

Nordhausen 99 107 336 32

Roßleben 113 134 57 134

Sondershausen 117 160 284 117

Stuttgart 84 38 2840 465

Tabelle 4
Deckungsgrade Wärme und Strom in % und GWh/a für Gelsenkirchen, Leipzig, Sondershausen 
und Stuttgart nach Szenario VII

Quelle: eigene Darstellung nach BMVBS/BBSR (Hrsg.): Handlungskatalog „Optionen erneuerbarer Energien 
im Stadtraum“. – Bonn 2009
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abzugleichen. Das heißt folglich auch, dass 
Erzeugungs- und Bedarfspotenziale mit 
Nachbarkommunen sowie regional abge-
glichen werden müssen und die Integration 
in vorhandene Netze abgestimmt werden 
muss.

Die Studie zeigt, dass ein strategisches, kon-
zeptionelles Vorgehen möglich und wichtig 
ist, um die Energiepotenziale des Stadt-
raums optimal zu nutzen. Gut gemein-
te kleinteilige, aber meist unkoordinierte 
Maßnahmen müssen vermieden werden. 
Integrierte Energiekonzepte bieten die 
Möglichkeit, die aktuellen wie zukünftigen 
Herausforderungen über die Ver- und Ent-
sorgungsplanung hinaus anzugehen und 
die Energieeinsparung, -effizienz und -pro-
duktion nachhaltig und ressourcenscho-
nend in die Stadtplanung und -entwicklung 
einzubeziehen. Dabei ist es wichtig, Städte 
und Gemeinden ideell und finanziell zu 
unterstützen, denn sie bedürfen bei der Er-
arbeitung und Umsetzung von integrierten 
Energiekonzepten einer entsprechenden 
Förderung. Obligatorischer Bestandteil soll-
te dabei die Auseinandersetzung mit den 
räumlichen Strukturen sein. 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) hat mit dem Hand-
lungskatalog „Optionen erneuerbarer Ener-
gien im Stadtraum“ einen Leitfaden vorge-
legt.10 Er soll Gemeinden und Städten bei 
einer strategisch koordinierten Annäherung 
sowie Nutzung erneuerbarer Energien im 
urbanen Raum helfen. Die Sonderveröffent-
lichung „Nutzung städtischer Freiflächen 
für erneuerbare Energien“ stellt detailliert 
die verschiedenen Optionen erneuerbarer 
Energien inklusive Flächeneffizienz, Um-
weltfreundlichkeit oder Regelbarkeit, die 
verfügbaren energetischen Nutzflächen, die 
gewählte Methodik sowie die Berechnun-
gen für die Untersuchungsräume tabella-
risch und kartographisch dar.

der klimaschonenden und städtebaulich 
verträglichen Anpassung der Energieerzeu-
gung und -versorgung. Hier ist es wichtig, 
dass Energie- und Flächeneffizienz Hand in 
Hand gehen. Dies dient der dezentralen, kli-
maneutralen Erzeugung von Energie direkt 
beim Verbraucher sowie der Offenhaltung 
von Räumen, u.a. für zukünftig notwendige 
Klimaanpassungsmaßnahmen.

Die Nutzung erneuerbarer Energien erfor-
dert ein Umdenken und Handeln bei der 
Bevölkerung, den Netzbetreibern und den 
Energiezulieferern. Zum einen ist eine ver-
änderte Infrastruktur erforderlich, die eine 
dezentral gesteuerte Versorgung gewähr-
leistet und eine Energieeinspeisung aus 
erneuerbaren Energien auch von Kleinster-
zeugern ermöglicht, etwa durch Bündelung 
in virtuellen Kraftwerken. Zum anderen 
führt die Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien zu einem veränderten Stadtbild, was 
ebenfalls ein Umdenken und eine „Akzep-
tanzleistung“ seitens der Bevölkerung zur 
städtebaulichen Verträglichkeit erfordert. 
Dabei gelten Anlagen der Gewinnung er-
neuerbarer Energien, die das Stadtbild be-
einflussen, als unverträglich und solche, die 
nicht sichtbar sind, als verträglich. Die Aus-
wirkungen auf das Stadtbild sind so gering 
wie möglich zu halten. Dass dies möglich 
ist, zeigen verschiedene in der Praxis umge-
setzte gute Beispiele.

Der Einsatz von erneuerbaren Energien be-
darf also einer zielgenauen Abstimmung, 
um Konflikte (städtebaulich, Akzeptanz, 
Netzintegration etc.) und Ineffizienzen 
(Energie, Fläche, Klimaanpassungsmaß-
nahmen) zu vermeiden. Das Ziel einer hun-
dertprozentigen Nutzung erneuerbarer 
Energien ist nicht um jeden Preis anzustre-
ben, nicht jede Kommune verfügt über die 
entsprechenden Potenziale. Diese sind ent-
sprechend zu erfassen und mit weiteren 
Ansprüchen im Sinne einer nachhaltigen 
Ressourcennutzung und Stadtentwicklung 
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1	 Die IBA Hamburg, der Ort  
und die Leitthemen

Für die Internationale Bauausstellung (IBA) 
Hamburg1 bedeutet das Jahr 2010 Halbzeit. 
2007 begonnen mit einer intensiven Be-
schäftigung mit dem Ort, der Findung der 
Leitthemen, mit Projektaufrufen, Laboren, 
Foren, der Verankerung in der Stadt und der 
Qualifizierung der Projekte, geht es nun da-
rum, die IBA-Projekte in die Umsetzung zu 
bringen. 2010 soll das Jahr der Baustellen 
werden, des „Sichtbarwerdens“ der Kon-
zepte und Visionen und des klaren Profils 
dieser IBA Hamburg. Dies gilt auch für die 
Projekte im Leitthema „Stadt im Klimawan-
del“, die sowohl die Aspekte der Anpas-
sungsstrategien als auch der Vermeidung 
von Treibhausgasen durch Energieeinspa-
rung, Energieeffizienz und den Umbau der 
Energieversorgung auf 100 % erneuerbare 
Energien betrachten.

Als übergeordneten Anspruch hat sich die 
IBA Hamburg das Ziel gesteckt, Projekte für 
die Zukunft der Metropolen zu zeigen. Sie 
widmet sich deshalb sieben Jahre lang – von 
2007 bis 2013 – genau jenen drängenden 

Simona Weisleder
IBA Hamburg GmbH
Projektkoordinatorin  
Stadt im Klimawandel
Am Zollhafen 12
20539 Hamburg
E-Mail: simona.weisleder@ 
iba-hamburg.de

Simona WeislederIBA Hamburg – Klimaschutzkonzept  
Erneuerbares Wilhelmsburg
Ein Modell für urbane Räume auf ihrem Weg  

ins postfossile Zeitalter 

Herausforderungen für die Stadtentwick-
lung, deren Wechselwirkungen maßgebli-
chen Einfluss auf die Zukunft der Städte 
haben werden: Globalisierung, Migration, 
ökonomische Dynamik, Umweltzerstörung, 
Ressourcenknappheit und Folgen des Kli-
mawandels. Die Hamburger IBA steht da-
mit in einer langen und anspruchsvollen 
Tradition Internationaler Bauausstellungen 
in Deutschland.

Wohl wissend um diesen hohen Anspruch, 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg 
2005 ein Memorandum2 zu den Ansprü-
chen und Aufgaben einer IBA in Hamburg 
verfasst und die hundertprozentige Tochter 
IBA Hamburg GmbH gegründet, die 2007 
ihre Geschäfte aufnahm. So wurde die IBA 
zentraler Teil des städtebaulichen Leitpro-
jekts „Sprung über die Elbe“, das im strate-
gischen Zukunftskonzept für die Gesamt-
stadt – „Metropole Hamburg – Wachsende 
Stadt“ – verankert ist. Hamburg gehört zu 
den wenigen deutschen Wachstumsregi-
onen. Für die Stadt steht dabei das Thema 
der Innenentwicklung im Mittelpunkt, um 
der Zersiedelung der noch vorhandenen 
wertvollen Landschaftsräume entgegenzu-

Der Schauplatz der IBA Hamburg: die Elbinseln Wilhelmsburg und Veddel sowie der Harburger Binnenhafen
Quelle: Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 
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dem Elbstrom abgerungen und gegen die 
Sturmfluten der Nordsee verteidigt. Ur-
sprünglich ein Archipel von fast zwei Dut-
zend flacher Inseln, wurde der Ringdeich 
um Europas größte bewohnte Flussinsel 
erst in der Mitte des 19. Jahrhunderts ge-
schlossen – nicht immer erfolgreich, wie 
man spätestens nach der verheerenden 
Sturmflut von 1962 weiß. Das Bewusstsein 
über die Gefahren des Klimawandels ist da-
her nirgendwo in Hamburg so ausgeprägt 
wie in Wilhelmsburg. Diese Sturmflut hat 
auch für einige Jahrzehnte zu einem Pla-
nungsvakuum auf der Elbinsel geführt: Die 
Stadt hatte vor allem den westlichen Teil für 
den Wohnungsbau aufgegeben und einer 
möglichen Hafenentwicklung überlassen. 
Der Hafen wuchs aber weiter gen Westen in 
Richtung der großen Containerterminals.

Inzwischen ist die IBA mit ihren Projekten 
und Konzepten fester Bestandteil in den 
Bestrebungen Hamburgs geworden, sich 
der Verantwortung von Metropolen als ei-
nem bedeutsamen Klimafaktor zu stellen. 
Mit dem Klimaschutzkonzept des Ham-
burger Senats (2007–2012) und der Ham-
burger Klimaschutzverordnung wurden 
anspruchsvolle energetische Standards bei 
der Emissionsvermeidung und der Ener-
gieeffizienz festgelegt, die über die bundes-
deutschen Ziele hinausgehen. So will man 
spätestens 2011 den Passivhaus-Standard 
für den gesamten Neubau-Bereich in der 
Stadt festschreiben. Dieser ambitionierte 
Weg Hamburgs wurde auch international 
gewürdigt und die Stadt zur Umwelthaupt-
stadt 2011 – „European Green Capital 2011“ 

– gekürt. Die IBA ist für Hamburg nun die 
besondere und einzigartige Chance, als 
eine Art „Stadtlabor“ innovative Konzepte 
für eine erneuerbare Energieversorgung, 
Emissionen- und Ressourceneinsparung 
auf städtischer Ebene zu entwickeln und 
zu erproben – vom einzelnen Gebäude bis 
zum gesamten Quartier. 

Im gesamtstädtischen Zusammenhang ist 
auch die 2009 erfolgte Gründung des neu-
en Energieversorgers Hamburg Energie als 
hundertprozentiger Tochter der Stadt ein 
wichtiger Meilenstein5 zur eigenbestimm-
ten Energieversorgung ohne Kohle- und 
Atomenergie. Bekanntermaßen wird diese 
Diskussion aktuell in der gesamten Bun-
desrepublik geführt, damit die Städte und 
Kommunen wieder mehr Einfluss auf ihre 
Energieversorgung nehmen und ihre Kli-

wirken und in Zukunft dem 30 ha-Ziel der 
Bundesregierung näher zu kommen.3 Die-
sen Mut zeigt die IBA Hamburg mit der Aus-
wahl ihres Demonstrationsgebiets und den 
zukunftsorientierten Leitthemen.

Der Ort dieser IBA Hamburg wurde bewusst 
gewählt: Die teils dicht industrialisierten 
und besiedelten Elbinseln Wilhelmsburg 
und Veddel und der Harburger Binnenha-
fen liegen mitten in Hamburg. Dennoch 
war der Ort im Bewusstsein der Stadt und 
vieler ihrer Bewohner4 wenig präsent oder 
sogar negativ besetzt. Dabei ist er mit rund 
52 km2 und gut 50  000 Einwohnern nicht 
eben klein, aber auf den meisten Hambur-
ger Stadtplänen nicht vorhanden – dort en-
det die Stadt im Süden bereits an der Nor-
derelbe an den Landungsbrücken. 

Das hat seine Gründe und auch eine Ge-
schichte. Diese wurden bei der Wahl der drei 
Leitthemen der IBA Hamburg – „Kosmopo-
lis“, „Metrozonen“, „Stadt im Klimawandel“ 
– aufgegriffen und mit Fragestellungen eu-
ropäischer Metropolen verbunden. Denn 
die Elbinseln sind zwar ein sehr besonderer, 
vielfältiger und faszinierender Raum, doch 
die Themen lassen sich an anderen Orten 
in ähnlicher Form finden. Insofern sind die 
Ziele der IBA Hamburg – „Projekte für die 
Zukunft der Metropolen“ – übertragbar. 

2	 Leitthema „Stadt im Klimawandel“

In ihrem Leitthema „Stadt im Klimawandel“ 
treibt die IBA Hamburg die Frage um, wie 
die Metropole den Weg in das postfossile 
und atomenergiefreie Zeitalter beschrei-
ten kann. Auf den Elbinseln treffen Wachs-
tums- und Umweltbelange beispielhaft 
aufeinander, und wie in allen Metropolen 
konkurrieren auch hier die unterschiedli-
chen Flächenansprüche von Wohnen, Ver-
kehr, Handel und Industrie und bilden ein 
enormes Spannungsfeld. Gleichzeitig sind 
Metropolen immer auch Orte hohen Ener-
gieverbrauchs und konzentrierter Emissio-
nen und damit ein bedeutender Klimafak-
tor. Wie Wachstum und Nachhaltigkeit im 
städtischen Bestand auch unter Energie- 
(effizienz)-Gesichtspunkten in Einklang ge-
bracht werden können, zeigen beispielhaft 
die Projekte der IBA Hamburg. Die Zukunft 
des Klimas entscheiden die Städte! 

Über mehr als 500 Jahre hinweg haben Ge-
nerationen von Marschbauern die Elbinsel 
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Für alle IBA-Bauprojekte gelten strengere 
energetische Vorgaben als die gesetzlich 
geltenden: Die EnEV 2009 ist um 30 % zu 
unterschreiten. Bei der Mehrheit der Pro-
jekte entwickeln sich die tatsächlichen Ziele 
noch ambitionierter. So wird z. B. das Woh-
nungsneubauprojekt „open house“ als sog. 

„Passivhaus Plus“ realisiert, d. h. auch der 
gesamte Strombedarf wird betrachtet und 
vor Ort regenerativ erzeugt. Auch der Neu-
bau der Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt in der Wilhelmsburger Mitte wird 
als Vorbildprojekt nach den Richtlinien des 
DGNB (Deutsche Gesellschaft für Nach-
haltiges Bauen) zertifiziert und den GOLD 
Standard erreichen.

Neben der Vielzahl der energetisch ambi-
tionierten Projekte wuchs allerdings der 
Anspruch der IBA , diese nicht für sich ste-
hen zu lassen, sondern die Besonderheit 
der urbanen Insel zu nutzen, um sich an 
ein Gesamtkonzept, eine Art Road Map 
heranzuwagen, die den Weg ins postfossile 
und atomfreie Zeitalter weist. Dafür steht 
das „Klimaschutzkonzept Erneuerbares Wil-
helmsburg“. Mit diesem Konzept will die IBA 
Hamburg nun neue Standards für Ressour-
censchutz und klimaneutrales Bauen set-
zen: Optimierte Gebäudetechnik und ambi-
tionierte Bestandssanierungen reduzieren 
den Energieverbrauch, Blockheizkraftwerke, 

ma- und Energiepolitik aktiv steuern kön-
nen. Die IBA Hamburg hat hier die konkrete 
Zusammenarbeit gesucht, verspricht sich 
wertvolle Synergien und sieht sich als Im-
pulsgeberin für innovative Projekte bei die-
sem wichtigen Schritt Hamburgs.

Projekte und Konzept – oder: Konzept und 
Projekte

Seit 2007 entwickelt und qualifiziert die 
IBA Hamburg in ihren Leitthemen Projekte, 
die zum Teil auf Ansätzen aus den Fachbe-
hörden basieren, aus dem „Weißbuch“ der 
Zukunftskonferenz Wilhelmsburg entnom-
men6 oder durch die IBA neu entstanden 
sind. Beim Leitthema „Stadt im Klimawan-
del“ war das nicht anders: Das Projekt für 
den Wilhelmsburger Flakbunker kam mit 
der Idee der Umsetzung einer großen So-
larthermieanlage aus der Behörde, wurde 
durch die IBA zum Energiebunker qualifi-
ziert und zu dem starken und damit auch 
umsetzbaren Projekt entwickelt, das es heu-
te darstellt. Das Vorhaben, auf der Deponie 
Georgswerder eine Photovoltaik-Anlage zu 
bauen oder auch die alten Windenergiean-
lagen zu „repowern“ existierte bereits. Doch 
dazu kam die starke Forderung aus dem 
Stadtteil, diesen „Berg“ für die Öffentlich-
keit nutzbar zu machen, und so entwickelte 
die IBA das Projekt Energieberg. 

Quelle: IBA Hamburg
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regionale und lokale Energieverbundsys-
teme verbessern die Energieeffizienz. Der 
Anteil erneuerbarer Energien wird schritt-
weise auf 100 % gesteigert. Zusammen mit 
der Bevölkerung und zahlreichen Akteuren 
will die IBA Hamburg zeigen, wie Städte zu 
Vorreiterinnen des Klimaschutzes werden 
können.

Das Demonstrationsgebiet der IBA Ham-
burg hat dabei neben den klaren räumli-
chen Grenzen einen wichtigen strategischen 
Vorteil: Es liegt nicht im Versorgungsgebiet 
des Hamburger Fernwärmenetzes. Damit 
hat die IBA Hamburg hier die reale Chan-
ce, die zahlreichen dezentralen und lokalen 
Ansätze der Energieversorgung zu erproben. 

Wie lässt sich nun das Ziel möglichst flä-
chendeckender erneuerbarer Energiever-
sorgung und maximaler Klima-Entlastung 
in eine realisierbare Handlungsstrategie 

„zum Anfassen“ für die Elbinseln umsetzen? 
Die Elemente der Road Map sind: 

•	 Ermittlung der Verbraucher und Ver­
bräuche 

•	 Ermittlung der Potenziale 

•	 Verortung der Projekte der Energieein-
sparung, der Effizienzsteigerung und für 
erneuerbare Energien 

•	 Erarbeitung eines zeitlichen Umsetzungs-
konzepts, dem Energieatlas der Elbinseln, 
in das die IBA-Projekte eingebunden sind.

Effiziente Netze der „erneuerbaren“ Art

Das „Klimaschutzkonzept Erneuerbares 
Wilhelmsburg“ sieht vor, in den stärker 
verdichteten Stadträumen des westlichen 
Wilhelmburg mit mehreren IBA-Projekten 
(Energiebunker, Energieverbund Wilhelms-
burg Mitte, Nahwärmenetz Neue Hambur-
ger Terrassen und dem Forschungsprojekt 
Tiefengeothermie) die Entwicklung CO

2
-

effizienter, offener, regenerativ und durch 
industrielle Abwärme gespeister Wärmenet-
ze voranzutreiben. 

Das spektakulärste und markanteste, fast 
schon zum Symbol des Klimaschutz-
konzepts auserkorene IBA-Projekt ist der 

„Energiebunker“. Inmitten des gewachsenen 
städtischen Gefüges im nördlichen Teil von 
Wilhelmsburg, dem Reiherstiegviertel, wird 
bis zum Jahr 2013 die Transformation eines 
baulichen Relikts des 2. Weltkriegs in einen 

„Leuchtturm“ nachhaltiger Energieerzeu-

Alter Flakbunker im Reiherstiegviertel mit Projektionen zur Zukunft
Quelle: IBA Hamburg/Martin Kunze 

Energiebunker nach Visionen der IBA und des Architekturbüros HHS 
Quelle: IBA Hamburg/HHS 

Der Energiebunker wird in Zukunft rund 3 000 Wohneinheiten mit Strom  
und 2 000 Wohneinheiten mit Wärme regenerativ versorgen 
	 Quelle: IBA Hamburg/urbanista 

IBA Hamburg: „Energiebunker“
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zen. Dafür dienen u. a. die IBA-Kampagne 
„Prima Klima-Anlage – Sparen und Sanieren 
auf den Elbinseln“ sowie das „Model Home 
2020“.

In Städten ist es gerade der Gebäudesektor, 
der sowohl im Bestand als auch im Neubau 
einen überproportionalen Beitrag zur CO

2
-

Reduktion leisten muss, damit dieses Ge-
samtziel der Gesellschaft erreicht werden 
kann. Denn bereits heute zeichnet sich ab, 
dass es in anderen Sektoren wie z. B. Ver-
kehr, Industrie und Konsum bedeutend 
schwerer sein wird, die Emissionsziele zu 
verwirklichen. Deshalb lautet ein Kernsatz 
von These 4 der „Hamburger Thesen zum 
klimagerechten Bauen“7: „Wenn Hamburg 
seine Klimaziele insgesamt erreichen will, 
dürfte eine Reduzierung des CO

2
-Ausstoßes 

der Gebäude in Hamburg bis 2020 um 50 % 
und bis 2050 um 90 % (Basis 1990) notwen-
dig werden.“

Mit „Prima Klima-Anlage – Sparen und Sa-
nieren auf den Elbinseln“ startete die IBA 
Hamburg eine Kampagne, die sich bewusst 
an die privaten Hauseigentümer im IBA-
Demonstrationsgebiet richtete. Diese konn-
ten sich 2009 bei der IBA Hamburg in einem 
ersten Schritt um einen Hamburger Ener-
giepass „IBA-Exzellenz“ zum Sonderpreis 
bewerben. 60 Objekte mit vielfältigsten Ei-
gentümerstrukturen, unterschiedlichsten 
Nationalitäten und der ganzen Bandbreite 
der Gebäudetypologie haben das Ange-
bot wahrgenommen und wurden von der 
IBA Hamburg gefördert – von einer kleinen 
Wohnungseigentümergemeinschaft in der 
denkmalgeschützten ehemaligen Schule in 
Moorwerder, Schumacher-Rotklinkerhäu-
sern auf der Veddel, den typischen Sied-
lereigenheimen in Kirchdorf, schwimmen-
den Wohnpontons am Reiherstieg bis hin 
zu  gründerzeitlichen Mehrfamilienhäusern 
im urbanen Reiherstiegviertel.

Ausgewählte engagierte Energieberatungs-
Büros ermittelten den Energieverbrauch 
der Gebäude. Untersucht wurde das opti-
male Energiespar-Potenzial nach dem ho-
hen „IBA-Exzellenz-Sanierungsstandard“ 
(mit Passivhauskomponenten und Einsatz 
erneuerbarer Energien) sowie nach der Be-
ratung der tatsächlich geplanten Variante. 
2010 haben die Bewerber die Möglichkeit, 
das Angebot der IBA wahrzunehmen und 
eine finanzielle Förderung zusätzlich zu 
den bestehenden Landes- und Bundesför-
derungen für die hocheffiziente Sanierung 

gung des 21. Jahrhunderts mit öffentlich 
zugänglichen Bereichen zu erleben sein. 
Aus einem 1942 errichteten, rund 42 m ho-
hen ehemaligen Flakbunker wird der „Ener-
giebunker“. Das stattliche Bauwerk wurde 
1947 durch Sprengungen zwar im Inneren 
zerstört, doch es prägt mit seiner äußerlich 
scheinbar unbeschädigten, zwei bis fast vier 
Meter dicken Hülle aus Stahlbeton bis heu-
te das Quartier. 

Nach der Instandsetzung der Bauruine 
wird der Bunker für Besucher in rund 30  m 
Höhe einen Rundumblick über die Insel, 
den Hafen und die Elbe bis über die Gren-
zen der Stadt hinaus ermöglichen und ein 
Dokumentationszentrum zur Geschichte 
des Flakbunkers in einem der Flaktürme 
beherbergen. Darüber hinaus wird dieser 

„Klotz im Park“ künftig gleich in mehrfacher 
Hinsicht eine zentrale Rolle bei der erneu-
erbaren Energieversorgung spielen. Ab 2013 
wird der Energiebunker in einem Holzhack-
schnitzel-Blockheizkraftwerk im Unterge-
schoss Wärme- und Stromerzeugung bün-
deln (Kraft-Wärme-Kopplung auf Basis von 
Biomasse). Zudem erzeugt eine Solaranlage 
auf dem Dach und an der Südfassade mit 
insgesamt rund 3  000 m2 Fläche Strom und 
Wärme aus Sonnenenergie. Dazu könnte 
die Nutzung von Abwärme eines nahege-
legenen Industriebetriebs kommen. Die 
Wärme aus Sonne, industriellen Prozessen 
und den Blockheizkraftwerken wird im ent-
kernten Innenraum des Energiebunkers in 
einen 2 000 m3 großen Wasserspeicher zwi-
schenspeichert und in ein neues Wärme-
netz eingespeist. 

Mit diesem Energiemix können in einem 
ersten Schritt das benachbarte Wohngebiet 
und IBA-Projekt „Weltquartier“ mit über 
800 energetisch sanierten Wohnungen mit 
Wärme aus erneuerbaren Energiequellen 
versorgt und gleichzeitig ein Teil des dort 
benötigten Stroms (virtuell) erzeugt werden. 
Ziel ist es, mit dem Energiebunker mittel-
fristig einen Großteil des Reiherstiegviertels 
(Wohngebäude, Gewerbe, Schulen, Kitas 
etc.) mit CO

2
-effizienter Wärme und (virtu-

ell) regenerativem Strom zu versorgen. 

Energieeinsparung durch  
exzellente Sanierung

Im überwiegend wenig verdichteten östli-
chen Wilhelmsburg wird es vor allem da-
rauf ankommen, auf der Gebäudeebene 
exzellente Sanierungskonzepte umzuset-
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optimalen Energieeffizienz soll auch ein 
hoher Nutzungskomfort für die künftigen 
Bewohner gewährleistet werden. Da es al-
lein in Wilhelmsburg rund 700 solcher und 
ähnlicher Einfamilien- und Doppelhäuser 
gibt, ist es wichtig, übertragbare Lösungen 
zu entwickeln.

Auf dem Weg zu 100 % Erneuerbare  
Energien

Mit dem IBA-Projekt „Energieberg“ in 
Georgswerder entsteht quasi ein Symbol 
der besonderen Art für die Umstellung auf 
eine erneuerbare Energieversorgung direkt 
am Einfahrtstor nach Hamburg. 

Jahrzehntelang wurden nach dem 2. Welt-
krieg auf ursprünglich flachen Wiesen in 
Georgswerder zunächst Trümmerschutt 
und Bodenaushub, Haus- und Sperrmüll 
abgeladen, später auch giftige Industrieab-
fälle und Rückstände aus der Produktion 
von Pflanzenschutzmitteln. 1979 wurde der 
Deponiebetrieb aus insgesamt über 14 Mio. 
km3 Abfällen offiziell eingestellt. Dann trat 
am Fuß des Deponiehügels das hochgif-
tige Seveso-Dioxin 2,3,7,8-TCDD aus und 
gelangte in Oberflächengewässer. Daher 
musste die Deponie zwischen 1984 und 
1995 aufwendig gesichert werden. Seitdem 
ist der gesamte Hügel mit Kunststoffbahnen 
abgedichtet, damit kein Niederschlagswas-
ser eindringt und Oberflächen- und Drai-
nagewasser abgeleitet werden kann; zudem 
werden die Sickerflüssigkeiten an der Ba-
sis der ehemaligen Deponie aufgefangen 
und aufbereitet. Ein neuer Oberboden mit 
Pflanzendecke erweckt auf den ersten Blick 
den Eindruck, es handele sich um einen ge-
wöhnlichen begrünten Hügel – mit seinen 

nach „IBA-Exzellenzstandard“ zu erhalten. 
Bei diesem Projekt bestätigen sich die Er-
fahrungen, die auch andernorts gemacht 
werden, nämlich wie schwer es ist, vor al-
lem in strukturschwachen Gebieten, nach-
haltige energetische Sanierungen auf den 
Weg zu bringen. Nötig ist eine intensive 
Beratung und Betreuung der privaten Ei-
gentümer, wobei nicht nur die eigentlichen 
energetischen Maßnahmen, sondern vor al-
lem die komplizierten, vielfältigen und sich 
laufend ändernden Fördermöglichkeiten zu 
berücksichtigen sind.8

Im Rahmen des Projekts „Model Home 
2020“ 9 wird europaweit nach Lösungen für 
Energieeffizienz bei höchster Wohnquali-
tät gesucht. Hierzu werden in fünf Ländern 
insgesamt sechs Konzepthäuser entwickelt. 
Der Standort des deutschen Beitrags ist 
im IBA Hamburg-Gebiet auf der Elbinsel 
und widmet sich dem wichtigen Thema 
der energetischen Sanierung. Dafür wur-
den 2009 im Rahmen eines studentischen 
Wettbewerbs10 innovative Ideen entwickelt. 
Der erste Preis, das „LichtAktiv Haus“, wird 
2010 umgesetzt, und zwar in enger Koope-
ration mit einem Kompetenzteam aus Ar-
chitektur- und Lichtplanungs-Experten der 
TU Darmstadt und der TU Düsseldorf. Der 
IBA-Partner hat für die Realisierung dieses 
Projekts eine typische Doppelhaushälf-
te aus den 1950er Jahren in einer Eigen-
heimsiedlung in Kirchdorf erworben. Ein 
energetisch schlechter Zustand und kleine, 
niedrige Räume machen es zum idealen Ex-
perimentierhaus. Die Fragestellung lautet: 
Wie lassen sich zukunftsweisende Architek-
tur und hochwertige Materialien in idealer 
Weise zur Sanierung einsetzen? Neben einer 

Der „IBA-Exzellenzstandard“ für die Sanierung von Wohnbauten: 
Orientierung an Passivhauskomponenten und Ausbau  
erneuerbarer Energien 	 Quelle: IBA Hamburg/urbanista

Bürgerengagement und Energieberatung vor Ort: Barkassenfahrt im 
Rahmen der Kampagne „Prima Klima“

Quelle: IBA Hamburg/Andreas Schmidt 
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40 Metern eine der höchsten Erhebungen in 
Hamburg. Doch es ist ein technisches Bau-
werk, das wegen seiner Altlast unter ständi-
ger Beobachtung und Bewachung steht und 
auch noch lange stehen wird.

Auch heute schon spielt das Thema Energie 
in Georgswerder eine Rolle: Zum einen wird 
das durch permanente mikrobielle Abbau-
prozesse innerhalb der abgedeckten De-
ponie entstehende Deponiegas mit einem 
hohen Methananteil genutzt. Es wird dem 
Berg systematisch entzogen und an die be-
nachbarte größte Kupferhütte Europas ge-
liefert. Zum anderen produzieren drei ältere 
Windkraftanlagen auf dem Berg regenerati-
ven Strom. 

Im Rahmen der IBA Hamburg sollen wei-
tere innovative Energienutzungen den Er-
trag des Deponiehügels steigern und die 
45 ha große Landmarke als Aussichtsberg 
erschließen. Die kleineren bestehenden 
Windkraftanlagen sollen „repowert“ wer-
den, so dass künftig auf der Bergkuppe eine 
große Windkraftanlage mit ca. 3 MW stehen 
wird. Der Südhang bietet Platz für eine bis 
zu 16 000 m2 große Photovoltaikanlage. Der 
erste Bauabschnitt mit rund 5 000 m2 und 
ca. 500 kWp (Kilowatt-Peak) wurde bereits 
Ende 2009 durch Hamburg Energie fertig-
gestellt. Künftig sollen über 2 000 Haushalte 
mit Strom vom „Energieberg“ versorgt wer-
den können. Auch das Sickerwasser aus der 
Deponie, das ebenso wie das Grundwasser 
aufgefangen, kontrolliert gereinigt und ab-
geleitet wird, soll demnächst einen Beitrag 
zur Energiegewinnung leisten: Durch eine 
Wärmepumpe wird der Energiegehalt des 
Wassers genutzt, um Raumwärme für das 
geplante Betriebs- und Informationsgebäu-
de zu erzeugen. Schließlich kann der Wie-
senschnitt von der Deponieoberfläche im 
Rahmen des von der IBA Hamburg geplan-
ten urbanen Biogasprojekts zur Umwand-
lung in Biogas genutzt werden. Darüber 
hinaus besteht das Konzept des „Energie-
bergs“ aus der geregelten Öffnung der ge-
sicherten Mülldeponie und seiner Entwick-
lung zu einem attraktiven Ausflugsziel mit 
einem Informationszentrum – ein „Unort“ 
soll zum Ort der Begegnung werden.  Damit 
der „Energieberg“ künftig höchsten land-
schaftsplanerischen Ansprüchen genügt, 
lobte die IBA Hamburg im Einvernehmen 
mit der Abteilung Altlasten der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt im Januar 
2009 einen landschaftsarchitektonischen-

2012 – Blick auf den „Energieberg“ und seinen solar-gespeisten beleuchteten  
Horizont vor der Autobahn (Visualisierung Nacht) 

Quelle: IBA Hamburg/ Häfner/Jimenez 

Entwurf „Energieberg“: artifizielle, den Berggipfel umrundende Promenade 

Entwurf „Energieberg“: Ausblick auf Hamburg 

Entwurf: eine Deponie als „Energieberg” 
Quelle: IBA Hamburg/urbanista 

IBA Hamburg: „Energieberg“
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tische Optimierung des Modellraums IBA 
Hamburg“ beauftragen, die derzeit im in-
tensiven Austausch mit dem IBA-Fachbeirat 
Energie und Klima12 erarbeitet wird. Hier 
werden im Rahmen einer Szenarienanalyse 
Entwicklungen des zukünftigen Energiebe-
darfs und Potenziale der Einsparung, Erhö-
hung der Effizienz und des Einsatzes erneu-
erbarer Energien in den unterschiedlichen 
Stadtraumtypen auf den Elbinseln gegen-
übergestellt und strategische Maßnahmen 
zur Optimierung der Energieversorgung 
abgeleitet. Konkret untersucht werden zwei 
verschiedene Referenzszenarien (mit und 
ohne Fernwärmenetz des Kohlekraftwerks 
Moorburg auf den Elbinseln); ferner werden 
zwei sog. Exzellenz-Szenarien entwickelt, 
die verschiedene Schwerpunktsetzungen 
der erneuerbaren Energieversorgung dar-
stellen (starke Fokussierung auf die Option 
Tiefengeothermie oder Diversifizierung der 
erneuerbaren Energien). Motivierend sind 
die positiven Auswirkungen der von der IBA 
Hamburg vorangetriebenen offenen rege-
nerativen Wärmenetze und Energieverbün-
de. Deutlich wird, dass durch die bis jetzt 
durch die IBA initiierten Projekte ein klarer 
Schritt hin zu einer schnelleren Umsetzung 
des Ziels „100 % erneuerbar“ gelingen kann 
und damit eine erhebliche Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen erreicht wird.

Die Ergebnisse der Studie bilden eine wich-
tige Grundlage für den „Energieatlas der 
Elbinseln“. Der Atlas wird strategische Ins-
trumente und Projekte für eine zukünftige 
Energieversorgung der Elbinseln darstellen 
und soll ein energetisch-räumliches Leit-
bild für das IBA-Demonstrationsgebiet auf-
zeigen. Ziel ist es, diese Road Map in den 
Folgejahren mit vielen Institutionen, Ver-
bänden, Fachleuten und der Bevölkerung 
intensiv zu diskutieren und weiterzuentwi-
ckeln. Dabei soll kein statischer Plan ent-
stehen, sondern ein Instrument, das Opti-
onen für die klimaneutrale Elbinsel mit der 
schrittweisen Umstellung auf 100 % erneu-
erbare Energien aufzeigt und prüft. Dazu 
gehört auch für die IBA Hamburg, in den 
kommenden Jahren die Module Industrie, 
Verkehr und Life Style näher zu betrachten 
und hier angepasste Lösungen für die Elb-
insel zu entwickeln. Ein erster Ansatz ist 
2010 ein IBA-Labor zum Thema CO

2
-freie 

Mobilität der Zukunft mit dem Schwer-
punkt Radverkehr.

hochbaulichen Wettbewerb aus. Der sieg-
reiche Entwurf wird nun umgesetzt.

Die tragende Idee des Entwurfs ist eine ar-
tifizielle, den Berggipfel umrundende Pro-
menade. Sie bietet einen freien Ausblick 
nach allen Seiten und lädt gleichzeitig zum 
Verweilen auf dem „Energieberg“ ein, der 
als Landmarke von weitem sichtbar ist und 
nachts durch einen leuchtenden weißen 
Ring akzentuiert werden soll. Der stegartige 
Rundweg erschließt verschiedene Statio-
nen zu Themen der Deponie und ihrer Sa-
nierung, der regenerativen Energienutzung 
und von Recyclingprozessen. Angestrebt 
ist, das neue Informations- und Betriebsge-
bäude im für Hamburg wichtigen Jahr 2011 
(„European Green Capital“) bereits als Info-
Point zu eröffnen und einen ersten Teil der 
Ausstellung einzuweihen.

Energieatlas für die Elbinseln

Neben dem Baustart für zahlreiche IBA-
Projekte ist 2010 auch das Jahr, in dem 
sehr intensiv an der Road Map, dem „Kli-
maschutzkonzept Erneuerbares Wilhelms-
burg“ gearbeitet wird. Die erste Auflage die-
ser Road Map erscheint im Herbst 2010 als 
Buch. 

Um den „Energieatlas der Elbinseln“ zu ent-
wickeln, hat die IBA Hamburg 2008 ihren 
Fokus auf den Energieverbrauch (Strom 
und Wärme) beim Gebäudebestand gelegt 
und das Bremer Energie-Institut mit der Er-
hebung des derzeitigen Wärme- und Strom-
verbrauchs von Wohn-, Dienstleistungs-, 
Büro- und Verwaltungsgebäuden auf den 
Elbinseln beauftragt. Durch eine Koopera-
tion mit den örtlichen Netzbetreibern im 
geplanten „EnEff: IBA“-Projekt wird die IBA 
Hamburg darüber hinaus auf die konkreten 
Verbrauchsdaten (Strom/ Gas) der Jahre 
2008–2013 zurückgreifen können.

In einem IBA-Labor wurde die Umsetzungs-
strategie mit lokalen und internationalen 
Experten sowie engagierten Bürgern der 
Elbinseln konkretisiert: hin zu einem krea-
tiven Umgang mit den Potenzialen der In-
seln für erneuerbare Energien, für Energie-
effizienz und Energieeinsparung. Angeregt 
durch das Ressortforschungsprojekt des 
Bundes „Nutzung städtischer Freiflächen 
für erneuerbare Energien“11 hat die IBA 
Hamburg den Austausch gesucht. Aufbau-
end auf diesen Erfahrungen und Erkennt-
nissen konnte sie 2009 die Studie „Energe-
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In ihrem Leitthema „Stadt im Klimawandel“ 
sieht sich die IBA Hamburg selbst als „Stadt-
labor“ für den Weg hin zu modellhaften Lö-
sungen bei Energieeinsparung, Energieef-
fizienz und erneuerbaren Energien. Einige 
wesentliche Handlungsempfehlungen für 
andere Städte/Kommunen/Quartiere (auch 
ohne gleich eine IBA auszurufen) können 
schon jetzt benannt werden:

•	 Es braucht eine klare Zielsetzung – Ener-
gieeinsparung, Energieeffizienz und 100 % 
erneuerbare Energien funktionieren in 
urbanen Räumen!

•	 Wichtige Vorraussetzung, um diesen Pro-
zess zu initiieren und zu steuern, ist ein 
starker und aktiver „Treiber“, der über 
eine weitestgehende politische, inhaltli-
che und programmatische Unabhängig-
keit verfügt.

•	 Die Fähigkeit, einen integrativen Arbeits-
prozess zu installieren und viele Akteure 
einzubinden, ist immanent. 

•	 Strategische Voraussetzung ist die Unter-
suchung der unterschiedlichen „Bega-
bungen“ der Räume bezüglich Einspar-
potenzialen, Effizienzmaßnahmen und 
Einsatz von erneuerbaren Energien. Jeder 
Ort hat seine Schwerpunkte für Ressour-
cen und Techniken.

•	 Die Entwicklung einer Road Map – nicht 
nur als theoretisches Konzept, sondern 
bei gleichzeitiger Umsetzung wesentli-
cher modellhafter lokaler und dezentraler 
Projekte – ist wichtig, um die Ziele deut-
lich und anfassbar zu machen. Für die 
IBA Hamburg sind das z.B. der „Energie-
bunker“ und der „Energieberg“ sehr mar-
kante Orte auf der Elbinsel und damit für 
alle sichtbare Zeichen der Veränderung 
und Umgestaltung.

•	 Eine sichere Finanzierungsbasis ist nötig 
und somit das Ausschöpfen vielschich-
tiger Fördermöglichkeiten auf landes-, 
bundes- und europäischer Ebene. Gleich-
zeitig müssen die Maßnahmen nach den 
finanziellen Ressourcen priorisiert wer-
den.

•	 Eine starke Kommunikationsstrategie 
muss begleitend erarbeitet werden. Nur 
so können relevante Partner gewonnen 
werden – von Unternehmen, Investoren 
bis zur Bevölkerung vor Ort.

3	 Fazit und Handlungsempfehlungen

Gerade nach dem Scheitern des Klimagip-
fels in Kopenhagen Ende 2009, in den so 
hohe Erwartungen gesetzt wurden, setzt 
sich vielerorts die Erkenntnis durch, dass 
weiteres Warten auf global verbindliche Re-
duktionsziele und Klimaschutzstrategien 
nicht hilft – auch wenn diese wichtig sind. 
Die Zeit drängt vielmehr, und im Prinzip 
ist jede Region, jedes Land, jede Stadt, jeder 
Stadtteil und letztlich jeder Einzelne gefragt, 
vorbildliche Lösungen auf den Weg zu brin-
gen, gerade in den Industrieländern.

Die IBA Hamburg will mit ihrem „Klima-
schutzkonzept Erneuerbares Wilhelmsburg“ 
vor allem Lösungen für den urbanen, be-
reits in großen Teilen gebauten Raum zei-
gen. Sie untersucht, wie die lokalen erneu-
erbaren Energiequellen, Energieeinsparung 
und Energieeffizienz maximal „intra muros“ 
genutzt und dadurch auch lokale Ökonomi-
en gestärkt werden können. 

Das Klimaschutzkonzept soll übertragbare 
Ansätze liefern – schließlich geht es bei ei-
ner IBA genau darum, Modelle für andere 
Siedlungen, Gemeinden und Städte zu ent-
wickeln und zu erproben. Dennoch sehen 
gerade bei lokalen und dezentralen Lösun-
gen die Ansätze überall natürlich anders 
aus. Die „Begabungen“ der Räume müs-
sen sehr gründlich untersucht werden und 
dazu die lokalen „ungehobenen“ Potenziale 
der Energieeffizienz und der erneuerbaren 
Energien aufgespürt werden. 

Die IBA Hamburg hat mit der Insellage Wil-
helmsburgs einen klar umrissenen Raum, 
und auf diesem engen Raum sind durch sie 
wie in einem „Brennglas“ verdichtet zahl-
reiche Experimente der Energieeinsparung, 
der Energieeffizienz und der Möglichkeiten 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien ins 
Rollen gekommen. Vorbilder sind gefragt 
und nötig. Wer, wenn nicht eine Interna-
tionale Bauausstellung als aktiver Treiber 
und innovatives Instrument der Stadtent-
wicklung, kann und muss hier überzeugend 
tätig werden? Durch die Bündelung der fi-
nanziellen und personellen Kräfte bei einer 
IBA und der Bereitschaft aller Beteiligten 
(Verwaltung, Politik, Planer und Bevölke-
rung), sich auf diesen Prozess mit offenem 
Ausgang einzulassen, kann in diesem „Aus-
nahmezustand der Stadtplanung“ Außerge-
wöhnliches entstehen.
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begleiten, bewerten und evaluieren zu las-
sen. Trotzdem ist natürlich der Druck zum 
Erfolg, zum Zeigen, dass eine IBA sich lohnt, 
für alle enorm groß – auch der Mitteleinsatz 
ist ja nicht unerheblich. Bei allen Projekten, 
bei denen die IBA Hamburg auch finanziell 
fördert, muss jeweils der Beweis angetre-
ten werden, dass die IBA-Exzellenz nicht 
aus anderen Mitteln und Fördertöpfen zu 
finanzieren ist und was das IBA-Exzellente 
an dem jeweiligen Projekt eigentlich ist. 
Erst verbindliche Qualitätsvereinbarungen 
regeln die IBA-Förderung.

Es ist eine Gratwanderung zwischen dem 
Aufspüren innovativer und exzellenter  
Ideen, ihrer Kommunikation, ihrer Verifizie-
rung und dem Aushandeln mit allen Akteu-
ren, was wirklich geht. Dieser nicht einfache 
Prozess bedarf Mut, Kreativität, Durchset-
zungskraft und Durchhaltevermögen.

•	 Die Begleitung des Prozesses durch exter-
ne Experten und Expertinnen (bei der IBA 
Hamburg ist dies der Fachbeirat für Kli-
ma und Energie) ist eine wesentliche Vor
aussetzung, um die Arbeit immer wieder 
in den nationalen und internationalen 
Fachkontexten zu spiegeln.

•	 Evaluation und Monitoring müssen Be-
standteil des Prozesses sein.

Und es bleibt: Ohne den Mut zu Experimen-
ten mit offenem Ausgang kann man nichts 
bewegen!

Wichtig für eine IBA ist, dass sie sich Expe-
rimente trauen darf und auch muss – Expe-
rimente können und dürfen auch scheitern, 
man soll gerade aus ihnen lernen. Von da-
her ist es für die IBA Hamburg wichtig, ihre 
Projekte auf den vielfältigsten Ebenen zur 
Diskussion zu stellen, sie wissenschaftlich 

Anmerkungen

(1)
Für umfassende Informationen siehe www.
iba-hamburg.de

(2)
Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt (Hrsg.): Sprung 
über die Elbe – Hamburg auf dem Weg zur in-
ternationalen Bauausstellung – IBA Hamburg 
2013. – Hamburg 2005, S. 18-37

(3)
Die nationale Nachhaltigkeits-Strategie der 
Bundesregierung von 2002 (mit dem Fort-
schrittsbericht 2004) setzte der Verringerung 
der Flächeninanspruchnahme für Siedlung 
und Verkehr in Deutschland ein Ziel für 2020: 
Pro Tag sollen nicht mehr als 30 ha neu er-
schlossen werden.

(4)
Die hier und im Weiteren überwiegend ver-
wendete männliche Begriffsform für Beteiligte 
aller Art (Akteure, Bewohner, Bürger, Experten 
etc.) schließt selbstverständlich immer auch 
Frauen mit ein. 

(5)
Vor rund elf Jahren hatte die Stadt Hamburg 
ihr Unternehmen Hamburgische Elektricitäts-
Werke AG (HEW) an die Vattenfall Europe AG 
verkauft.

(6)
Zukunftskonferenz Wilhelmsburg (Hrsg.): Zu-
kunftskonferenz Wilhelmsburg – Insel im Fluss 
– Brücke in die Zukunft. Weißbuch – Bericht der 
Arbeitsgruppen Mai 2001–Januar 2002. - Ham-
burg 2002 

(7)
„Hamburger Thesen zum klimagerechten Bau-
en“ – entstanden im IBA-Labor „Architektur im 
Klimawandel“ im Sommer 2008, basierend auf 
einem Entwurfs des IBA-Fachbeirats Klima und 
Energie –, die nun in das strategische Leitbild der 
Freien und Hansestadt Hamburg übernommen 
werden sollen 

(8)
Dabei kooperiert die IBA Hamburg mit der In-
itiative Arbeit und Klimaschutz der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt, der Hamburgi-
schen Wohnungsbaukreditanstalt, dem Bezirk 
Hamburg Mitte, der Hamburger Sparkasse und 
der Firma IMMOSOLAR. 

(9)
Das Projekt ist eine Initiative des IBA-Partners 
Firma VELUX Deutschland.

(10)
Der Wettbewerb fand am Lehrstuhl für Ener-
gieeffizientes Bauen der TU Darmstadt von 
Prof. Manfred Hegger statt.

(11)
Projekt des Forschungsprogramms „Expe-
rimenteller Wohnungs- und Städtebau“ des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung und des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung, vgl. BMVBS/
BBR (Hrsg.): Nutzung städtischer Freiflächen 
für erneuerbare Energien. - Bonn 2009 (www.
bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/
Sonderveroeffentlichungen/2009/NutzungFrei-
flaechen.html)

(12)
Mitglieder des Klimabeirates sind: Prof. Pe-
ter Droege (Weltrat für erneuerbare Energien), 
Dr. Harry Lehmann (Umweltbundesamt), Prof. 
Irene Peters (HafenCity Universität Hamburg), 
Prof. Manfred Hegger (TU Darmstadt), Stefan 
Schurig (World Future Council, Hamburg), 
Prof. Matthias Schuler (Transsolar, Stuttgart).

Weitere Informationen:
www.iba-hamburg.de
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